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Migration einen Beitrag zur Abschwächung des E±ekts der 
Alterung, was tendenziell eher vulnerabilitätsmildernd 
wirken kann.

• Um die zukünftigen Auswirkungen des Klimawandels auf 
vulnerable Bevölkerungsgruppen in Österreich gering zu 
halten, sind rechtzeitig Vorsorgemaßnahmen zu tre±en, 
welche den Bedürfnissen der unterschied lichen Bevölke-
rungsgruppen gerecht werden. Die Nicht-Berücksichti-
gung demographischer Faktoren kann zu fehlgeleiteten 
Politikmaßnahmen führen.
Auch ökonomische Veränderungen können die Bereit-

stellung von Gesundheitsleistungen beeinträchtigen und 
somit Vulnerabilität erhöhen.
• Die prominentesten Faktoren sind steigende Ungleichheit, 

Alterung oder die Automatisierung der Produktion. Der 
Klimawandel kann zum einen Ursache ökonomischer Ver-
änderungen sein, zugleich aber auch die vulnerabilitätsstei-
gernde Wirkung der genannten ökonomischen Verände-
rungen verschärfen.

• Nachhaltige wirtschaft liche Rahmenbedingungen werden 
erforderlich sein, um Ungleichheit befördernde Wirt-
schaftssyteme und -krisen zu vermeiden und eine erfolgrei-
che Anpassung an den Klimawandel für alle zu gewährleis-
ten.
Der Klimawandel beein�usst das Gesundheitssystem 

bzw. die Gesundheitsversorgung, wobei die Kompetenzen 
zur Vermeidung oder Abschwächung seiner direkten und 
indirekten gesundheit lichen Folgen fragmentiert sind und 
oft außerhalb des Gesundheitssystems liegen.
• Um der erhöhten Inanspruchnahme des Gesundheitssys-

tems infolge des Klimawandels zu begegnen, sind Maß-
nahmen erforderlich, die über den Verantwortungsbereich 
des Gesundheitssystems hinausgehen. 

• Verstärkte Vorhaltung und Inanspruchnahme des Gesund-
heitssystems haben nicht nur gesundheitsökonomische 
Implikationen, sondern tragen ihrerseits selbst durch ver-
stärkte Emissionen zum Klimawandel bei (z. B. durch 
Kühl- und Heizsysteme, Bescha±ung und Transport etc.).

• Ökonomische Bewertungen, die Kosten und Nutzen von 
spezi�schen Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit vor 
den Folgen des Klimawandels untersuchen, liegen kaum 
vor. Die erhöhte Krankheitslast führt jedoch unumstritten 
zu ökonomischen Folgekosten, u. a. bedingt durch erhöhte 
Präventionskosten und Inanspruchnahme, Produktivitäts-
ausfälle (Krankenstände), direkte Schäden und Investiti-
onsaufkommen.

2.1  Einleitung 

In Anwendung des von der Weltgesundheitsorganisation 
bereitgestellten konzeptionellen Rahmens der Gesundheits-
determinanten (WHO, 2010) beschäftigt sich dieses Kapitel 
mit den sozialen, politischen und ökologischen Kontexten, 

Kernbotschaften 

Getrieben von der Temperaturentwicklung, die mit bei-
spielloser Geschwindigkeit voranschreitet, verändern sich 
weltweit wie auch in Österreich die klimatischen Bedin-
gungen, welche über konkrete Witterungsverläufe auf die 
Gesundheit direkten und indirekten Ein�uss haben.
• Bei gesundheitsrelevanten Klimaphänomenen sind in fol-

genden Bereichen größere Veränderungen zu erwarten: 
 � Extremereignisse hinsichtlich Auftrittshäu�gkeit, 

Dauer und Intensität (z. B. Hitzewellen, Hochwasser, 
Starkniederschläge), 

 � erhöhte Konzentrationen von Luftschadsto±en durch 
Klimawandel oder Klimaschutzmaßnahmen und

 � klimainduzierte Änderung der Verbreitungsgebiete 
lokal bisher nicht bekannter oder wenig verbreiteter all-
ergener P¯anzen und krankheitsübertragender Orga-
nismen (z. B. Anopheles-Mücken).

Um die Resilienz der Gesellschaft gegenüber erwartbaren 
gesundheitsrelevanten Klimafolgen zu erhöhen, müssen mög-
liche relevante Systemwechselwirkungen erforscht und daraus 
Adaptionsstrategien abgeleitet werden. 

Die demographische Zusammensetzung der Bevölke-
rung spielt für die Analyse der Auswirkungen des Klima-
wandels auf die Gesundheit ebenfalls eine wichtige Rolle. 
• Bevölkerungsgruppen unterscheiden sich hinsichtlich 

ihrer Vulnerabilität, da diese verschiedenste Ursachen 
haben kann: Besonders vulnerable Gruppen sind ältere 
Menschen, Kinder, Menschen mit Behinderung, Perso-
nengruppen mit niedrigem Einkommen, die aufgrund 
struktureller, recht licher und kultureller Barrieren oft nur 
eingeschränkten Zugang zur Gesundheitsinfrastruktur 
oder zu Gesundheitsverständnis haben. Diese strukturellen 
Rahmenbedingungen sind allerdings von jenen, welche in 
der persön lichen Lebensführung verankert sind (Ernäh-
rung, sport liche Aktivitäten, Lebensstil), abzugrenzen.

• Infolge der fortschreitenden demographischen Alterung ist 
damit zu rechnen, dass ein zunehmender Anteil der Bevöl-
kerung Österreichs Teil der Risikogruppe wird. Betrug die 
Zahl der Personen im Alter von 65 und mehr Jahren im 
Jahr 2017 1,63 Mio., so wird diese bis 2030 um eine halbe 
Million (31 %) auf 2,13 Mio. zunehmen.

• Weniger eindeutig sind die Vulnerabilitätse±ekte von Mig-
ration, die als weitere wichtige Auswirkung klimatischer 
Veränderungen auf Bevölkerungen gesehen werden kann. 
Während diese zumeist innerhalb nationaler Grenzen 
statt�ndet, deutet eine zunehmende Zahl an Studien dar-
auf hin, dass Umweltein¯üsse auch internationale Migra-
tion hervorrufen können. Durch Migration nach Öster-
reich ist mit einer Zunahme des Anteils der Risikogruppe 
an der österreichischen Bevölkerung zu rechnen.

• Nicht zu vernachlässigen ist auch der indirekte Ein¯uss 
von klimatischen Veränderungen auf Migrationstenden-
zen durch die Befeuerung von Kon¯ikten, was zweifellos 
für eine Zunahme der Vulnerabilität sorgt. Zugleich leistet 
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hen werden, wie die wirtschaft lichen Rahmenbedingungen 
sich auf die Gleichheit im Gesundheitssystem auswirken kön-
nen (Wenzl u. a., 2017). 

Aber nicht nur Transformationen in der Wirtschaft und im 
Gesundheitssystem beein¯ussen die Gesundheit der Bevölke-
rung, auch die Bevölkerung selbst verändert sich. Die Verän-
derung der Bevölkerung wird im Wesent lichen durch Fertili-
tät, Mortalität und Migration bestimmt, woraus sich die 
Bevölkerungsgröße und -verteilung ergeben. In Österreich 
führen eine längere Lebenserwartung und langfristige 
Abwärtstrends in der Fertilität zu einer Alterung der Bevölke-
rung. Diese Veränderung der Altersstruktur wirkt sich durch 
den verringerten Anteil an erwerbstätiger Bevölkerung auf das 
Rentensystem und durch den vergrößerten Bedarf nach Lang-
zeitp¯ege auf soziale Sicherungssysteme, wie das Gesund-
heitssystem, aus (Hsu u. a., 2015). In ähn licher Weise trägt 
auch die Migration (nicht nur hinsichtlich der Bevölkerungs-
zahl, sondern auch ihrer Zusammensetzung) zum demogra-
phischen Wandel bei (Philipov & Schuster, 2010). Zuletzt 
beein¯ussen diese demographischen Veränderungen die Mor-
biditätsmuster, da sie sich auf den Anteil an gefährdeter 
Bevölkerung auswirken. Die Populationsdynamik ist somit 
als zentrale Gesundheitsdeterminante zu sehen.

Wenngleich nicht explizit im ursprüng lichen konzeptio-
nellen Rahmen der sozialen Gesundheitsdeterminanten 
genannt, hat auch der Klimawandel o±ensichtlich einen Ein-
¯uss auf Determinanten wie Wirtschaft, Gesundheitssystem 
und Bevölkerungsdynamik. Was die Auswirkungen des Kli-
mawandels auf die Wirtschaft anbelangt, dürften einige Län-
der in der nörd lichen Hemisphäre sogar pro�tieren, da sich 
die landwirtschaft liche Produktion erhöhen und Heizkosten 
verringern könnten. Für den Großteil der rest lichen Welt, 
speziell in den tropischen und subtropischen Gebieten, wer-
den jedoch eher negative wirtschaft liche E±ekte der Erder-
wärmung vorhergesagt, die vom Rückgang der Ernteerträge 
und der Arbeitsproduktivität bis hin zu Schäden an Produkti-
onsstätten reichen (IPCC, 2007b). Weiters sagt der IPCC 
voraus, dass die positiven wirtschaft lichen E±ekte des Klima-
wandels sich bei einem weiteren Anstieg der Emissionen (was 
mit einem Anstieg der globalen Durchschnittstemperaturen 
einhergeht) ins Negative kehren und zunehmend intensivie-
ren.

Ebenso kann der Klimawandel sich auf das Gesundheits-
system auswirken. Gesundheitseinrichtungen können direk-
ten Schaden nehmen, aber auch indirekte Schäden sind mög-
lich, z. B. aufgrund des Wiederauftretens oder der erneuten 
Zunahme bestimmter Infektionskrankheiten, wobei zeitge-
rechtes Risikomanagement und Vorbereitungsmaßnahmen 
im ö±ent lichen Gesundheitssystem vonnöten sein werden, 
um mit den neuen Anforderungen Schritt zu halten. Antwor-
ten des ö±ent lichen Gesundheitswesens auf diese neuen Her-
ausforderungen müssen hierbei sowohl die Möglichkeit der 
Klimawandelabschwächung als auch der rechtzeitigen Anpas-
sung sowie mög liche „Co-Bene�ts“ in Betracht ziehen (Frum-
kin u. a., 2008; Haines, 2017). Treibhausgase zu reduzieren, 
würde nicht nur helfen, den Klimawandel einzudämmen, 

die sich auf Gesundheit auswirken – speziell Bevölkerungsdy-
namik, Wirtschaft und das Gesundheitssystem. Besonderes 
Augenmerk wird auch auf Veränderungen in der Vulnerabili-
tät gelegt. Ausgangspunkt ist aber einmal mehr der Klima-
wandel, dessen direkte, wie auch indirekte Gesundheitsaus-
wirkungen im Kontext des komplexen Wechselspiels der drei 
genannten Determinanten gesehen werden muss. Eine 
Zunahme der Häu�gkeit wie auch der Intensität von Extrem-
wetterereignissen wie Flutkatastrophen, Dürren oder Hitze-
wellen können direkte körper liche und psychische Gesund-
heitsfolgen haben (McMichael & Lindgren, 2011). Beispiele 
für indirekte Gesundheitsfolgen des Klimawandels sind die 
Ausbreitung von Krankheitserregern und auch allergenen 
P¯anzen, die sich aus den Veränderungen des Ökosystems 
ergeben. Des Weiteren beein¯usst der Klimawandel das sozio-
ökonomische und politische Umfeld, in dem Ungleichheiten 
im Gesundheitssystem entstehen können (Walpole u. a., 
2009). 

Dieses Kapitel berücksichtigt, dass die Gesundheitsdeter-
minanten nicht statisch bleiben, sondern einem ständigen 
Wandlungsprozess unterworfen sind. Die Finanzkrise von 
2008 illustriert beispielsweise wie wirtschaft liche Veränderun-
gen durch die Schwächung sozialer Sicherungssysteme 
Gesundheit negativ beein¯ussen können. Infolge �skalischer 
Einschnitte im Wohlfahrtsstaat geriet das Gesundheitssystem 
in vielen europäischen Ländern wie Griechenland, Spanien 
oder Portugal stark unter Druck (Karanikolos u.  a., 2013). 
Tatsächlich zeigt eine Vielzahl an empirischen Studien konsis-
tente Evidenz für einen Anstieg bei den Selbstmorden wie 
auch verschlechterte psychische Gesundheit infolge der euro-
päischen Finanzkrise (Parmar u. a., 2016). In diesem Fall 
scheint die sich verschlechternde Wirtschaftslage die Gesund-
heitssituation der Bevölkerung durch Stress und Angst vor 
Jobverlust zu belasten sowie durch mangelnde Finanzierung 
des Gesundheitssystems die Versorgung zu gefährden. Dies 
erhöht die Vulnerabilität gegenüber den Folgen des Klima-
wandels.

Zugleich befand sich das Gesundheitssystem – als weitere 
wichtige Gesundheitsdeterminante – in einem permanenten 
Reformzustand. In vielen Ländern mit allgemeiner Gesund-
heitsversorgung herrscht Bedarf an der Reformierung des 
Gesundheitsmanagements wie auch der Finanzierung. Die 
Bandbreite der nötigen Veränderungen reicht dabei von 
Dezentralisierungsschritten auf der regionalen oder auch 
lokalen Ebene, wie z. B. in Italien, über die Entwicklung von 
Präventions- und Gesundheitsförderungskampagnen, wie 
z. B. in Spanien und Portugal, bis hin zur Standardisierung 
und Defragmentierung von P¯egeleistungen, wie z. B. in 
Österreich (Hofmarcher, 2014; Serapioni & Matos, 2014). 
Während einige Politikmaßnahmen darauf abzielten, die 
ö±ent liche Gesundheit zu verbessern und Gesundheitsleis-
tungen aufrechtzuerhalten, handelte es sich oftmals auch um 
Maßnahmen zur Kürzung von Kosten infolge des ökonomi-
schen Schocks. Das verringerte Ausmaß der Krankenversiche-
rung in Spanien oder der Anstieg von Selbstbehalten in Däne-
mark, Frankreich und Italien können dabei als Beispiele gese-
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Reformdruck ausgesetzt ist. Um den Anforderungen ö±ent-
licher Gesundheit im 21. Jahrhundert gerecht zu werden, 
muss sich das Gesundheitssystem mit den Folgewirkungen 
von Klimawandel und Demographie auseinandersetzen und 
Antworten auf neue Herausforderungen �nden. Es gilt, vul-
nerable Gruppen aber auch Hochrisikogebiete zu identi�zie-
ren und spezi�sch auf diese abgestimmte Vorsorgemaßnah-
men zu entwickeln, um nicht leistbare Ine²zienzen zu ver-
meiden. Wie stark sich Klimawandel und demographischer 
Wandel letzten Endes auf die ö±ent liche Gesundheit auswir-
ken, wird nicht zuletzt vom Erfolg oder Misserfolg dieser 
Bemühungen abhängen. 

2.2   Entwicklung der gesund-
heitsrelevanten Klimaindika-
toren: Klimavergangenheit 
und Klimaprojektionen

2.2.1 Klimawandel & Treibhausgase

Für die Entwicklung der Spezies Mensch war das Klima schon 
immer von großer Bedeutung. Das Holozän, in dem sich die 
Menschheit von der Steinzeit bis zur Gegenwart entwickelt 
hat, ist von geringen Temperaturschwankungen geprägt (siehe 
Abb. 2.1). 

Das letzte Millennium (rechts in Abb.  2.1) wird in drei 
Abschnitte unterteilt: das „mittelalter liche Klimaoptimum“, 
die „kleine Eiszeit“ und der aktuelle Zeitraum anthropogener 
Erwärmung. Das „mittelalter liche Klimaoptimum“ wird u. a. 
mit warmen Meeresober¯ächentemperaturen im Nordatlan-
tik in Verbindung gebracht, die dazu führten, dass die vor-
herrschenden Westwinde im Vergleich zu anderen Perioden 
milde, feuchte Luftmassen in den europäischen Kontinent 
getragen haben. Dieser E±ekt wurde durch häu�ge positive 
Phasen der NAO (Nordatlantische Oszillation; Hurrel, 1995) 
verstärkt. Abgesehen davon gab es während des „mittelalter-
lichen Klimaoptimums“ ungewöhnlich wenige Vulkanerupti-
onen (Glaser, 2001). Die „kleine Eiszeit“ hingegen war von 
besonders starken und häu�g auftretenden Vulkanausbrü-
chen geprägt, die zu einer Abkühlung führten. Darüber hin-
aus war die Sonne während der „kleinen Eiszeit“ in ihrer (auf 
die letzten 2000 Jahre bezogenen) inaktivsten Phase und hat 
daher dem Klimasystem vergleichsweise wenig Energie zur 
Verfügung gestellt. Beide E±ekte haben sich überlagert und 
niedrige Durchschnittstemperaturen zur Folge gehabt (siehe 
z. B. P�ster, 1999). Die Folge waren Hungersnöte und Epide-
mien in Eurasien, die beispielsweise in China sehr gut doku-
mentiert sind. Aus historischen Aufzeichnungen lässt sich 
ablesen, dass während kälterer Perioden die Wahrscheinlich-
keit größerer Epidemien, die mehr als 3 chinesische Provinzen 

sondern auch gesundheit liche Vorteile bringen, weil klimabe-
zogene Risiken verringert werden würden.

Was die Auswirkungen des Klimawandels auf die Bevölke-
rungsdynamik anbelangt, verdichtet sich die Evidenz, dass 
Extremwetterereignisse sowie eine Verschlechterung der Luft-
qualität mit beträcht licher Überschussmortalität einhergehen 
(Forzieri u. a., 2017; Silva u. a., 2013). Zugleich wirkt sich der 
Klimawandel auf Migration aus, die E±ekte können jedoch 
sowohl positiv als auch negativ sein: Während der Klimawan-
del einerseits Migration über kürzere Distanzen erhöht, ver-
ringert er gleichzeitig Migration über weitere Strecken. Wei-
ters dürfte der Klimawandel Migration eher indirekt beein-
¯ussen, und zwar indem er die ökonomischen, politischen 
und gesellschaft lichen Treiber von Migration anfeuert (Black, 
Adger u. a., 2011). Die damit einhergehenden Veränderun-
gen in der Bevölkerungsverteilung und -struktur wirken sich 
zugleich wieder auf die dem Klimawandel ausgesetzte Bevöl-
kerung aus. Tatsächlich sind die vom Klimawandel ausgehen-
den gesundheit lichen Gefahren nicht gleichmäßig über alle 
Bevölkerungsschichten verteilt und es gilt, demographische 
Unterschiede in der Vulnerabilität zu berücksichtigen (Mut-
tarak u. a., 2016).

Der Klimawandel kann also als neue Form des Gesund-
heitsrisikos bezeichnet werden, welche Vorbereitungs- und 
Anpassungsmaßnahmen, sowohl vonseiten des Staates (z. B. 
Gesundheitssystem, Infrastruktur, Frühwarnsysteme) als auch 
vonseiten der Individuen (z. B. individuelle Vorbereitung, 
Diversi�kation von Lebensgrundlagen, Anpassung des 
Lebensstils) erfordert. Die Auswirkungen des Klimawandels 
auf Gesundheit können nur dann in Grenzen gehalten wer-
den, wenn man die von ihm hervorgerufenen Veränderungen 
in den Gesundheitsdeterminanten rechtzeitig erkennt und 
auf sie eingeht. 

Diesem Ziel verp¯ichtet, widmet sich Kapitel 2.2 zunächst 
dem Klimawandel als Gesundheitsdeterminante. Die speziell 
für Österreich zu erwartenden Auswirkungen sich global ver-
ändernder klimatischer Bedingungen werden beschrieben 
und in Bezug auf ihre Folgen für die gesundheit lichen Rah-
menbedingungen analysiert. Im Anschluss daran beschäftigt 
sich Kapitel 2.3 mit dem demographischen Wandel, der zeit-
gleich mit dem Klimawandel für Veränderungen in der öster-
reichischen Gesundheitslandschaft sorgt. Hier gilt es einer-
seits das Phänomen der Alterung in Österreich und anderen 
industrialisierten Ländern zu thematisieren, andererseits das 
anhaltend starke Bevölkerungswachstum in anderen Teilen 
der Welt, das sich ebenfalls auf Österreich auswirkt, weil es 
den Migrationsdruck aber auch den ökologischen Fußab-
druck der Menschheit im Allgemeinen erhöht. Kapitel 2.4 
bezieht als weitere Gesundheitsdeterminante die Wirtschaft 
mit ein und stellt diese in den Kontext der bereits besproche-
nen Veränderungen in Umwelt und Demographie. Beide 
können zum Auslöser für Krisenerscheinungen werden, wel-
che sich auf Produktivität, Ertrag und Wachstum auswirken. 
Zuletzt kommt Kapitel 2.5 noch auf das Gesundheitssystem 
zu sprechen, welches als Gesundheitsdeterminante von den 
zuvor genannten Ein¯ussfaktoren einem permanenten 
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mensch liche Aktivitäten in die Atmosphäre eingetragen wer-
den, tragen dazu bei. Dies sind unter anderem Kohlendioxid 
(CO2), Methan (CH4) und Lachgas (N2O). Sie kommen zum 
Teil natürlich in der Atmosphäre vor, werden aber seit der 
industriellen und der Agrarrevolution verstärkt durch 
mensch liche Aktivitäten ausgestoßen. Die Verbrennung fossi-
ler Energieträger ist die primäre Quelle von atmosphärischem 
CO2, aber auch Entwaldung, Landnutzungsänderungen und 
Bodendegradation tragen zu höheren Raten an CO2-Emissio-
nen bei. CH4- und N2O-Emissionen werden beispielsweise 
durch landwirtschaft liche Aktivitäten – vor allem Rinder-
zucht –, die Abfallwirtschaft und die Verbrennung von Bio-
masse verursacht (EPA, 2017). 

Messungen aus Eisbohrkernen belegen, dass die Konzent-
ration der Treibhausgase in der Atmosphäre eng mit der glo-
balen Durchschnittstemperatur zusammenhängt (Abb. 2.2). 
Wegen starker Rückkoppelungsmechanismen zwischen Tem-
peratur und CO2-Konzentration kann sowohl ein Tempera-
turanstieg einen CO2-Anstieg bedingen (astronomische Aus-
löser in Paläozeiten, Abb. 2.2), als auch umgekehrt (gegen-
wärtiger Eintrag von CO2 in die Atmosphäre). Die ständig 
steigende THG-Konzentration in der Atmosphäre – 2015 
wurden erstmals seit Beginn der direkten CO2-Messungen in 
der Atmosphäre Mitte des vorigen Jahrhunderts 400 parts per 
million (1 ppm, entspricht 0,001 0/00) überschritten – führt 
daher zur Erwärmung. Die Tatsache, dass der Klimawandel 
statt�ndet und menschengemacht ist, steht in der Wissen-
schaft außer Frage (Cook u. a., 2016).

Die Erhöhung der Durchschnittstemperatur führt bereits 
jetzt zu Veränderungen in der Phänologie der P¯anzen, die 
sich in weiterer Folge auf Prozesse in Ökosystemen und damit 
auch auf die Biodiversität auswirken. Die Wüstenbildung und 
andere Landschaftsveränderungen schreiten voran. Die 
Erwärmung der Meere hat bereits erheb liche Auswirkungen 
auf die Biodiversität in den Meeren, beispielsweise verlieren 
durch das Korallensterben viele Arten ihr Habitat. Das Ver-
schwinden des Meereises in den Polarregionen und der 
Anstieg des Meeresspiegels sind bereits merkbar, ebenso regi-

betrafen, gegenüber wärmeren Perioden um 40 % erhöht war 
(McMichael, 2012). Auch die Pestepidemie in Europa fällt in 
diesen Zeitraum. Die „anthropogene Warmzeit“ beginnt 
Mitte des 19. Jahrhunderts in der industriellen Revolution. 
Neben abnehmendem Vulkanismus und einer Zunahme der 
Sonnenaktivität haben vor allem steigende und seither stets 
wachsende, anthropogen verursachte Treibhausgasemissionen 
die Abstrahlung der Energie von der Erdober¯äche (im lang-
welligen Bereich) ins All erschwert und derart die beobachtete 
Erwärmung forciert (siehe z. B. IPCC, 2001). 

Die gegenwärtige Klimaentwicklung unterscheidet sich 
von Klimaänderungen in der Vergangenheit einerseits 
dadurch, dass sie anthropogen verursacht ist, andererseits 
dadurch, dass sie bedeutend schneller voranschreitet, als das 
während des Holozäns jemals der Fall war. Gleichzeitig unter-
scheiden sich moderne Gesellschaften in vielen Aspekten von 
den Gesellschaften früherer Zeitalter. Technologische Errun-
genschaften und höherer Wohlstand haben neue Vulnerabili-
täten mit sich gebracht. 

Der anthropogene Treibhauseffekt

Der Treibhause±ekt ist ein Phänomen, das das Leben auf der 
Erde überhaupt erst ermöglicht. Sonnenstrahlung tri±t auf 
die Erde und etwa 30 % davon werden von der Atmosphäre 
und der Erdober¯äche zurück ins Weltall re¯ektiert. Die ver-
bleibende Einstrahlung wird von der Atmosphäre und der 
Erdober¯äche absorbiert, diese erwärmen sich und geben die 
Energie in Form von langwelliger Wärmestrahlung wieder ab. 
Treibhausgase (THG) in der Atmosphäre verstärken die 
Absorption der Wärmestrahlung, die von der Erdober¯äche, 
der Atmosphäre selbst und von den Wolken emittiert wird, 
was dazu führt, dass sich Erdober¯äche und Atmosphäre 
zusätzlich erwärmen. Gäbe es keinen Treibhause±ekt, würde 
die Temperatur der Erdober¯äche bei durchschnittlich -18 °C 
liegen (IPCC, 2013).

Das Treibhausgas, das diesen E±ekt überwiegend verur-
sacht, ist Wasserdampf. Aber auch Spurengase, die durch 

Mittelalter liches  Kleine  Anthropogene
Klimaoptimum  Eiszeit  Erwärmung

Abb. 2.1 (Matulla, Ressl): Temperaturverlauf im Holozän, in dem die Menschheit eine rasante, sich beschleunigende Entwicklung (von Pfeil 
und Bogen bis hin zur Erforschung des Weltraums) erfahren hat. Rechts oben sind die drei Phasen, in die das letzte Millennium unterteilt 
wird, benannt (siehe Text).
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Betrachtet man die Emissionen der verschiedenen Länder, 
so weist China vor den USA und Europa die meisten CO2-
Emissionen auf. Betrachtet man jedoch die Emissionen pro 
Kopf, liegen die USA nach wie vor mit Abstand vor den ande-
ren Industrieländern und China. China hat unterdessen bei 
den Pro-Kopf-Emissionen die EU etwa 2010 überholt und 
auch die Pro-Kopf-Emissionen in Indien steigen deutlich an 
(siehe Abb. 2.4)

Trends in Österreich 

In Österreich lagen die Pro-Kopf-Emissionen 2013 mit 7,1 t 
geringfügig über dem EU-28-Mittel, jedoch deutlich über 
dem globalen Durchschnitt von 4,4 t (Umweltbundesamt, 
2017). Beim Anteil der einzelnen Sektoren an den THG-
Emissionen in Österreich zeigt sich im Vergleich mit den 
internationalen Daten (siehe Abb. 2.3) ein geringerer Anteil 
an Emissionen aus der Landwirtschaft und, besonders au±al-
lend, ein doppelt so hoher Anteil aus dem Sektor Verkehr 
(verglichen mit dem Sektor Transport bei den internationalen 
Daten). Darüber hinaus sind die Emissionen im Verkehr im 
Vergleich zu 1990 drastisch angestiegen (siehe Abb. 2.5).

RCP-Szenarien

Wie stark der globale Klimawandel in Zukunft ausfallen wird 
und welche Auswirkungen damit verbunden sind, hängt vom 
menschlichen Verhalten ab. Dieses bestimmt die Emissionen 
und damit die THG-Konzentration in der Atmosphäre. Um 
verschiedene Szenarien darzustellen, nutzt das Intergovern-
mental Panel on Climate Change (IPCC) sogenannte „mental Panel on Climate Change (IPCC) sogenannte „mental Panel on Climate Change represen-
tative concentration pathways (RCPs)“, die verschiedene Maxitative concentration pathways (RCPs)“, die verschiedene Maxitative concentration pathways -
malwerte und Zeitpunkte beschreiben, zu denen die THG-
Emissionen ihr Maximum erreichen und wieder sinken (siehe 
Abb. 2.6). 

Das im Pariser Klimaabkommen festgeschriebene Ziel 
einer Erwärmung um nicht mehr als 2 °C gegenüber vorin-
dustrieller Zeit entspricht dem ambitioniertesten IPCC Sze-

onale Einschränkungen in der Wasserverfügbarkeit. Diese 
E±ekte werden mit zunehmender Erwärmung weiter ver-
schärft. Der Klimawandel zeigt sich aber nicht nur in der 
Erhöhung der Durchschnittstemperaturen. Es ist eine 
Zunahme an Extremwetterereignissen wie Dürren, Hitzewel-
len, Starkregenereignissen und tropischen Wirbelstürmen 
(Hurrikans, Taifune, ) zu erwarten und auch zum Teil schon 
zu beobachten. Die Veränderungen können bewa±nete Kon-
¯ikte und Fluchtbewegungen auslösen bzw. diese verstärken 
(IPCC, 2014).

Anteile am THG-Ausstoß 

Global gesehen tragen die Wirtschaftssektoren Produktion 
von Strom und Wärme, Land- und Forstwirtschaft und Land-
nutzung, Industrie sowie Transport am meisten zu den THG-
Emissionen bei (Abb. 2.3). 

Abb. 2.2: Atmosphärische CO2- (in ppm, blau) und CH4- (in ppb, 
rot) Konzentration sowie Temperaturabweichungen in der Antarktis 
(in °C, schwarz) in den letzten 800.000 Jahren. Sichtbar wird die 
stark erhöhte THG-Konzentration der Gegenwart (rechts). Quelle: 
Centre for Ice and Climate (2018), Universität Kopenhagen, lt. 
Skeptikalscience.com

Abb. 2.3: Globale THG-Emissionen nach ökonomischen Sektoren. 
Elektrizität und Wärmegewinnung sowie verschiedene Landnut-
zungsformen machen gemeinsam die Hälfte der anthropogen 
emittierten THGs aus. Quelle: IPCC, 2013

Abb. 2.4: Pro-Kopf-Emissionen in t CO2 pro Person und Jahr 
verschiedener Länder im Vergleich zwischen 1960 und 2020. 
Quelle: Quéré u.a., 2016.
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des 19. Jahrhunderts – das ist ein etwa doppelt so hoher 
Anstieg wie die Erwärmung im globalen Durchschnitt. Auch 
bei Einhaltung des 2 °C Ziels könnte in Österreich die Durch-
schnittstemperatur um 4 °C bezogen auf Ende des 19. Jahr-
hunderts ansteigen (APCC, 2014).

Das Pariser Klimaabkommen und Konsequenzen

Im Dezember 2015 wurde auf der COP21 in Paris zwischen 
den Regierungen von 195 Ländern ein Abkommen ausgehan-
delt, das 2016 schon von hinreichend vielen Parlamenten 
rati�ziert worden war, sodass es im November 2016 völker-
rechtlich verbindlich in Kraft treten konnte. Auch Österreich 
und die EU haben das Pariser Klimaabkommen rati�ziert. 
Man hat sich darauf geeinigt, den Anstieg der Durchschnitts-
temperatur weltweit auf deutlich weniger als 2 °C im globalen 
Durchschnitt gegenüber dem vorindustriellen Stand zu 
beschränken und Anstrengungen zu machen, den Tempera-
turanstieg auf 1,5 °C zu beschränken (Europäische Kommis-
sion, 2016). Auch bei Erreichen des 1,5 °C Ziels muss noch 
mit erheb lichen Auswirkungen auf Umwelt, Gesundheit und 
Wirtschaft gerechnet werden.

Im Pariser Übereinkommen wurden keine verbind lichen 
Maßnahmen für die einzelnen Länder festgesetzt, wie das ver-
einbarte Ziel zu erreichen ist, noch recht liche Konsequenzen 
bei Nichteinhaltung des jeweiligen Ziels, aber es legt ein Ver-
fahren der schrittweisen Anhebung der Reduktionen fest. Die 
derzeit von den Regierungen versprochenen Beiträge zur 
Emissionsreduktion (Nationally Determined Contributions, 
NDCs) decken nur etwa ein Drittel der für ein Erreichen 

nario, dem RCP 2.6 Szenario. Unter realistischen Annahmen 
und Berücksichtigung der wirtschaft lichen Entwicklung muss 
der jähr liche globale THG-Ausstoß nicht später als 2020 sein 
Maximum erreichen. Die Industriestaaten müssen zudem bis 
2050 ihre THG-Emissionen um 80–95 % reduzieren.

Weltweit muss 2030 das Emissionsniveau wieder auf jenes 
von 1990 gesenkt werden und bis 2050 weiter auf 20–30 % 
des Emissionsniveaus von 1990 sinken. Um das 1,5 °C Ziel zu 
erreichen, ist eine deutlich raschere Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen nötig.

In Österreich war die Temperatur um 2014 im Mittel 
mehr als 2 °C höher als die Durchschnittstemperatur Ende 

Abb. 2.5: Anteil der Sektoren an den gesamten THG-Emissionen 2015 (links) und Änderung der Emissionen zwischen 1990 und 2015 
(rechts). Besonders der Sektor Verkehr verzeichnet einen starken Zuwachs. Der Anteil des Sektors Verkehr ist in Österreich doppelt so hoch 
wie im globalen Durchschnitt. Quelle: Umweltbundesamt, 2017

Abb. 2.6: Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur bis 2100 
unter den zwei extremen RCP-Szenarien unter Berücksichtigung von 
32 bzw. 39 Modellen. Rechts sind die durchschnitt lichen Tempera-
turen zwischen 2081 und 2100 unter allen vier RCP-Szenarien 
dargestellt. Die größeren Unsicherheiten im RPC 8.5 Szenario sind 
darauf zurückzuführen, dass Vorhersagen schwerer werden, je 
weiter das Szenario sich von den Bedingungen der Gegenwart 
entfernt. Quelle: IPCC, 2013
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strahlung oder körper licher Aktivität zu einer direkten Über-
hitzung des Körpers (Hitzschlag) führen. Weiter verbreitet ist 
jedoch eine generelle thermische Belastung, welche nicht nur 
von den absoluten Temperaturwerten, sondern auch von der 
Länge der Belastung abhängt, da diese kumuliert. Deshalb 
sind Hitzewellen besonders belastend. Dabei ist nicht nur die 
Maximaltemperatur unter Tag relevant, sondern auch die 
nächt liche Abkühlung, also die Minimumtemperatur. Die 
nächt liche Abkühlung spielt eine besondere Rolle für die 
Innenklimate der Gebäude, da nächt liches Lüften häu�g die 
einzige Möglichkeit ist, Wohnbereiche während einer Hitze-
welle zu kühlen. Die meteorologische Kenngröße zur Quanti-
�zierung der akuten Hitzebelastung ist das Temperaturmaxi-
mum. Gerne werden hierfür in Österreich die Anzahl der 
Hitzetage (Höchsttemperatur � 30 °C) verwendet. Als Indi-
kator für die nächt liche Abkühlung dient das Temperaturmi-
nimum und als Grenzwert für Nächte mit geringer Abküh-
lung werden Tropennächte (Abkühlung nicht unter 20 °C) 
verwendet. Tropennächte sind derzeit noch recht selten in 
Österreich und werden überwiegend in städtischen Gebieten 
erreicht. In Wien wurden aber auch schon Nächte beobach-
tet, in denen das Temperaturminimum nicht unter 25 °C 
absank. 

Für Hitzewellen gibt es weltweit verschiedene De�nitio-
nen. Eine für Mitteleuropa sehr brauchbare De�nition 
stammt aus Tschechien (Kyselý, 2004) und klassi�ziert eine 
Hitzewelle als Ereignis, das voraussetzt, dass an mindestens 3 
aufeinanderfolgenden Tagen eine Maximaltemperatur von 
> 30 °C erreicht wird. Die HItzewelle endet, wenn die maxi-
male Temperatur an einem Tag unter 25 °C oder die mittlere 
Maximaltemperatur aller Tage der Periode unter 30 °C sinkt.

In Österreich hat die Temperatur im Jahresmittel seit den 
1880er Jahren um mehr als 2 °C zugenommen, was im Ver-
gleich zur Temperaturzunahme im globalen Mittel eine dop-
pelt so hohe Erwärmung bedeutet. Diese verlief in zwei Schü-
ben, wobei vor allem die zweite Erwärmungsphase von 1980 
bis heute von anthropogenen THGs angetrieben wurde 
(APCC, 2014). Obwohl die Temperaturzunahme in ganz 
Österreich sehr ähnlich ist, ist die Hitzebelastung durch die 
Seehöhenabhängigkeit der Temperatur räumlich stark unter-
schiedlich. 

Als ein Beispiel für die wärmsten österreichischen Regio-
nen im pannonischen Osten Österreichs kann die Station 
Wien Hohe Warte dienen. Sie liegt zwar im Stadtgebiet von 
Wien, jedoch am stark begrünten Stadtrand in den Ausläu-
fern des Wienerwaldes. Dadurch ist sie nicht so stark durch 
den städtischen Wärmeinsele±ekt beein¯usst (dem dichtbe-
bauten städtischen Bereich ist ein eigener Abschnitt gewid-
met, siehe Spezialfall Stadt). An der Station Wien Hohe Warte 
ist die Anzahl der Hitzetage (Tage mit Temperaturmaximum 
gleich oder über 30 °C) von 9,9 Tagen (Mittelwert für den 
Zeitraum 1961–1990) auf 15,3 Tage (Mittelwert für den 
Zeitraum 1981–2010) gestiegen, sie haben sich also praktisch 
verdoppelt. Auch die nächt liche Hitzebelastung zeigt einen 
zunehmenden Trend. Die mittlere jähr liche Anzahl der war-
men Nächte (Tage mit Temperaturminimum gleich oder über 

einer Erwärmung deutlich unter 2 °C benötigten Emissions-
reduktion ab (UNEP, 2017).

In der Klima- und Energiestrategie „mission2030“ 
(BMNT & BMVIT 2018) bekennt sich die österreichische 
Bundesregierung zum Pariser Klimaziel, strebt allerdings 
gemäß aktuellen EU-Vorgaben bis 2030 nur eine 36 %ige 
Reduktion der Treibhausgasemissionen gegenüber 2005 an 
(BMNT & BMVIT, 2018). Dies wird zu Einhaltung des 
Pariser Abkommens nicht genügen. Konkrete organisatori-
sche Schritte und Instrumente zur Zielerreichung sind in der 
österreichischen Strategie nicht angeführt.

2.2.2  Gesundheitsrelevante Klima-
faktoren 

Der Klimawandel kann sich sowohl direkt als auch indirekt 
auf die mensch liche Gesundheit auswirken. Unter den direk-
ten Auswirkungen sind thermische E±ekte von besonderer 
Bedeutung. Neben diesen treten aber auch Todesfälle, Verlet-
zungen und Krankheiten als direkte Folge extremer Wetterer-
eignisse, wie etwa Stürme oder Hochwasser, auf. Auch Trau-
mata infolge erschreckender oder schmerzhafter Erlebnisse in 
Zusammenhang mit Extremereignissen zählen zu dieser Kate-
gorie. Die indirekten Auswirkungen sind noch vielfältiger als 
die direkten: Höhere Temperaturen können sich beispiels-
weise auf die Menge und das saisonale Auftreten allergener 
Pollen auswirken, während sich durch eine Zunahme an Star-
kregenereignissen und eine darau±olgende Zunahme an 
krankheitsübertragenden Insekten zusätz liche gesundheit-
liche Auswirkungen ergeben können. In Tabelle 2.1 wurden 
meteorologische Veränderungen und deren gesundheitsrele-
vanten Wirkungen zusammenfassend dargestellt. 

Im Folgenden wird die gegenwärtige Situation gesund-
heitsrelevanter Klimafaktoren in Österreich kurz umrissen.

Direkte Auswirkungen

Im Bezug auf die direkten Auswirkungen ist es wichtig, zwi-
schen Klimaveränderungen, also Veränderungen der klimati-
schen Verhältnisse im 30-jährigen Mittel, und Wetterextre-
men, die in täg lichen oder noch kürzeren zeit lichen Skalen 
statt�nden, zu unterscheiden. Sowohl die Häu�gkeit als auch 
das Ausmaß von Wetterextremen können sich im Zuge des 
Klimawandels ändern. Der statistische Nachweis dieser Ände-
rungen ist oft schwierig, da die verfügbaren Zeitreihen meist 
eine zu geringe zeit liche wie räum liche Au¯ösung aufweisen 
(APCC, 2014). 

Thermische Effekte

Zu warme Temperaturen können in verschiedener Hinsicht 
unterschied liche Wirkungen auf die Gesundheit haben. Sehr 
heiße Temperaturen können in Kombination mit Sonnen-
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17 °C) ist an der Station der Hohen Warte in der gleichen Zeit 
von 18,4 auf 27,8 gestiegen. Tropennächte traten 1961–1990 
auf der Hohen Warte im Durchschnitt 1,6 Mal pro Jahr auf, 
heute (1988–2017) bereits in 5,6 Nächten. Damit hat sich 
deren Anzahl mehr als verdreifacht.

Am anderen Ende der Temperaturskala stehen Kälteereig-
nisse, die sich ebenfalls auf die menschliche Gesundheit aus-
wirken. Frosttage mit einer Minimaltemperatur < 0 °C kom-
men in den Tie¯agen Österreichs in etwa an 80 Tagen im Jahr 
vor, während sie im Hochgebirge an über 200 Tagen im Jahr 
auftreten können. An der Station Wien Hohe Warte wurden 
im Zeitraum 1961–1990 noch 72,0 Frosttage im Jahr gemes-
sen, in den letzten 30 Jahren (1988–2017) hingegen nur 
mehr 62,8 Tage. Einen ähnlich starken Rückgang beobachtet 
man bei den Eistagen (Maximaltemperatur < 0 °C). Hier nah-
men die Werte von 24,1 Eistagen während der Klimanormal-
periode 1961–1990 auf 18,6 während der letzten 30 Jahre ab.

In Abbildung 2.7 ist die zeitliche Entwicklung der Tempe-
raturindikatoren Hitzetage, Tropennächte, Frosttage (Mini-
mumtemperatur < 0 °C) sowie Eistage für die Station Wien 
Hohe Warte seit Beginn des 20. Jahrhunderts dargestellt. 
Trotz der starken Schwankungen der Indikatoren von Jahr zu 
Jahr sind die Zunahme der Hitzebelastung sowie die Abnahme 
der Kältebelastung deutlich zu sehen. Am dramatischsten ist 
die Entwicklung bei den Tropennächten. Kamen Tropen-
nächte in Wien zu Beginn des 20. Jahrhunderts nur alle paar 
Jahre vor, so war das letzte Jahr ohne Tropennacht das Jahr 
1985. Seit den 1990er Jahren treten immer wieder Einzel-
jahre mit 10 und mehr Tropennächten auf. 2015 konnten 
sogar 23 Tropennächte beobachtet werden.

Spezialfall Stadt

Das Klima im urbanen Raum unterscheidet sich deut-
lich vom Klima der ruralen Umgebung. Der hohe Anteil 
der Versiegelung, charakterisiert durch niedrige Re¯exion 
und erhöhte Absorption der Sonneneinstrahlung, die Wär-
mespeicherung der Gebäude, die fehlende Vegetation, 
reduzierte Ventilation, die verhinderte Strahlungsabküh-
lung in bebauten Gebieten sowie die Freisetzung von anth-
ropogener Wärme sind die wichtigsten Ursachen der ver-
änderten Energiebilanz in Städten, die unter anderem zu 
einer deutlichen Temperaturunterschied zwischen Stadt 
und Umland führen (Landsberg, 1981; Oke, 1982; Oke 
u. a., 1991). Dieses Phänomen ist in der Literatur als städ-
tische Wärmeinsel (Urban Heat Island; UHI) bekannt. Der Urban Heat Island; UHI) bekannt. Der Urban Heat Island
UHI-E±ekt ist besonders in der Nacht ausgeprägt und 
kann sowohl positive (z.B. geringerer Heizbedarf im Win-
ter) als auch negative Auswirkungen (z. B. mehr Kühlbe-
darf im Sommer) haben. 

Die extreme Wärmebelastung, besonders die Exposi-
tion gegenüber übermäßiger Hitzebelastung während län-
ger andauernden Hitzewellen, erhöht das Risiko für die 
menschliche Gesundheit und kann schwere Erkrankungen 
hervorrufen (Souch & Grimmond, 2004; Tan u. a., 2007; 

Abb. 2.7: Entwicklung der Hitzetage (links oben), der Tropennächte 
(rechts oben), der Frosttage (links unten) sowie der Eistage (rechts 
unten) seit Beginn des 20. Jahrhunderts an der Station Wien Hohe 
Warte. Datenquelle ZAMG. 
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qualität und die Abwasserentsorgung haben können. Hier-
unter fallen kleinräumige Starkniederschläge, Über¯utungs-
ereignisse, Schneefall, Vereisung und Gewitter sowie Dürre-
perioden.

Von Starkniederschlägen wird meist gesprochen, wenn 
entweder Niederschlagsmengen gewisse Schwellenwerte über-
schreiten, wobei dazu mehr oder weniger willkürlich festge-
legte Grenzwerte (z. B. 30 mm Tagesniederschlag) herangezo-
gen werden, oder wenn die Niederschlagsmenge im Vergleich 
zum Durchschnittsniederschlag einer Region mit einer gewis-
sen Seltenheit auftritt (z. B. 99er Perzentil). Ebenso werden 
Hochwasserereignisse nach der Häu�gkeit, in der der Pegel-
stand im jeweiligen Ausmaß überschritten wird, klassi�ziert 
(z. B. 100-jähriges Hochwasser, HQ100).

Aufgrund der topographischen Situation in Österreich ist 
es schwierig, einheit liche Niederschlagstrends zu erkennen. 
Grundsätzlich sind in der anthropogenen Erwärmungsphase 
beim Niederschlag die Veränderungen aber deutlich weniger 
signi�kant als bei der Temperatur (Nemec u. a., 2011). In den 
vergangenen zwei Jahrhunderten ist keine Zunahme der 
exzessiv nassen oder exzessiv trockenen Monate in den großen 
Flusseinzugsgebieten des Großraums Alpen feststellbar. In der 
Periode 1976–2007 haben allerdings die maximalen jähr-
lichen Hochwasserab¯üsse in etwa 20 % der Einzugsgebiete 
in Österreich zugenommen, wobei 43 % der Jahreshöchst-
hochwässer auf lange Niederschläge zurückzuführen waren 
(APCC, 2014). 

Bei kleinräumigen kurzfristigen Starkniederschlägen mit 
einer Dauer von einer Stunde und kürzer gibt es aber einen 
eindeutigen Zusammenhang zwischen der Niederschlagsin-
tensität und der Temperatur. Dies wurde erstmals von Lende-
rink und Van Meijgaard (2008) aufgezeigt und auch für Wien 
von Formayer und Fritz (2017) nachgewiesen. Für Wien 
ergibt sich ein Anstieg der Niederschlagsintensität von etwa 
10 % pro Grad Erwärmung für derartige kleinräumige 
Starkniederschläge. 

Langanhaltende Ereignisse

Auch länger anhaltende Witterungsbedingungen können sich 
auf die Gesundheit auswirken. So führen etwa lange andau-
ernde Inversionswetterlagen zu einer Kumulation von Fein-
staub. Obwohl Feinstaubbelastung in Österreich leicht rück-
läu�g ist, werden nach wie vor die EU-Grenzwerte für die 
Feinstaubbelastung überschritten. Episoden mit erhöhter 
Ozonkonzentration treten besonders in warmen, trockenen 
Sommern verstärkt auf. Auf die Trends bei der Schadsto±be-
lastung wird in der Spezialbox Luftschadsto±e (Kap. 3) 
genauer eingegangen.

Auch Nebellagen können langanhaltend und klimatisch 
beein¯usst sein und durch eine erhöhte Unfallgefahr die 
mensch liche Gesundheit beein¯ussen. Von Nebeltagen wird 
gesprochen, wenn die relative Luftfeuchte (RH) über 93 % 
liegt. Bisher liegt noch keine Untersuchung der zeit lichen 
Entwicklung der Nebelhäu�gkeit in Österreich vor. 

Baccini u. a., 2008; Gabriel & End licher, 2011; Son u. a., 
2012). Im Sommer beein¯usst Hitzestress durch hohe 
Temperaturen das Wohlbe�nden und kann u. a. die Pro-
duktivität am Arbeitsplatz vermindern. Mit zunehmen-
dem Klimawandel wird sich dieser E±ekt noch weiter ver-
stärken. Klimaszenarien (IPCC, 2007a, 2013) zeigen, dass 
im Zuge des Klimawandels die Auftretenshäu�gkeit von 
extremen Lufttemperaturen im Sommer sowie die Intensi-
tät der Hitzewellen in Süd- und Mitteleuropa bis Ende des 
21. Jahrhunderts steigen werden. Die zunehmende Urba-
nisierung und die Erweiterungen der Stadtgebiete können 
die Problematik der städtischen Wärmeinsel zusätzlich 
intensivieren (siehe OECD, 2010; Rosenzweig u. a., 2011; 
UN-HABITAT, 2011). Aus diesen Gründen können 
gesundheit liche Risiken im Zusammenhang mit extremer 
Hitze ein erheb liches Problem für die städtische Bevölke-
rung in der Zukunft darstellen. 

Die Wärmebelastung in österreichischen Städten zeigt 
einen deut lichen Anstieg in den vergangenen Jahrzehnten. 
Obwohl Wien gut durchlüftet ist und einen hohen Verge-
tationsanteil hat, ist an der Station Wien Innere Stadt die 
Hitzebelastung deutlich höher als an der Station Wien 
Hohe Warte: Es werden jährlich durchschnittlich 21,2 
Hitzetage und 53,5 warme Nächte, in mehreren Jahren 
schon über 30 Tropennächten, registriert. Die zuneh-
mende Hitzebelastung ist sowohl auf regionale Klimaände-
rungen als auch auf die Stadtentwicklung zurückzuführen. 
Eine ähn liche Zunahme der Lufttemperaturen wurde auch 
in anderen österreichischen Landeshauptstädten beobach-
tet, wobei die Bevölkerung in der Hauptstadt Wien, und 
hier vor allem in den dicht verbauten Bezirken, der größ-
ten Hitzebelastung ausgesetzt ist. 

Andere Extremereignisse

Im Gegensatz zu extremen Temperaturereignissen sind andere 
Extremwetterereignisse von geringerer Bedeutung für die 
mensch liche Gesundheit in Österreich. Windereignisse, wie 
Stürme, Windhosen oder Tornados, können Unfälle und Ver-
letzungen verursachen, die Zahl der Betro±enen bleibt jedoch 
meist gering. Ebenso verhält es sich bei Massenbewegungen, 
also Muren, Lawinen, Erdrutschen oder Steinschlägen. Selbst 
die recht häu�gen Blitzschläge, immerhin mehr als 150.000 
Entladungen im Mittel pro Jahr über Österreich (ALDIS, 
2018), gefährden nur selten Menschen. Im Zeitraum 2000 
bis 2014 gab es in Österreich 10 Todesopfer durch Blitzschlag 
(OVE, 2018), somit weniger als ein Todesopfer pro Jahr. 

Hydrologische Ereignisse

Von größerer Bedeutung sind hydrologische Ereignisse, die 
neben der direkten physischen Einwirkung von Wasser massen 
auf den Menschen auch Auswirkungen auf die Trinkwasser-
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steigenden Durchschnittstemperaturen, aber auch durch die 
erhöhte CO2-Konzentration in der Atmosphäre beein¯usst 
werden (Katelaris, 2016). Die dreigeteilte Abfolge der Pollen-
saison wird von Baumpollen im Spätwinter und Frühling ein-
geleitet, von den Graspollen im Frühsommer fortgesetzt und 
durch die Blüte der krautigen P¯anzen, die bis in den Herbst 
hinein andauern kann, beendet. Die Frühlingsphasen haben 
sich seit den fünfziger Jahren um etwa 7 bis 10 Tage nach vor 
verschoben und die Herbstphasen um wenige Tage nach hin-
ten. Die Pollensaison hat sich daher verlängert. Auf Basis 
empirischer Beziehungen für verschiedene Klimaszenarien 
errechnete saisonale Pollenproduktionen und maximale Pol-
lenkonzentrationen in der Atmosphäre liegen um das 1,3–8,0 
bzw. 1,1–7,3-fache höher als die bisherigen Werte. Hinsicht-
lich der Allergenität der Pollen sind die wissenschaft lichen 
Befunde widersprüchlich, jedoch �nden Veränderungen 
o±enkundig statt. Besonders intensiv wurde in Österreich 
Ragweed (oder Ambrosia artemisiafolia) untersucht, das sich 
vom Südosten Europas vordringend mit zunehmenden Tem-
peraturen systematisch in Österreich ausbreitet und Allergien 
zu einer Jahreszeit auslöst, in der PollenallergikerInnen bisher 
nur geringen Belastungen ausgesetzt waren. Näheres dazu �n-
det sich in Kapitel 3. 

Zu beachten ist insbesondere, dass Trockenperioden, Hit-
zewellen und hohe Pollenkonzentrationen zusammenhängen 
und so eine gesundheitswirksame Mehrfachbelastung auftritt. 

Aquatische Systeme

Zusätzlich zu den bereits oben behandelten hydrologischen 
Extremereignissen nehmen langsam voranschreitende Phäno-
mene wie der Gletscherschwund und Veränderungen im 
Grundwasserstand Ein¯uss auf die Trinkwasserqualität und 
künftig eventuell auch -verfügbarkeit. Grundwasserstandsver-
änderungen gefährden überwiegend kleinräumig struktu-
rierte Versorgungseinheiten, speziell in Gebieten mit schwach 
ausgeprägten, nicht zusammenhängenden Grundwasserkör-
pern, wie im Kristallin oder Flysch (APCC, 2014); die Aus-
wirkungen des Klimawandels sind noch mit beträcht lichen 
Unsicherheiten behaftet.

Das Gletschervolumen Österreichs hat in den letzten Jahr-
zehnten massiv abgenommen – zwischen 1969 und 1998 um 
16,6 % (APCC, 2014). Zunehmend ist bei gletschergespeis-
ten alpinen Flüssen im Sommer mit Niedrigwasser und daher 
höheren Wassertemperaturen zu rechnen. Temperaturerhö-
hungen in Ober¯ächengewässern können die Vermehrung 
von wärmebegünstigten Bakterien, zu denen auch Cholera 
Vibrionen zählen, fördern. Seit den 1980er Jahren betrug der 
Anstieg der Wassertemperaturen in österreichischen Fließge-
wässern 1,5 °C im Sommer bzw. 0,7 °C im Winter (APCC, 
2014).

Die Trinkwasserqualität kann auch durch intensive Nie-
derschläge im Einzugsgebiet von Quellen beeinträchtigt wer-
den: Im Wiener Hochquellenwasser steigt z. B. bei starken 
Gewittern im zerklüfteten Karstgebiet infolge von Ein-
schwemmungen von der Erdober¯äche die Bakterienzahl im 

Biotropie

Welche klimatischen Faktoren tatsächlich Biotropie (“Wet-
terfühligkeit”) auslösen, ist nicht eindeutig geklärt. In einem 
vom deutschen Umweltbundesamt in Auftrag gegebenen 
Bericht wurde Emp�ndlichkeit gegenüber Kälte als häu�gstes 
Phänomen genannt, gefolgt von stürmischem und warmem 
Wetter („Föhn“) (Zacharias & Koppe, 2015). Zur Entwick-
lung von Föhnereignissen in Österreich im Rahmen des Kli-
mawandels liegen derzeit keine Daten vor. Kälte wurde bereits 
weiter oben behandelt. Ebenso biotropisch wirksam ist 
Schwüle, die in Tagen ausgedrückt werden kann, an denen 
der Dampfdruck einen Wert größer 18 hPa aufweist. In 
Österreich ist hier klimawandelbedingt ein steigender Trend 
zu verzeichnen, der besonders in niederen Lagen stark ausge-
prägt ist (Matzarakis u. a., 2006). 

Indirekte Auswirkungen

Der Klimawandel nimmt Ein¯uss auf zahlreiche Umweltfak-
toren, die wiederum Auswirkungen auf die Gesundheit 
haben. Meist beein¯usst nicht ein klimatischer Faktor (z. B. 
Häufung an Hitzetagen) einen Umweltfaktor (z. B. Pollen-
menge) direkt, sondern es sind komplexe Wirkungszusam-
menhänge und Wechselwirkungen im Spiel, die überdies von 
wechselnden Rahmenbedingungen abhängig sind. 

Krankheitsvektoren

Das häu�gere Auftreten bereits heimischer Krankheitsvekto-
ren (z. B. Zecken) wie auch die Einwanderung bisher nicht in 
Österreich vorkommender Arten (z. B. Aedes-Mücken) wird 
je nach den Ansprüchen des jeweiligen Organismus von 
Änderungen im Klima beein¯usst. Da die meisten wirbello-
sen Tiere ektotherm sind, also ihre Körpertemperatur nicht 
selbst regulieren können, pro�tieren viele dieser Arten von 
einer höheren Umgebungstemperatur, die ihren Sto±wechsel 
beschleunigen und ihre Vermehrungsrate erhöhen kann. Mil-
dere Winter ohne Bodenfröste, eine längere Vegetationsperi-
ode und zunehmende Sommertrockenheit, wie sie in Öster-
reich bereits spürbar sind (APCC, 2014), begünstigen eben-
falls das Überleben vieler Schadorganismen und Vektoren 
(Akademien der Wissenschaften Schweiz, 2016). 

Auch Wirbeltiere, z. B. Nager und Wild, werden vermehrt 
von Krankheiten befallen, die zuvor nicht oder nur selten in 
Österreich auftraten. Durch sie können diese auf Menschen 
übertragen werden, insbesondere auf Jäger und Landwirte. 
Ein Beispiel dafür ist die Tularemie (StartClim 2016). 

Pollen

Änderungen der Verbreitungsgebiete allergener P¯anzen, Ver-
änderungen des saisonalen Zyklus bei P¯anzen und damit 
Verschiebung der Pollensaison, Änderungen der erzeugten 
Pollenmengen und Änderung der Allergenität der Pollenin-
haltssto±e können durch den Klimawandel, insbesondere die 
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und Dürrekatastrophen, bis Mitte des Jahrhunderts bis zu 
200 Millionen Menschen migrieren werden. Verstärkt durch 
die erwartete Verdreifachung der Bevölkerung von Afrika und 
den erheb lichen Anstieg im Nahen Osten muss mit zuneh-
menden Migrationsströmen nach Europa gerechnet werden. 
Nähere Ausführungen zu den daraus resultierenden gesund-
heit lichen Herausforderungen �nden sich in Kapitel 3.

2.2.3  Meteorologische Indikatoren 
heute & Zukunftsszenarien

Im folgenden Abschnitt werden einige der für die oben 
beschriebenen gesundheit lichen E±ekte relevanten meteoro-
logischen Indikatoren im Istzustand und deren zukünftige 
Entwicklung aus Klimaszenarien beschrieben. Die Auswahl 
ist einerseits in der Relevanz der Gesundheitse±ekte, anderer-
seits in der Verfügbarkeit von meteorologischen Daten 
begründet.

Datenbasis

Datenbasis für die Berechnung der gesundheitsrelevanten 
meteorologischer Indikatoren waren die gerasterten Tempera-
tur- und Niederschlagsdatensätze SPARTACUS der ZAMG 
(Hiebl & Frei, 2016, 2018) für den historischen Beobach-
tungszeitraum 1981 bis 2010. Für die Klimaszenarien wur-
den die ÖKS 15 Klimaszenarien (Chimani u. a., 2016) ver-
wendet. Die ÖKS 15 Szenarien basieren auf den aktuellsten 
regionalen Klimamodellen für Europa (EURO-CORDEX). 
Für jeweils 13 ausgewählte Regionalmodelle der Emissions-
szenarien RCP 4.5 und RCP 8.5 wurden die Szenarien fehler-
korrigiert und auf 1 × 1 km Au¯ösung für ganz Österreich 
ermittelt. Im Rahmen des ACRP Forschungsprojektes CLI-
MAMAP (2018) wurden daraus Indikatoren für jedes ein-
zelne Klimamodell berechnet. Basierend auf den CLIMAMAP 
Ergebnissen wurden für diesen Bericht die ausgewählten Indi-
katoren für ganz Österreich visualisiert. Hierbei wurde jeweils 
der Istzustand, also die Werte aus den Beobachtungsdaten für 
den Zeitraum 1981–2010, dargestellt. Für die Visualisierung 
des Klimawandels wurde nur das Ensemblemittel (Median) 
des Emissionsszenarios RCP 8.5 für das Ende des 21. Jahr-
hunderts (2071–2100) dargestellt. Dies stellt die langfristige 
Entwicklung ohne die Umsetzung von Klimaschutzmaßnah-
men dar und gibt damit die extremste Entwicklung innerhalb 
des 21. Jahrhunderts wider. Für alle Zeiträume davor und für 
das Emissionsszenario RCP 4.5 fallen die Klimaänderungssi-
gnale schwächer aus. Ergebnisse für andere Zeiträume und 
RCP 4.5 können auf Bundeslandebene vom Projekt CLI-
MAMAP bezogen werden. 

Für die Abschätzung der zukünftigen Gewitterwahrschein-
lichkeit musste auf die Originalergebnisse der EURO-COR-
DEX Modelle (Jacob u. a., 2014) zurückgegri±en werden, da 
für die Berechnung des Showalter Indexes (Showalter, 1953) 

Wasser an. Desinfektionsmaßnahmen gewinnen daher an 
Bedeutung (Kromp & Knieli, 2012)

Überschwemmungsereignisse führen häu�g zu Verunreini-
gung des Wassers aus Öltanks, Fahrzeugen, Industrielagern 
etc., sodass aus seichten Brunnen und Quellen – auch auf 
längere Zeit – kein Trinkwasser mehr zur Verfügung steht. Bei 
mangelnder mobiler Versorgung mit sauberem Trinkwasser 
oder fehlendem Verständnis für die Problematik können 
gesundheit liche Folgen nicht ausgeschlossen werden. Von den 
meisten Trinkwasserversorgern wird aber bereits an Lösungs-
möglichkeiten gearbeitet. 

Lebensmittel

Die durch den Klimawandel verstärkt auftretenden Extrem-
wetterereignisse, mög liche Wasserverknappung und durch 
warme Temperaturen begünstigte Schadinsekten wirken sich 
negativ auf die Landwirtschaft aus und können im Prinzip 
über geringere Lebensmittelverfügbarkeit die Gesundheit 
besonders einkommensschwacher Gruppen über hohe 
Lebensmittelpreise beein¯ussen. Dies spielt in Österreich, das 
derzeit nicht auf lokale Lebensmittelproduktion angewiesen 
ist, kaum eine Rolle. Wichtiger ist, dass Keime, die über 
Lebensmittel übertragen werden können, von wärmeren 
Temperaturen begünstigt werden und das Gewährleisten der 
Kühlkette daher an Bedeutung gewinnt (siehe Kap. 3). 

Landwirtschaft und Biodiversität

Der Klimawandel und die Anpassung der Landwirtschaft an 
den Klimawandel (z. B. mehr Mahden pro Jahr) beein¯ussen 
die Biodiversität in komplexer Weise: Die Artenzusammen-
setzung der P¯anzen ändert sich ebenso wie das Auftreten 
und die Abundanz von P¯anzenschädlingen sowie Pilz- und 
anderen Erkrankungen. Neben der Gefahr der Übertragung 
dieser Krankheiten auf den Menschen (siehe oben), kann ver-
mehrter Pestizideinsatz bei den LandarbeiterInnen zu 
gesundheit lichen Folgen führen. KonsumentInnen können 
primär durch erhöhte Rückstände in Lebensmitteln betro±en 
sein. 

Migration

Die Auswirkungen des Klimawandels auf Migrationsbewe-
gungen sind in den letzten Jahren in den Mittelpunkt 
wissenschaft licher, politischer und ö±ent licher Debatten 
gerückt. Migration kann u. a. ausgelöst werden durch plötz-
liche Extremereignisse, durch langfristige klimatische Verän-
derungen, bei denen Migration sehr oft als Adaptionsstrategie 
verstanden wird, und durch Vertreibungen aufgrund von 
Kon¯ikten in Zusammenhang mit Klima- oder Umweltver-
änderungen. Sie stehen jedenfalls in enger Verbindung mit 
sozialen, ökonomischen, politischen und anderen Aspekten 
(Mayrhofer, 2017) 

Schätzungen gehen davon aus, dass allein durch den Kli-
mawandel, insbesondere den Meeresspiegelanstieg, Hunger- 
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Den Unsicherheiten aufgrund des mensch lichen Verhal-
tens wird durch das Verwenden verschiedener Emissionssze-
narien Rechnung getragen. Grundsätzlich zeigt sich, je höher 
die angenommenen Emissionen ausfallen, umso stärker wird 
das Klimaänderungssignal (siehe Abb.  2.8). Wie erwähnt, 
wurden für die Berechnung die Emissionsszenarien RCP 4.5 
und RCP 8.5 verwendet, wobei es beim RCP 4.5 bis zum 
Ende des Jahrhunderts gelingt, die Treibhausgaskonzentratio-
nen zu stabilisieren und beim RCP 8.5 keine internationalen 
Klimaschutzmaßnahmen umgesetzt werden.

Um eine Abschätzung der modellbedingten Unsicherhei-
ten zu ermög lichen, wird nicht nur ein Klimamodell verwen-
det, sondern ein Ensemble von verschiedenen Modellen sowie 
Modellkombinationen aus Global- und Regionalmodellen. 
In Abb. sind die Klimaänderungssignale für die Jahresmittel-
temperatur (links) und den Jahresniederschlag (rechts) für das 
RCP 8.5 am Ende des 21. Jahrhunderts dargestellt. Bei der 
Temperatur zeigen alle Modelle eine klare Erwärmung und 
der Unterschied zwischen den Modellen ist deutlich geringer 
(ca. 1,5 °C) als das Klimaänderungssignal (ca. 4 °C). Auch ist 
die Erwärmung relativ gleichmäßig in ganz Österreich. Bei 
den meisten Modellen beträgt die maximale räum liche Di±e-
renzierung etwa 1 °C, nur bei vier Varianten ist diese etwas 
größer und reicht bis zu 2 °C. 

Beim Niederschlag sind sowohl die räum lichen Unter-
schiede als auch die Unterschiede zwischen den Modellen 
deutlich größer. Da die Niederschlagsverhältnisse in Öster-
reich durch den Ein¯uss der Alpen stark di±erenziert sind, ist 
ein unterschied liches Klimaänderungssignal in verschiedenen 
Regionen durchaus zu erwarten. Jedoch ergeben die Klima-
modelle keine eindeutigen regionalen Trends und für ganz 
Österreich gemittelt zeigen sich doch deut liche Unterschiede 
zwischen den Modellen von einer Niederschlagsabnahme von 
etwa 4 % im Median (dicke Linie in der Box) bis zu einem 
Anstieg von 11 %.

Grundsätzlich kann gesagt werden, dass die Klimaszena-
rien für die Temperatur und alle darauf aufbauenden Indika-
toren sehr robust und belastbar sind. Beim Niederschlag sind 
die Unterschiede zwischen den Modellen deutlich größer, 
besonders was Niederschlagssummen betri±t. Bei Starknie-
derschlägen, sowohl als ein- wie auch mehrtägige Ereignisse, 
zeigen die meisten Modelle eine Intensitätszunahme. Da 
jedoch relevante Prozess, wie Gewitter für kleinräumige 
Ereignisse, sowie Vb-Lagen und „cut-o± lows“, welche für 
mehrtägige groß¯ächige Starkniederschläge in Österreich ver-
antwortlich sind, nicht oder nur unzulänglich in den Model-
len abgebildet sind, müssen diese Szenarien mit großer Vor-
sicht interpretiert werden. Um den unterschied lichen Unsi-
cherheitsverhalten der Klimaszenarien gerecht zu werden, 
wurde in der Tabelle 2.1 für jeden Indikator separat eine Aus-
sage zur Sicherheit angegeben. 

Thermische Effekte

Wie schon in den letzten Jahrzehnten zeigen alle thermischen 
Indikatoren einen klaren Trend im 21. Jahrhundert. Betrach-

auch Informationen von höheren Luftschichten benötigt wer-
den, welche nicht im ÖKS 15 Datensatz enthalten sind. 
Dabei wurden jedoch dieselben Modelle wie in ÖKS 15 ver-
wendet. Die Auswertungen des Showalter-Indexes erfolgten 
im ACRP Projekt SWITCH-OFF. 

Unsicherheiten

Bei Klimaszenarien handelt es sich um Projektionen für die 
Zukunft, bei denen bestimme Annahmen getro±en werden 
müssen. Unsicherheiten von Klimaprojektionen stammen 
daher einerseits aus den Limitierungen der verwendeten Kli-
mamodelle und ihrer statistischen Nachbearbeitung sowie aus 
den Annahmen, wie sich das mensch liche Verhalten – insbe-
sondere die Emission von Treibhausgasen – in den nächsten 
Jahrzehnten entwickeln wird. 

Abb. 2.8: Klimaänderungssignale für die Jahresmitteltemperatur 
(links) sowie den Jahresniederschlag (rechts) aller ÖKS 15 Modelle 
für das RCP 8.5 am Ende des 21. Jahrhunderts. Die Boxen und 
Balken geben die Bandbreite des Klimaänderungssignals eines 
Modelles innerhalb von Österreich wieder. Bei der Temperatur 
zeigen alle Modelle eine klare Erwärmung und der regionale 
Unterschied innerhalb eines Modells als auch der Unterschied 
zwischen den Modellen ist deutlich geringer als das Klimaände-
rungssignal. Beim Niederschlag sind sowohl die räum lichen 
Unterschiede als auch die Unterschiede zwischen den Modellen 
deutlich stärker ausgeprägt. Wiewohl die meisten Modelle eine 
Niederschlagszunahme erwarten lassen, gilt dies nicht für alle Teile 
Österreichs. 
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österreichweites Problem und speziell während Hitzewellen 
wird diese Belastung über mehrere Tage hinweg akkumulieren. 

Die Kältebelastung wird im 21. Jahrhundert sukzessive 
abnehmen. Als Beispiel hierfür ist in Abbildung 2.11 die Ent-
wicklung der Eistage, also Tage mit einem Temperaturmaxi-
mum unter 0 °C, dargestellt. Derzeit treten in den wärmsten 
Regionen im Mittel rund 20 Eistage pro Jahr auf. Mit der 
Seehöhe nimmt die Anzahl zu und in 1.000 m Seehöhe wer-
den in etwa 50 Eistage erreicht. Bis zum Ende des 21. Jahr-
hunderts werden die Eistage deutlich abnehmen und in den 
Tie¯agen werden im Mittel weniger als 10 Eistage auftreten 
und in 1.000m Seehöhe werden sie auf etwa 25 Tage zurück-
gehen. Aufgrund der hohen Variabilität der Witterung bei 
uns in Österreich im Winter werden die Eistage in den Tie¯a-
gen nicht vollständig verschwinden. Dadurch wird sich 
frostemp�ndliche mediterrane Vegetation bei uns nicht lang-
fristig etablieren können. Es werden aber in Einzeljahren 
Winter vorkommen, in denen es keine Eistage geben wird. 
Dadurch wird sich die Überlebenswahrscheinlichkeit von 
Krankheitserregern bzw. Vektoren deutlich verändern. 

Extremwetterereignisse

Bei der Prognose von Extremereignissen stoßen die regiona-
len Klimamodelle teilweise an ihre Grenzen und viele rele-
vante Prozesse werden von den Modellen gar nicht oder nur 
unzureichend abgebildet. Bei vielen Extremereignissen spie-
len Starkniederschläge eine zentrale Rolle. Sie sind nicht nur 

tet man die Hitzetage (Abb. 2.9), also Tage mit einem Tempe-
raturmaximum von zumindest 30 °C, so treten derzeit in der 
wärmsten Region Österreichs, dem Seewinkel im Burgen-
land, knapp 20 Hitzetage im Jahr auf. In den Tie¯agen und 
den inneralpinen Tallagen werden Werte von 10 bis 15 Hitze-
tagen erreicht und ab Lagen um 1000 m Seehöhe kommen 
keine Hitzetage mehr vor. Sollten keine Klimaschutzmaßnah-
men gesetzt werden, so muss man am Ende des 21. Jahrhun-
derts in den wärmsten Regionen Österreichs mit mehr als 50 
Hitzetagen im Jahr rechnen. Groß¯ächig werden in den Tief-Hitzetagen im Jahr rechnen. Groß¯ächig werden in den Tief-Hitzetagen im Jahr rechnen. Groß¯ächig werden in den Tief
lagen um die 40 Hitzetage erreicht und eine Hitzebelastung, 
wie wir sie derzeit im Seewinkel haben, kommt dann in den 
Hochlagen des Wald- und Mühlviertels vor. Hitzetage sind 
dann auch in Mittelgebirgsregionen bis zu 2000m Seehöhe 
zu erwarten. 

Tropennächte (siehe Abb.  2.10), also Nächte mit einem 
Temperaturminimum von mindestens 20 °C sind heute noch 
sehr selten und kommen nur im Seewinkel, dem östlichen 
Niederösterreich und dem Rheintal in Vorarlberg sowie inner-
städtisch in Wien, im oberösterreichischen Zentralraum und 
im Grazer Becken vor. Dabei liegen die Mittelwerte zwischen 
1 und 5 Tropennächte pro Jahr und nur in der Wiener Innen-
stadt werden Werte über 5 erreicht. Nach dem RCP 8.5 Szena-
rio werden am Ende des 21. Jahrhunderts Tropennächte ¯ä-
chendeckend in Österreich auftreten und in den Tie¯agen in 
20 bis 30 Nächten vorkommen. Im Seewinkel und in der Wie-
ner Innenstadt werden sogar Werte über 30 Tropennächte 
erreicht. Damit wird die fehlende nächtliche Abkühlung ein 

Abb. 2.9: Räumliche Verteilung der Hitzetage (Tmax �30°C) in Österreich in der Periode 1981–2010 (links) sowie das Ensemblemittel der 
ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–2100). Liegen derzeit die Werte in den wärmsten 
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ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–2100). Liegen derzeit die Werte in den wärmsten 

liche Verteilung der Hitzetage (Tmax °C) in Österreich in der Periode 1981–2010 (links) sowie das Ensemblemittel der 
ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–2100). Liegen derzeit die Werte in den wärmsten 

°C) in Österreich in der Periode 1981–2010 (links) sowie das Ensemblemittel der 

Regionen Österreichs bei etwa 15 Hitzetagen pro Jahr, so werden diese bis zum Ende des Jahrhunderts auf über 50 Hitzetage ansteigen und 
ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–2100). Liegen derzeit die Werte in den wärmsten 
Regionen Österreichs bei etwa 15 Hitzetagen pro Jahr, so werden diese bis zum Ende des Jahrhunderts auf über 50 Hitzetage ansteigen und 
ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–2100). Liegen derzeit die Werte in den wärmsten 

Werte, wie sie derzeit im Seewinkel oder in Wien vorkommen, erreichen die Mittelgebirgslagen. 
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Abb. 2.10: Räumliche Verteilung der Tropennächte (Tmin �20°C) in Österreich in der Periode 1981–2010 (links) sowie das Ensemblemittel 
der ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–2100). Derzeit werden in den wärmsten 
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der ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–2100). Derzeit werden in den wärmsten 

°C) in Österreich in der Periode 1981–2010 (links) sowie das Ensemblemittel 

Regionen Österreichs bis zu 5 Tropennächte pro Jahr beobachtet, nur innerstädtisch in Wien werden höhere Werte erreicht. Am Ende des 
der ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–2100). Derzeit werden in den wärmsten 
Regionen Österreichs bis zu 5 Tropennächte pro Jahr beobachtet, nur innerstädtisch in Wien werden höhere Werte erreicht. Am Ende des 
der ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–2100). Derzeit werden in den wärmsten 

21. Jahrhunderts werden in den Flachlandbereichen und auch in den inneralpinen Tälern Werte von 20 Tropennächten im Mittel erreicht und 
im Seewinkel und in Wien sogar über 30 Tropennächte. 

Abb. 2.11: Räumliche Verteilung der Eistage (Tmax < 0°C) in Österreich in der Periode 1981–2010 (links) sowie das Ensemblemittel der 
ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–2100). Derzeit werden in den wärmsten Regionen 
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°C) in Österreich in der Periode 1981–2010 (links) sowie das Ensemblemittel der 

Österreichs weniger als 25 Eistage pro Jahr beobachtet. Mit der Seehöhe nehmen diese rasch zu und auf 1000
ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–2100). Derzeit werden in den wärmsten Regionen 
Österreichs weniger als 25 Eistage pro Jahr beobachtet. Mit der Seehöhe nehmen diese rasch zu und auf 1000
ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–2100). Derzeit werden in den wärmsten Regionen 

m Seehöhe liegen die Werte 
bereits um 50 Eistage pro Jahr. Bis zum Ende des 21. Jahrhunderts werden die Eistage flächendeckend abnehmen und selbst in Lagen um 
1000m Seehöhe werden weniger als 25 Eistage pro Jahr auftreten. 
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dingt mit einem Anstieg der Niederschlagsintensität um etwa 
10% je Grad Temperaturanstieg zu rechnen ist. Dies sagt 
jedoch nichts über die zukünftige Häu�gkeit von schweren 
Gewittern aus. Im ACRP Projekt SWITCH-OFF wurden 
hierzu Auswertungen des Showalter- Indexes durchgeführt. 
Der Showalter-Index ist ein Maß für die Labilität der Luft-
schichtung. Bei Werten unter Null sind Gewitter möglich 
und bei Werten unter -3 sind schwere Gewitter wahrschein-

direkt für Überschwemmungen, sondern sind auch für Mur-
gänge, Erdrutsche oder Lawinen eine Voraussetzung. Auf-gänge, Erdrutsche oder Lawinen eine Voraussetzung. Auf-gänge, Erdrutsche oder Lawinen eine Voraussetzung. Auf
grund der unterschiedlichen zugrundeliegenden Prozesse 
muss man hierbei zwischen großräumigen, langanhaltenden 
Starkniederschlägen und kleinräumigen, kurzfristigen Gewit-
tern unterscheiden. 

Für ersteres haben wir als Indikator die dreitägige Nieder-
schlagssumme der 99.9 Perzentile (Abb.  2.12) verwendet. 
Dies entspricht in etwa einem Niederschlagsereignis, das alle 
zwei bis drei Jahre statt�ndet. Auf der linken Seite von 
Abb. 2.12 sieht man die heutige Verteilung dieses dreitägigen 
Extremniederschlages. In den Stauregionen werden hierbei 
bis zu 160mm Niederschlag erreicht, im Weinviertel und 
dem Seewinkel hingegen lediglich Werte um 60 mm. Betrach-
tet man das Klimaänderungssignal für diesen Indikator 
(rechte Seite), so sieht man, dass es in ganz Österreich zu 
einem Anstieg der Niederschlagssumme kommt. In einigen 
kleinen Regionen in Vorarlberg, dem Salzkammergut und in 
Niederösterreich liegt der Anstieg unter 5%, im Großteil des 
Bundesgebietes beträgt der Anstieg um 10 % und im Zentral-
raum Oberösterreichs, sowie in Unterkärnten liegt der Anstieg 
sogar über 20%. Trotz der Unsicherheiten bei den Nieder-
schlagsszenarien muss man daher von einem Anstieg von Ext-
remereignissen ausgehen, die langanhaltende großräumige 
Starkniederschläge beinhalten bzw. von diesen verursacht 
werden.

Bei kleinräumigen, kurzfristigen Starkniederschlägen 
wurde schon in Kapitel 2.2.2 ausgeführt, dass temperaturbe-

Abb. 2.12: Räumliche Verteilung von 3-tägigen Starkniederschlägen (99,9 Perzentile) in Österreich in der Periode 1981–2010 (links) sowie 
das Klimaänderungssignal des Ensemblemittels der ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–

liche Verteilung von 3-tägigen Starkniederschlägen (99,9 Perzentile) in Österreich in der Periode 1981–2010 (links) sowie 
das Klimaänderungssignal des Ensemblemittels der ÖKS 15 Modelle für das Emissionsszenario RCP 8.5 am Ende des Jahrhunderts (2071–

liche Verteilung von 3-tägigen Starkniederschlägen (99,9 Perzentile) in Österreich in der Periode 1981–2010 (links) sowie 

2100). Derzeit werden die höchsten Niederschlagswerte mit rund 150mm entlang des Nord- und Südstaus der Alpen erreicht. 

Abb. 2.13: Zeitlicher Verlauf der Änderung der relativen Häufigkeit 
von starken Gewittern (Showalterwerte < -3) in Österreich bezogen 

licher Verlauf der Änderung der relativen Häufigkeit 
von starken Gewittern (Showalterwerte < -3) in Österreich bezogen 

licher Verlauf der Änderung der relativen Häufigkeit 

auf den Zeitraum 1981–2010 für die ÖKS 15 Ensemblemittel der 
von starken Gewittern (Showalterwerte < -3) in Österreich bezogen 
auf den Zeitraum 1981–2010 für die ÖKS 15 Ensemblemittel der 
von starken Gewittern (Showalterwerte < -3) in Österreich bezogen 

Emissionsszenarien RCP 4.5 (blau) sowie RCP 8.5 (rot). Die farblich 
unterlegten Flächen repräsentieren den Wertebereich ± einer 
Standardabweichung. Beide Emissionsszenarien zeigen eine 
deutliche Zunahme, wobei diese im RCP 8.5 stärker ausfällt 
(Formayer u.a., 2018).
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Tab. 2.1: Zusammenstellung der meteorologischen Indikatoren und der potentiellen gesundheit lichen Wirkung und der Wirkungsweisen 
basierend auf den Ausführungen des vorangegangen Kapitels sowie Ausmaß der Änderung und Sicherheit der Aussage auf Basis einer 
ExpertInneneinschätzung (es konnte in allen Fällen Konsens der drei beteiligten KlimawissenschafterInnen erzielt werden).
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2.3   Veränderungen in der 
 Bevölkerungsdynamik und 
-struktur

2.3.1 Bevölkerungsdynamik 

Wie im vorangegangenen Kapitel erörtert, führt der Klima-
wandel zu einer Zunahme an Extremwetterereignissen, was 
noch nicht vollständig vorhersehbare Folgen für Mensch und 
Infrastruktur hat. Infolge der fortschreitenden demographi-
schen Alterung und der altersbedingten höheren Vulnerabili-
tät wird ein zunehmender Anteil der Bevölkerung Teil der 
Risikogruppe. Hier gilt es, rechtzeitig Vorsorgemaßnahmen 
zu tre±en, um die zukünftigen Auswirkungen des Klimawan-
dels gering zu halten.

Bevölkerungsdynamik: Globale Ebene

Dank verbesserter Hygiene und medizinischer Möglichkei-
ten, insbesondere der Er�ndung von Antibiotika, erlebte die 
Weltbevölkerung seit dem Ende des 2. Weltkrieges ein bis 
dahin nie dagewesenes Wachstum. Ausgehend von 2,5 Milli-
arden im Jahr 1950 leben inzwischen mehr als 7 Milliarden 
Menschen auf dem Planeten. Dieser starke Anstieg ist auch 
dadurch zu erklären, dass der Rückgang der Geburtenraten in 
vielen Ländern jenem der Sterberaten erst mit einem gewissen 
zeit lichen Abstand folgte. Ob hinter dieser Entwicklung eine 
globale Konvergenz demographischer Regime steckt und alle 
Gesellschaften zeitversetzt durch denselben Prozess des 
„demographischen Übergangs“ gehen, ist weiterhin Gegen-
stand akademischer Auseinandersetzungen (Wilson, 2011). 
Fest steht, dass diese radikalen Umwälzungen nicht alle Län-
der der Welt zur selben Zeit erfasst haben und mit zunehmen-
der Dauer immer stärkere Auswirkungen auf die Bevölke-
rungsstruktur hatten.

Dies resultiert – noch ehe wir den Klimawandel zu berück-
sichtigen beginnen – in unterschied lichen demographischen 
Herausforderungen, die es zu bewältigen gilt. Länder mit zum 
Teil bis heute anhaltend hohen Geburtenraten weisen einen 
sehr hohen Anteil an Kindern und Jugend lichen auf, deren 
Ernährung gesichert und deren Ausbildung �nanziert werden 
muss, ehe sie ho±entlich einen Zugang zum Arbeitsmarkt �n-
den und sich selbst versorgen können. Infolge des explosions-
artigen Bevölkerungswachstums, mit dem die landwirtschaft-
lichen Erträge nicht Schritt halten können, kommt es zur 
erhöhten Abhängigkeit von Nahrungsmittelimporten, oft-
mals kon¯iktträchtiger Überbeanspruchung natür licher Res-
sourcen und Produktivitätseinbußen sowie zu nicht nachhal-
tigen Umwidmungen von Landgebieten. In Ermangelung 
von Kenntnissen moderner landwirtschaft licher Produktions-
verfahren führte dies bereits im 20. Jahrhundert immer wie-
der zu verheerenden Hungerkatastrophen, die mit Kämpfen 
um knappe Ressourcen, der Gefahr von Bürgerkriegen und 

lich. Eine Auswertung dieser Showalter-Werte von allen ÖKS 
15 Modellen di±erenziert nach den Emissionsszenarien ist in 
Abbildung 2.13 dargestellt. Dabei wurde die Unterschrei-
tungshäu�gkeit von Showalter-Werten unter -3 für ganz 
Österreich aggregiert und als relative Änderung gegenüber 
dem Referenzzeitraum 1981–2010 dargestellt. Dabei zeigt 
sich eine deut liche Zunahme der niedrigen Showalter-Werte, 
was mit einer Zunahme von schweren Gewittern gleichzuset-
zen ist. Der Anstieg ist bei dem RCP 8.5 deutlich stärker als 
beim RCP 4.5.

Da jedoch die räum lichen Strukturen der Showalter-
Indexwerte im Alpenraum sowie das saisonale Auftreten der 
niedrigen Werte in einigen Regionalmodellen nur sehr 
schlecht reproduziert werden, dürfen diese Ergebnisse nicht 
überinterpretiert werden. Belastbare Szenarien zur Gewitter-
häu�gkeit und Intensität werden erst in einigen Jahren ver-
fügbar sein, wenn konvektionsau¯ösende Modelle mit hinrei-
chender Qualität zur Verfügung stehen. Dennoch muss man 
aus heutiger Sicht eher von einem Anstieg der Häu�gkeit von 
schweren Gewittern in Österreich und den damit einherge-
henden Problemen durch Hagel, Blitzschlag, Sturmböen, 
kleinräumigen Über¯utungen und Murgängen ausgehen.

2.2.4 Zusammenfassende Bewertung

Die vorangegangenen Ausführungen zeigen, dass die Zusam-
menhänge zwischen Klimawandel und Gesundheit sehr viel-
fältig und zum Teil ziemlich komplex sind. Tabelle 2.1 gibt 
einen Überblick über die im Vorangegangenen angeführten 
Veränderungen meteorologischer oder klimatologischer Art 
als Folge des Klimawandels und der Wirkungsweise dieser 
Veränderungen. Das Ausmaß der Veränderung und die 
Sicherheit der Aussage (Spalte 4) wurden von KlimaexpertIn-
nen eingeschätzt. In Übereinstimmung mit der internationa-
len Literatur werden Hitze und Dürre als die stärksten Verän-
derungen eingeschätzt, bei gleichzeitig hoher Sicherheit der 
Aussage. Sie gehen einher mit geringerer Abkühlung bei 
Nacht. Als sehr relevant bei gesicherter Aussage wird auch die 
zeit liche Verschiebung des Auftretens von Allergien einge-
schätzt. Viele hydrologische Extremereignisse sind sowohl 
bezüglich Ausmaß als auch Sicherheit der Aussage etwas nied-
riger bewertet. Interessanterweise laufen Sicherheit der Aus-
sage und Ausmaß der Änderung im Bereich niedriger Werte 
sehr parallel. Dies könnte bedeuten, dass es auf diesem Gebiet 
noch zu wenig Forschung gibt, um die Aussagen zu erhärten 
und Überraschungen daher durchaus möglich wären. 
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bevölkerung in den nächsten Jahrzehnten in Städten zutra-
gen.

Die Urbanisierung ist dabei, wie schon seit ihren histori-
schen Anfängen, mit der Ho±nung auf bessere Erwerbsmög-
lichkeiten, Zugang zu Gesundheitsleistungen und höhere 
Lebensstandards einerseits, aber auch mit Befürchtungen 
zunehmender Verelendung marginalisierter Bevölkerungs-
schichten andererseits verbunden (Henderson, 2003; Lucas 
& Robert, 2004). Während beispielsweise der Anteil der 
Slumbevölkerung an der gesamten städtischen Bevölkerung 
Afrikas südlich der Sahara seit 1990 im Sinne der Millennium 
Development Goals leicht abgenommen hat, betrug dieser im 
Jahr 2014 noch immer 55,2 % (United Nations, 2015). Umso 
wichtiger wird es sein, das städtische Wachstum nachhaltig zu 
planen und die wachsende städtische Bevölkerung vor den 
gesundheitsschädigenden Auswirkungen schlechter werden-
der Umweltbedingungen zu beschützen. 

Noch ergibt die systematische Literaturübersicht der Aus-
wirkungen von Urbanisierung auf die mensch liche Gesund-
heit ein gemischtes Bild (Eckert & Kohler, 2014). Demnach 
kann Urbanisierung viele der gesundheit lichen Probleme in 
den Entwicklungsländern – insbesondere Mangelernährung 
– abmildern. Sie muss dabei aber von einer informierten und 
vorausschauenden Gesundheitspolitik begleitet werden. Frag-
lich ist, ob dieser Befund auch in Zeiten globaler Erwärmung 
aufrechterhalten werden kann (Jones u. a., 2015). Aufgrund 
des „urban heat island“-E±ekts (Georgescu u. a., 2014; Oke, 
1982) erwärmen sich Städte sehr viel stärker und geben Hitze 
auch langsamer wieder ab, als dies in länd lichen Gebieten der 
Fall ist. Womöglich kommt es dadurch sogar zu einer Trend-
wende im Urbanisierungsprozess (Rizwan u. a., 2008). In vie-
len Entwicklungsländern ist zudem die Besiedlung von soge-
nannten klimatischen „Hazard-Zones“ durch sozioökono-
misch benachteiligte Bevölkerungsgruppen zu beobachten, 
welche sich die städtischen Preise nicht leisten können, aber 
dennoch der Urbanisierung folgen (für einen Überblick über 
die spezi�sch österreichische Situation siehe Kap. 2.2.2). 

Umgekehrt kann man auch von Auswirkungen der Urba-
nisierung auf den Klimawandel ausgehen. Durch veränderte 
Landnutzung und Versiegelung der Böden in städtischen 
Gebieten führt der Klimawandel tendenziell eher zu einer 
Zunahme der Ober¯ächentemperatur (Kalnay & Cai, 2003). 
Dies hängt jedoch von der Ausdehnung der Städte in ihre 
Umländer ab („urban sprawl“). Je nach lokalen klimatischen 
Bedingungen kann die stärkere Bevölkerungskonzentration 
mittels verringerter Transportwege zu geringeren Emissions-
werten beitragen (Bart, 2010) oder durch verbesserte Anbin-
dung an das Energienetz auch zu erhöhtem Energiekonsum 
führen (Liddle & Lung, 2010; Madlener & Sunak, 2011). 
Unabhängig davon ist jedoch im Zuge der Globalisierung von 
einer Zunahme und Intensivierung der Transportwege im 
Personen- und Güterverkehr auszugehen. 

der Entwurzelung breiter Bevölkerungsschichten einhergin-
gen (Kelley u. a., 2015; Missirian & Schlenker, 2017). Der 
Klimawandel droht diese gefähr liche Gemengelage noch zu 
verschärfen.

Auch Länder in der Spätphase des demographischen Über-
gangs kämpfen mit den Folgen einer unausgewogenen Bevöl-
kerungsstruktur. Einer immer kleiner werdenden Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter steht hier ein zunehmender 
Anteil an nicht mehr erwerbstätiger Bevölkerung gegenüber, 
was mit einem Rückgang an gesellschaft licher Innovations-
kraft, wirtschaft licher Dynamik und sogar mit gerontokrati-
schen Verhältnissen in Verbindung gebracht wird. Solche 
“Untergangsszenarien“ ergeben sich – nebst anhaltend niedri-
ger Frauenerwerbsquoten (Loichinger, 2015) – in erster Linie 
aus der vermeint lichen Unverrückbarkeit von Altersgrenzen 
(Lutz, 2014). Können gesellschaft liche Institutionen ¯exibel 
an den Anstieg der Lebenserwartung angepasst werden, fallen 
die Prognosen weitaus weniger pessimistisch aus. Längst nicht 
alle Menschen über 65 sind abhängig oder p¯egebedürftig. 
Immer mehr Menschen erreichen bei anhaltend guter 
Gesundheit ein immer höheres Alter. Hinzu kommt, dass die 
Alten von heute wesentlich besser gebildet sind, als sie es frü-
her waren. Dieser Vorsprung an Humanressourcen kann 
einen großen Teil der altersbedingten Nachteile wettmachen 
(Sanderson & Scherbov, 2013; Skirbekk u. a., 2012), sodass 
der Reichtum nach wie vor eher in den alten Gesellschaften 
zu �nden ist und hier aufgrund der größeren �nanziellen 
Möglichkeiten zwar von potentiell größeren Sachschäden, 
aber auch einer geringeren altersbedingten Vulnerabilität 
gegenüber dem Klimawandel ausgegangen werden kann. 

Aus den starken ökonomischen Disparitäten zwischen 
dem „globalen Süden“ und dem „globalen Norden“, die auch 
der Asynchronizität des demographischen Übergangs geschul-
det sind, kommt es zu einer Zunahme der Migrationsströme. 
Die Feststellung, dass die globalen Migrationsströme seit 
1995 lediglich in absoluten Zahlen, nicht jedoch relativ zur 
Bevölkerungsanzahl zugenommen haben und der Großteil 
der Wanderungsbewegungen regional statt�ndet (Abel & 
Sander, 2014), überrascht dabei zumeist. Neuere Studien zu 
diesem ©ema, die auch die Bevölkerungsbewegungen im 
Zusammenhang mit dem arabsichen Frühling miteinbezie-
hen, sind jedoch noch ausständig. 

Als eine andere Art der geographischen Bevölkerungsum-
verteilung, die im 20. Jahrhundert auf dramatische Weise vor-
angeschritten ist, gilt die Urbanisierung. Lebten um 1950 um 
die 30 % der Weltbevölkerung in urbanen Ballungsräumen, 
so waren es im Jahr 2015 bereits 54 %. Für das Jahr 2050 wird 
global ein Anteil von 66,5 % vorhergesagt (United Nations, 
2014), wobei es auch hier wiederum starke regionale Unter-
schiede gibt: In den bereits heute stärker urbanisierten Indus-
trieländern wird sich der Anteil sogar auf 88 % belaufen. Die 
Zunahme der urbanen Bevölkerung erfolgt sowohl durch 
endogenes Bevölkerungswachstum als auch durch den star-
ken Zuzug aus länd lichen Gebieten, die ihrerseits der Gefahr 
beschleunigter Alterung ausgesetzt sind. Laut Vereinten 
 Nationen wird sich beinahe das gesamte Wachstum der Welt-
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rige anderer EU- bzw. EFTA-Staaten. Die größte Gruppe bil-
den die Deutschen, gefolgt von Rumänen und Ungarn. Rech-
net man aus dem Ausland zurückkehrende österreichische 
Staatsangehörige mit, entfallen nahezu ⅔ (63 %) der Zuwan-
derung der letzten zehn Jahre auf BürgerInnen aus EU- bzw. 
EFTA-Staaten.

Weitere 16 % der Zugewanderten kommen aus europäi-
schen Staaten außerhalb der EU, im Wesent lichen Menschen 
aus nicht zur EU gehörigen Nachfolgestaaten Jugoslawiens, 
der Russischen Föderation und der Türkei. 

Der Anteil der Zugewanderten aus außereuropäischen 
Ländern machte in den vergangenen zehn Jahren in Summe 
ein gutes Fünftel aus (21 %). Die größte Gruppe sind Ange-
hörige asiatischer Staaten mit 15 % (Afghanistan, Syrien, 
Iran), gefolgt von Afrikanern (Nigeria, Somalia, Ägypten) 
und Amerikanern (USA, Brasilien, Kanada) mit jeweils rund 
3 %. 

Die Struktur der EmigrantInnen ist ein Spiegel der Immi-
gration mit zwei Ausnahmen: Es wandern deutlich mehr 
österreichische Staatsangehörige ab als zu, im Saldo waren das 
in den letzten zehn Jahren jährlich rund 7.000 Personen. 
Infolge der hohen Anteile von Flüchtlingen aus asiatischen 
Kriegsgebieten beträgt der Anteil asiatischer Staatsangehöri-
ger bei der Abwanderung bloß 9 %.

Knapp 40 % der internationalen Zuwanderung geht nach 
Wien. Dies ist der Hauptgrund des starken Bevölkerungs-
wachstums in der Bundeshauptstadt (siehe unten). Jeweils 
12 % entfallen auf die Bundesländer Nieder- und Oberöster-
reich, 10 % auf die Steiermark, 9 % auf Tirol und 6 % auf das 
Land Salzburg. Nach Kärnten und Vorarlberg kommen 
jeweils 4 % der ImmigrantInnen, ins Burgenland nur 2 %.

1,72 Millionen bzw. 19,6 % der 8,77 Millionen Einwoh-
ner Österreichs sind Kinder und Jugend liche im Alter unter 
20 Jahren. 5,43 Millionen Menschen (61,9 %) zählen zum 
Erwerbsalter zwischen 20 und 64 Jahren, 1,63 Millionen bzw. 
18,5 % be�nden sich im Pensionsalter von 65 und mehr Jah-
ren. Während der Anteil des Erwerbsalters in den letzten Jah-
ren relativ konstant war, ist der Anteil der jüngeren Menschen 
leicht gesunken, jener der älteren Menschen hingegen gestie-
gen. So wie viele west liche Gesellschaften altert auch die 
österreichische Bevölkerung. Dafür gibt es mehrere Ursachen: 
Durch die Alterung der Baby-Boom-Generationen rücken 
stärkere Jahrgänge in höhere Alter nach, die Personen im Pen-
sionsalter bekommen ein immer größeres Gewicht. Zudem 
steigt die Lebenserwartung stetig an, pro Jahrzehnt gewinnen 
wir 2,5 bis 3 Jahre an zusätz lichen Lebensjahren. Außerdem 
kommen mehr von Kriegsverlusten unversehrt gebliebene 
Männergenerationen in höhere Alter. Dies bewirkt auch, dass 
der Frauenüberschuss unter den älteren Menschen sinkt. Auf 
der anderen Seite liegt das Fertilitätsniveau deutlich unter 2 
Kindern pro Frau und somit unter dem sogenannten Bestand-
serhaltungsniveau, bei dem sich langfristig eine Elterngenera-
tion durch ihre Kinder ersetzt. Die Zuwanderung nach Öster-
reich schwächt jedoch den Alterungsprozess ab. Immigran-
tInnen sind im Durchschnitt deutlich jünger als die 
Gesamtbevölkerung, somit verstärken sie die Bevölkerung im 

Bevölkerungsdynamik: Österreich

Die Bevölkerung Österreichs wächst und altert. Das Wachs-
tum ist in erster Linie auf die internationale Zuwanderung 
zurückzuführen, die Alterung ist hauptsächlich eine Folge des 
Baby-Booms der Nachkriegszeit, welcher nun an der Schwelle 
zum Pensionsalter steht.

In den 10 Jahren vom 1.1.2007 bis zum 1.1.2017 ist die 
Bevölkerungszahl Österreichs um eine ½ Million von 8,28 
Millionen auf 8,77 Millionen gestiegen. 96 % dieses Zuwach-
ses waren Wanderungsgewinne, nur 4 % ent�elen auf die 
Geburtenbilanz. Der Bevölkerungsanteil mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit stieg in diesem Zeitraum von 9,7 % auf 
15,3 %, der Anteil der im Ausland Geborenen von 14,7 % auf 
18,9 %. 

Mehr als die Hälfte (52 %) der in diesem Zeitraum aus 
dem Ausland nach Österreich Zugewanderten sind Angehö-

Tab. 2.2: Statistik Austria, Statistik des Bevölkerungsstandes und der 
Bevölkerungsbewegung, eigene Berechnungen.

Bevölkerungsstand 1.1.2017 8.772.865

Anteil bis 19 Jahre 19,60%

Anteil 20 bis 64 Jahre 61,90%

Anteil 65 und mehr Jahre 18,50%

Anteil ausländische Staatsang. 15,30%

Anteil im Ausland geboren 18,90%

Bevölkerungswachstum 2007-17 489.881

Geburtenbilanz 2007-16 17.534

Wanderungsbilanz 2007-161 472.347

Demographische Struktur Österreichs

Österreich
11,0%

EU-, EFTA-
Staaten
52,3%

übriges 
Europa (inkl. 

Türkei) 
15,6%

Afrika
3,1%

Amerika
2,6%

Asien
14,8%

Ozeanien
0,2%

Staatenlos/Un
-bek./Ungekl.

0,4%

Internationale Zuwanderung nach Österreich 2007-2016 
nach der Staatsangehörigkeit in %

Quelle: Statistik 

Abb. 2.14: Statistik Austria, Internationale Zuwanderung nach 
Österreich 2007–2016
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Die Gesamtfertilitätsrate (TFR) Österreichs lag 2016 bei 
1,53 Kindern pro Frau. Damit ist sie seit dem Jahr 2001 mit 
dem Nachkriegsminimum von 1,33 wieder deutlich gestiegen 
und hat das Niveau des Jahres 1984 erreicht. Im Jahr 1963, 
dem Höhepunkt des Baby-Booms, lag sie bei 2,82 Kindern 
pro Frau. Der Wiederanstieg der Fertilität im 21. Jahrhundert 
kommt nicht unerwartet. Die Rückgänge in der Vergangen-
heit hingen mit gesellschaft lichen Veränderungen zusammen. 
Die verstärkte Bildungs- und höhere Erwerbsbeteiligung jun-
ger Frauen, damit verbundene Berufs- und Karriereplanun-
gen sowie zu einem gewissen Maß auch Probleme bei der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie, veranlasste junge Paare 
zu einem Aufschub ihrer Kinderwünsche in eine spätere 
Lebensphase. Dies spiegelt sich im durchschnitt lichen Fertili-
tätsalter wider, welches zwischen 1976 und 2001 von 26,2 auf 
28,4 Jahre gestiegen ist. 2016 betrug es bereits 30,6 Jahre. Bei 
vielen Paaren ist bereits der Zeitpunkt gekommen, wo in der 
Vergangenheit aufgeschobene Kinderwünsche realisiert wer-
den. Längerfristig könnte sich die TFR bei einem Wert von 
1,6 Kindern pro Frau einpendeln. Dieses Niveau haben in der 
Nachkriegszeit alle Frauenjahrgänge, die ihre reproduktive 
Phase bereits abgeschlossen haben, niemals unterschritten 
(Bongaarts & Sobotka, 2012).

Österreichweit ist die Lebenserwartung bei der Geburt seit 
Mitte des 20. Jahrhunderts stark angestiegen. Betrug sie 1951 
noch 62,4 Jahre für Männer und 67,7 Jahre für Frauen, so lag 
sie 2016 bereits bei 79,1 Jahren für Männer und 84,0 Jahren 
für Frauen. Mit den beginnenden 1970er Jahren ist ein 
nahezu stetiger Zuwachs der Lebenserwartung eingetreten. 
Im Jahr 2015 ist die Lebenserwartung leicht gesunken, dies 
wird auf die Grippewelle im Spätwinter sowie auf die extreme 
Hitzewelle im Hochsommer zurückgeführt (Klotz & Wis-
bauer, 2017).

Zur Abschätzung der Lebenserwartung in Gesundheit ste-
hen für Österreich mehrere Quellen zur Verfügung. Für den 

jungen Erwachsenenalter. Ohne Zuwanderung würde die 
Bevölkerung Österreichs nicht mehr zunehmen und stärker 
altern.

Österreichs Bevölkerung wächst hauptsächlich in den 
urbanen Regionen der großen Städte, während periphere und 
strukturschwache Bezirke Bevölkerungsrückgänge verzeich-
nen. Diese Verluste sind weitgehend auf bildungs- und 
arbeitsplatzbedingte Abwanderung zurückzuführen. Die Bin-
nenwanderungsverluste führen auch dazu, dass die Geburten-
zahlen in den Abwanderungsregionen sinken und es somit zu 
Sterbefallüberschüssen kommt.

Eine weitere Folge des Urbanisierungsprozesses ist die stär-
kere Alterung in den Abwanderungsgebieten. Junge Men-
schen gehen in die Städte, die älteren bleiben zurück und 
bekommen somit ein demographisch höheres Gewicht. In 
den urbanen Regionen werden hingegen die jüngeren Gene-
rationen durch die Zuwanderung aus dem In- und Ausland 
verstärkt, was zu einer jüngeren Altersstruktur als im Bundes-
durchschnitt führt.
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Abb. 2.15: Statistik Austria, Fertalitätsindikatoren 1961–2016

Abb. 2.16: Statistik Austria, Lebenserwartung in Gesundheit in Österreich 1978–2014
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Zukünftige Demographieentwicklung: Globale 
Ebene

Dieses Bevölkerungswachstum verteilt sich aber keineswegs 
gleichmäßig über den Globus. Während die Bevölkerungs-
zahlen in einigen Ländern Osteuropas und Ostasiens bereits 
rückläu�g sind, führen anhaltend hohe Geburtenraten in wei-
ten Teilen Afrikas zu einem starken Anstieg der Bevölkerung. 
Unterdessen be�ndet sich Indien auf dem besten Weg, 
zukünftig das bevölkerungsreichste Land der Welt zu werden, 
während China dank der mittlerweile aufgegebenen Ein-
Kind-Politik, sowie intensiver Bemühungen im Bereich der 
Bildung langsam auf Stabilisierung zusteuert und längerfristig 
mit einer schrumpfenden Bevölkerung zu rechnen hat. 

Was den ökologischen Fußabdruck anbelangt, gilt es an die-
ser Stelle festzuhalten, dass dieser sich nicht nur aus der Anzahl, 
sondern auch den Konsumgewohnheiten der Menschen ergibt, 
sodass das vergleichsweise geringe Wachstum bzw. „Nicht-
Schrumpfen“ der Bevölkerung in den fortgeschrittenen Indus-
trienationen als wesentlich größere Herausforderung angese-
hen werden muss (Cohen, 1995; Raftery u. a., 2017). Der 
noch weit verbreiteten Ansicht, wonach eine optimale Gebur-
tenrate in der Nähe des Bestandserhaltungsniveaus (etwa 2,1 
Kinder im Durchschnitt pro Frau) zu liegen habe, muss im 
Lichte neuerer Forschungsergebnisse (Striessnig & Lutz, 2014) 
widersprochen werden: Geht man davon aus, dass die kleine-
ren Geburtskohorten der Zukunft mit einem höheren Bil-
dungsniveau und somit höherer Produktivität ausgestattet sein 
werden als ihre Eltern und Großeltern, so lässt sich zeigen, dass 
Geburtenraten weit unterhalb des Bestandserhaltungsniveaus 
zu bevorzugen sind, da ein Bevölkerungsrückgang auch zur 
Abschwächung des Klimawandels beitragen würde.

Ein weiterer Trend, der sich bereits heute stark abzeichnet, 
ist die zunehmende Alterung, insbesondere in jenen Teilen 
der Welt, die sich schon in der Spätphase des demographi-
schen Übergangs von einstmals hohen zu mittlerweile sehr 
niedrigen Geburten- und Sterberaten be�nden. Die Bevölke-
rungspyramiden dieser Gesellschaften weisen längst keine 
klassische Pyramidenform mehr auf, da ein stetig zunehmen-
der Anteil der Bevölkerung den höheren Altersgruppen ange-
hört. Diese Entwicklung wird sich zwar langfristig wieder 
abschwächen, wenn geburtenschwächere Jahrgänge das Pensi-
onsantrittsalter erreichen, kann die sozialen Sicherungssys-

Vergleich über längere Zeiträume gibt es die Daten aus Son-
dermodulen des Mikrozensuses, aus Gesundheitsbefragungen 
und dem EU-SILC (Eurostat, 2015). Obwohl diese Erhebun-
gen teilweise unterschied lichen Konzepten folgen, zeigen sie 
im Trend die gleiche Entwicklung: Die Zuwächse in der 
Lebenserwartung sind gewonnene Jahre in subjektiv gutem 
Gesundheitszustand. Zwischen den Jahren 1978 und 2014 ist 
die Lebenserwartung der Männer um 10,4 Jahre, jene der 
Frauen um 8,0 Jahre gestiegen. Der Zuwachs bei den Lebens-
jahren in (sehr) guter Gesundheit �el mit 13,5 Jahren (Män-
ner) bzw. 13,7 Jahren (Frauen) deutlich stärker aus, die 
Lebensjahre in mittelmäßiger bzw. (sehr) schlechter Gesund-
heit gingen zurück. Bei den Männern waren dies 1,6 bzw. 1,5 
Jahre, bei den Frauen sogar 3,2 Jahre bzw. 2,4 Jahre. Somit 
verbringen Männer 84 % und Frauen 80 % ihrer Lebenszeit 
in (sehr) guter Gesundheit. Bezogen auf die über 65-jährige 
Bevölkerung liegen diese Werte bei 63 % (Männer) bzw. 53 % 
(Frauen). Rund drei Viertel der Lebenszeit von Männern und 
etwa 70 % jener der Frauen werden ohne chronische Gesund-
heitsprobleme bzw. ohne Einschränkungen bei Tätigkeiten 
des normalen Alltagslebens durch gesundheit liche Probleme 
verbracht (Statistik Austria, 2017a).

Mortalität und Lebenserwartung sind eng verknüpft mit 
Bildung und sozialem Status. Je höher der Bildungsgrad, 
desto höher auch die Lebenserwartung. So hatten 2011/12 
35-jährige Akademiker eine um 7 Jahre höhere Restlebenser-
wartung als Männer, die keine über die P¯ichtschule hinaus-
gehenden Bildungsabschlüsse erwerben konnten. Bei den 
Frauen betrug die Di±erenz 2,8 Jahre. Dahinter steckt unter 
anderem auch die Tatsache, dass Menschen mit niedrigeren 
Bildungsabschlüssen häu�g in Berufen mit höherer körper-
licher Belastung und stärkerem Unfallrisiko beschäftigt sind, 
was sich in der Mortalität widerspiegelt. Insbesondere armuts- 
und ausgrenzungsgefährdete Männer haben signi�kant 
höhere Sterberisken als nicht gefährdete Personen (EU-SILC, 
2008).

2.3.2  Zukünftige Demographie-
entwicklung

Während Prognosen zukünftiger Bevölkerungsentwicklung 
mit zunehmender Entfernung zur Gegenwart immer stärker 
von ihren ungewissen Annahmen abhängen und sich biswei-
len in ihren Vorhersagen stark voneinander unterscheiden 
können, sind die Trends für die nächsten Jahrzehnte zu einem 
großen Teil bereits im starken Bevölkerungswachstum des 20. 
Jahrhunderts grundgelegt. Infolge der Trägheit des Bevölke-
rungssystems (DemographInnen sprechen von „Population 
Momentum“), aber auch als Konsequenz der stetig ansteigen-
den Lebenserwartung, können wir trotz der bereits stark im 
Sinken begri±enen Geburtenraten bis weit in die zweite 
Hälfte des 21. Jahrhunderts mit einer weiter anwachsenden 
Weltbevölkerung rechnen.

Bevölkerungsprognose Österreichs
(Hauptvariante)

Jahr
(1.1.)

Bevölkerung
insgesamt

In Prozent
–19 J. 20–64 J. 65+ J.

2017 8.772.865 19,6 % 61,9 % 18,5 %
2020 8.981.218 19,4 % 61,7 % 18,9 %
2030 9.417.982 19,6 % 57,8 % 22,6 %
2050 9.767.122 18,7 % 54,0 % 27,3 %
2080 10.006.302 18,8 % 52,1 % 29,2 %

Tab. 1.2: Statistik Austria, Statistik des Bevölkerungsstandes und der 
Bevölkerungsbewegung, eigene Berechnungen.
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Aufgrund der aktuellen geopolitischen Lage ist die Zahl 
der ImmigrantInnen nach Österreich vergleichsweise hoch. 
Dennoch sind im langjährigen Durchschnitt mehr als die 
Hälfte aller Zuwandernden Angehörige von EU- bzw. EFTA-
Staaten. Dies wurde nur durch die außerordent liche Flücht-
lingswelle im Jahr 2015 unterbrochen. In diesem Jahr wan-
derten insgesamt über 214.000 Personen nach Österreich zu. 
2016 waren es nur mehr 174.000, etwa so viele Personen wie 
2014. Langfristig wird in der Hauptvariante der Prognose 
angenommen, dass die internationale Zuwanderung auf 
145.000 Personen zurückgeht (Zu der Frage mög licher Mig-
rationsströme infolge des Klimawandels siehe Kap. 2.3.3 
Migration durch Klimawandel). Gleichzeitig steigt die Zahl 
der aus Österreich abwandernden Personen an (2016: knapp 
110.000 Personen), sodass sich der jähr liche Wanderungs-
saldo langfristig bei etwa 25.000 einpendeln dürfte. In allen 

teme, wie Pensions- oder Krankenversicherung, in den betrof-
fenen Ländern mittelfristig jedoch vor große Herausforderun-
gen stellen (siehe Kap. 2.4). Zugleich führt die demographische 
Alterung aber auch zu einer erhöhten Vulnerabilität gegen-
über klimatischen Veränderungen, da ältere Menschen 
zumeist über geringere Anpassungsfähigkeiten verfügen und 
klimatische Einwirkungen (z. B. Kälte- und Hitzewellen) 
dadurch stärker wirksam sind, was in (siehe Kap. 3) noch 
genauer ausgeführt wird.

Ein mög licher Beitrag zur Lösung, zumindest des aus der 
gesellschaft lichen Alterung resultierenden Problems des ver-
ringerten Anteils an Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter, 
könnte von Zuwanderung kommen. Diese dürfte sich in der 
Zukunft in nicht geringem Ausmaß auch als Folge des Klima-
wandels ergeben und zusätzlich zu den Alten eine weitere 
Gruppe mit erhöhter Vulnerabilität erzeugen. Aufgrund der 
politischen Sensibilität des ©emas lässt sich aber schwer 
abschätzen, in welchem Ausmaß die alternden Gesellschaften 
der Zukunft die Zuwanderung von Arbeitskräften zulassen 
werden. Migration ist daher auch die unsicherste der demo-
graphischen Komponenten, die zum zukünftigen Bevölke-
rungswandel beitragen. 

Zukünftige Demographieentwicklung: Österreich

Die Bevölkerung Österreichs wächst und altert. Dieser Pro-
zess wird sich auch in Zukunft fortsetzen. Das Bevölkerungs-
wachstum beruht auf Wanderungsgewinnen, die Alterung ist 
in erster Linie eine Folge des Baby-Booms der Nachkriegszeit 
welcher nun sukzessive ins Pensionsalter nachrückt, aber auch 
der unter dem einfachen Reproduktionsniveau liegenden Fer-
tilität und der steigenden Lebenserwartung.

Ausgehend von den 8,77 Millionen (2017) wird die Bevöl-
kerungszahl gemäß Hauptvariante der Bevölkerungsprognose 
von Statistik Austria aus 2016 im Jahr 2020 die 9-Millionen-
Grenze überschreiten und 2030 mit 9,42 Millionen um 7,3 % 
höher liegen als heute. Bis 2050 steigt die Bevölkerung auf 
9,77 Millionen (+11,4 % bzw. +1 Million gegenüber 2017, 
bis 2080 schließlich auf 10,0 Millionen (+14,0 %).

In den nächsten 10 Jahren wird zu diesem Bevölkerungs-
wachstum neben den starken Wanderungsgewinnen auch 
noch eine leicht positive Geburtenbilanz beitragen. Nach 
2030 jedoch, wenn die starken Baby-Boom-Jahrgänge zur 
Gänze im Pensionsalter stehen werden, wird die Zahl der 
Sterbefälle über jene der Geburten steigen. Während die Zahl 
der jähr lichen Geburten bei rund 90.000 relativ konstant 
bleibt, nimmt dann die Zahl der Sterbefälle auf über 100.000 
zu, der Sterbefallüberschuss erreicht sein Maximum in der 
2. Hälfte mit einer Di±erenz von mehr als 20.000. 

Diese Entwicklung basiert auf der Annahme, dass die TFR 
langfristig auf 1,60 steigt (2016: 1,53; siehe Kap. 2.3.1) und 
die Lebenserwartung für beide Geschlechter auch in Zukunft 
weiter wächst: 2016 betrug sie für Männer 79,1 und für 
Frauen 84,0 Jahre. In der Hauptvariante wird unterstellt, dass 
sie bis 2080 bei den Männern auf 89,2 und bei den Frauen 
auf 92,3 Jahre steigt.
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Zahl der Bevölkerung im Alter von 65 und mehr Jahren 
nimmt zwischen 2017 und 2030 um eine halbe Million von 
derzeit. 1,63 Millionen auf 2,13 Millionen zu. Ihr Anteil an 
der Gesamtbevölkerung steigt von 18,5 % auf 22,6 %. Der 
Altenquotient, welcher das Verhältnis der Bevölkerung im 
Pensionsalter zu jener im Erwerbsalter misst, steigt zwischen 
2017 und 2030 von 29,9 auf 39,1. Auf 100 Personen im Alter 
von 20 bis 64 Jahren entfallen somit 39,1 Menschen, die 65 
Jahre und älter sind.

Die Bevölkerung im Alter von 20 bis 64 Jahren steigt nur 
minimal an, nämlich von 5,43 Millionen auf 5,44 Millionen 
Wegen des starken Wachstums der älteren Bevölkerung sinkt 
der Anteil des Erwerbspotentials an der Gesamtbevölkerung 
bis 2030 von 61,9 % auf 57,8 %. Die Zahl der Kinder und 
Jugend lichen bis 19 Jahre nimmt von 1,72 Millionen auf 1,84 
Millionen zu, ihr Anteil bleibt jedoch bei 19,6 % konstant. 
Der Jugendquotient (Verhältnis der Altersgruppen bis 19 
Jahre zu 20 bis 64 Jahre) steigt leicht an, von 31,6 auf 33,9.

Längerfristig (bis zum Jahr 2080) steigt die Zahl der älte-
ren Menschen weiterhin stark an, die Zahl der Kinder und 
Jugend lichen nimmt tendenziell leicht zu. Die Bevölkerung 
im Erwerbsalter sinkt jedoch ab. Grosso modo werden dann 
jährlich mehr Menschen ins Pensionsalter wechseln als 
Jugend liche und ImmigrantInnen zum Erwerbspotenzial hin-
zukommen. Der Altenquotient steigt bis dahin auf 56,1 wei-
terhin stark an, der Jugendquotient nur leicht auf 36,0. Der 
Gesamtquotient (Summe aus Jugend- und Altenquotient) 
steigt langfristig auf 92,1. Eine demographische Abhängigkeit 
in dieser Größenordnung wurde in Österreich bereits um 
1971 gemessen, also in der Zeit nach dem Baby-Boom. 

Damals war der Jugendquotient jedoch noch doppelt so 
hoch wie der Altenquotient; 2080 wird der Altenquotient den 
Jugendquotienten jedoch um mehr als die Hälfte übersteigen.

Der Alterungsprozess der Bevölkerung ist im Wesent lichen 
durch die aktuelle Bevölkerungsstruktur bestimmt. Höhere 
oder niedrigere Zuwanderung, schwächer oder stärker stei-
gende Lebenserwartung sowie unterschied liche Fertilitätsent-
wicklungen können diesen Prozess abschwächen oder verstär-
ken, aber nicht verhindern. Tatsache ist, dass die Zuwande-
rung den Alterungsprozess der Bevölkerung mildert, da 
ImmigrantInnen im Durchschnitt deutlich jünger sind als die 
Gesamtbevölkerung. So betrug das Durchschnittsalter der 
Bevölkerung im Jahr 2016 42,4 Jahre, jenes der ImmigrantIn-
nen 29,8 Jahre. Ohne Zuwanderung nach Österreich würde 
der Alterungsprozess demnach extrem stark ausfallen, nach 
diesem Szenario steigt der Anteil der Bevölkerung im Pensi-
onsalter langfristig auf über 36 %.Die neun Bundesländer 
Österreichs werden unterschied liche Entwicklungen erleben. 
Das stärkste Wachstum wird für Wien prognostiziert. Knapp 
40 % der internationalen Zuwanderung entfallen auf die 
Bundeshauptstadt, deshalb wird Wien künftig auch die 
jüngste Altersstruktur aller Bundesländer ausweisen. Anfang 
der 2020er Jahre sollte Wien, so wie am Ende der Monarchie, 
wieder mehr als zwei Millionen Einwohner zählen. Kärnten 
hingegen wird langfristig infolge von Geburtende�ziten und 
Binnenwanderungsverlusten an Bevölkerung verlieren und 

Prognosejahren bis 2080 sollte der Wanderungsgewinn Öster-
reichs höher sein als das erwartete Geburtende�zit, somit 
wird in Zukunft ein kontinuier liches Bevölkerungswachstum 
prognostiziert.

Neben dem Bevölkerungswachstum setzt sich künftig 
auch der Alterungsprozess fort. Derzeit be�nden sich die star-
ken Baby-Boom-Jahrgänge noch im Erwerbsalter, 2030 wird 
der Großteil bereits ins Pensionsalter gewechselt sein. Die 
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ferentiellen Vulnerabilität (di�erential demographic vulnerabi-
lity) in Vulnerabilitätsanalysen und damit verbundenen poli-
tischen Maßnahmen zu berücksichtigen. Als wesent licher 
Bestandteil einer nachhaltigen Entwicklung wurde dieser 
Ansatz bereits von mehreren ExpertInnengruppen herangezo-
gen: Zunächst in Vorbereitung des United Nations (UN) 
World Summit on Sustainable Development in 2002 (Lutz u. a., 
2002) und ein Jahrzehnt später für den RIO+20 Earth Sum-
mit (Lutz u. a., 2012). Im Kern wird bei dem Ansatz davon 
ausgegangen, dass die individuelle Vulnerabilität und die 
Fähigkeit sich an wandelnde Umweltgegebenheiten anzupas-
sen nicht nur maßgeblich zwischen Ländern, Regionen, 
Gemeinschaften und Haushalten variiert, sondern selbst 
innerhalb einzelner Familien, wobei hierbei die Faktoren 
Alter und Geschlecht eine wesent liche Rolle spielen. Die feh-
lende Berücksichtigung einer solchen demographischen 
Heterogenität kann zu einer fehlgeleiteten Politik führen, die 
nicht ausreichend auf die gefährdeten Gruppen ausgerichtet 
ist (Muttarak u. a., 2016).

Weshalb bestimmte Gruppen innerhalb einer Population 
eine höhere Vulnerabilität gegenüber sich wandelnden 
Umweltbedingungen haben, kann anhand des Zusammen-
spiels verschiedener Risikofaktoren analysiert und verstanden 
werden. Abweichungen in der individuellen Vulnerabilität 
können unterschied liche Ursachen haben wie Ungleichheiten 
in der physiologischen Anfälligkeit, der Exponiertheit sowie 
sozioökonomische und psychosoziale Faktoren, die die Risi-
kowahrnehmung und Reaktionsfähigkeit beein¯ussen. 

bald vom Bundesland Salzburg einwohnermäßig über¯ügelt 
werden. Neben Wien werden in der Ostregion auch Nieder-
österreich und Burgenland ein überdurchschnittlich starkes 
Bevölkerungswachstum erfahren. Das langfristige Wachstum 
Tirols liegt im Bundesschnitt. Abgesehen von Kärnten wird 
auch in Oberösterreich, Salzburg, Steiermark und Vorarlberg 
das künftige Bevölkerungswachstum unterdurchschnittlich 
stark ausfallen.

Kleinräumiger di±erenziert sind es im Wesent lichen die 
Ballungsräume, also die Städte und deren Umland, wo die 
Bevölkerung künftig weiter wachsen wird. In Wien gilt dies 
für alle Gemeindebezirke außer der Inneren Stadt. Periphere 
Bezirke haben hingegen mit Bevölkerungsrückgängen zu 
rechnen. Dazu zählen das nörd liche Wald- und Mühlviertel, 
das südwest liche Niederösterreich, die Ober- und Oststeier-
mark, das süd liche Burgenland sowie Osttirol und die nicht 
zentralen Bezirke Kärntens. Dort, wo die Bevölkerung wächst, 
wird künftig auch die Altersstruktur vergleichsweise jünger 
sein als in den schrumpfenden Abwanderungsbezirken.

Unterschied liche Vulnerabilität demographischer 
und sozioökonomischer Gruppen

Um Vulnerabilitäten zu reduzieren ist es wesentlich, beson-
ders betro±ene Gruppen und die konkreten Ursachen der 
Vulnerabilität zu identi�zieren. Im Einklang mit dem Sustai-
nable Development Goal 10, das die Gleichberechtigung für 
alle zum Ziel hat, gilt es, das Konzept der demographisch dif-
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Ueland und Warf (Ueland & Warf, 2006) nennen Diskrimi-
nierung am Arbeits- und Wohnungsmarkt sowie einge-
schränkten Zugang zu Hypothekenkrediten als Hauptursa-
chen für diese wohnräum liche Benachteiligung von �nanziell 
schwächer gestellten Haushalten, von der oft auch ethnische 
Minderheiten betro±en sind (Ard, 2015; Mohai u. a., 2009; 
Mohai & Saha, 2007). Die soziale Stellung in der Gesellschaft 
kann damit die ungleiche Verteilung von Umweltrisiken zwi-
schen Bevölkerungsgruppen erklären. 

Differentielle Vulnerabilität 

Des Weiteren sind demographische und sozioökonomische 
Merkmale wesent liche Ein¯ussfaktoren, ob und inwieweit 
Bevölkerungen in der Lage sind, sich gegen nachteilige Aus-
wirkungen des Klimawandels abzusichern und auf diese zu 
reagieren. In der Literatur werden häu�g ältere Menschen, 
Kinder, Frauen, Menschen mit Behinderung, Minderheiten 
und Personen mit niedrigem Einkommen als besonders vulne-
rabel gegenüber Umweltschocks beschrieben (Cutter, 1995; 
Fothergill u. a., 1999; Masozera u. a., 2007). Diese Gruppen 
haben aufgrund ihrer gesellschaftlich benachteiligten Position 
in der Regel weniger Ressourcen zur Verfügung, um Kllima-
schocks vorzubeugen und auf diese angemessen zu reagieren. 

Die Benachteiligung ist hierbei häu�g mehrdimensional: 
Sie kann u. a. sozial wegen eines Minderheitenstatus (z. B. 
Mitglieder bestimmter religiöser/ethnischer Gruppen), öko-
nomisch aufgrund eines niedrigen Einkommens- und Wohl-
standsniveaus und politisch durch fehlende Repräsentation 
und politische Entscheidungsmacht (z. B. Frauen und Kin-
der) assoziiert sein (Gaillard, 2010). Die demographischen 
und sozioökonomischen Merkmale, die die Vulnerabilität 
bedingen, hängen entscheidend von der gesellschaft lichen 
Position und den sozialen Identitäten ab. Einige Gruppen 
haben aufgrund ihrer benachteiligten Stellung geringeren 
Zugang zu ökonomischen und sozialen Ressourcen sowie 
Wissen und Informationen, die helfen würden, auf Katastro-
phen und negative Umweltein¯üsse zu reagieren (Flatø u. a., 
2017). 

Faktoren, die eine erhöhte Vulnerabilität bedingen, sind 
nicht statisch, sondern hängen von dem jeweiligen Risiko ab. 
So sind Frauen nicht immer vulnerabler als Männer. Studien 
zeigen, dass gerade junge und mittelalte Männer wegeneiner 
niedrigeren Risikowahrnehmung und einer erhöhten Risiko-
bereitschaft (z. B. Fahren eines Autos in über¯uteten Straßen, 
Überqueren von über¯uteten Brücken) ein höheres Risiko 
haben, bei Flutkatastrophen zu sterben (Ashley & Ashley, 
2008; Doocy u. a., 2013; Pereira u. a., 2017). Auch fällt es 
manchen ethnischen Minderheiten – trotz ihres oft benach-
teiligten sozialen Status – aufgrund eines engen Zusammen-
halts leichter, sich von Katastrophen zu erholen, wie beispiels-
weise die vietnamesische Minderheit in New Orleans, die 
nach Hurrikan Katrina schneller als die übrige Bevölkerung 
in die betro±enen Gebiete zurückgekehrt ist (Vu u. a., 2009). 
Dies zeigt, dass Vulnerabilitäten dynamisch sind und durch 
eine Vielzahl unterschied licher Ein¯üsse variieren. 

Physiologische Anfälligkeit

Biologische Unterschiede machen unterschied liche demogra-
phische Gruppen mehr oder weniger anfällig gegenüber extre-
men Wetterereignissen und klimatischen Schocks. So war der 
Großteil der Todesfälle während der Hitzewelle im Sommer 
2003 in 12 europäischen Ländern in der ältesten Bevölke-
rungsgruppe (> 65 Jahre) zu verzeichnen, da es für diese im 
Vergleich zu jüngeren Kohorten schwieriger ist, die Körper-
temperatur zu regulieren (Robine u. a., 2008). Gleicherma-
ßen bewirken Unterschiede in der Physiognomie und dem 
Kreislaufsystem eine höhere Anfälligkeit von jungen Kindern 
(insbesondere < 5) gegenüber starken Temperaturschwankun-
gen. Diese sind auch besonders anfällig gegenüber Malariaer-
regern, was im Falle einer Ausbreitung der Malaria aufgrund 
eines Temperaturanstiegs zu einem Anstieg der Morbidität 
und Mortalität in dieser Altersgruppe führen kann (Loevin-
sohn, 1994; WHO, 2011). Zudem sind gerade Kinder und 
ältere Menschen beim Eintreten einer Naturkatastrophe oder 
eines extremen Wetterereignisses benachteiligt, da sie im 
Schnitt über geringere körper liche Bewältigungsressourcen 
verfügen. Unterschied liche Vulnerabilität kann dementspre-
chend bis zu einem gewissen Grad durch physiologische 
Unterschiede in der Bevölkerung erklärt werden. 

Unterschiede in der Exponiertheit

Neben biologischen Faktoren beein¯ussen auch soziale Fakto-
ren das Risiko, nachteilig vom Klimawandel betro±en zu sein. 
Frauen sind (unabhängig vom Alter) stärker von Hitzewellen 
betro±en. Dieser Umstand ist nicht nur auf physiologische 
Unterschiede, wie eine verminderte Transpirationsfähigkeit 
zurückzuführen, sondern auch auf Unterschiede im Lebens-
stil (D’Ippoliti u. a., 2010). Soziale Isolation und Alleinleben 
stellen wesent liche Risikofaktoren während einer Hitzewelle 
dar. Da Frauen im Alter häu�ger alleine leben als Männer, 
weisen sie eine um 15 % höhere Sterblichkeitsrate während 
extremer Hitzewellen auf. Im Gegensatz hierzu haben Män-
ner, da sie häu�ger außerhalb des Hauses tätig sind, eine 
höhere Wahrscheinlichkeit bei Flutkatastrophen und Stür-
men zu sterben (Zagheni u. a., 2016). In diesen Fällen werden 
die Unterschiede in der Vulnerabilität durch sozial konstru-
ierte demographische Faktoren und damit einhergehende 
Normen hervorgerufen. 

Die Wahrscheinlichkeit von Naturkatastrophen und extre-
men Wetterereignissen betro±en zu sein, wird auch durch den 
sozioökonomischen Status bedingt. Verschiedene Studien zei-
gen, dass sozial und �nanziell benachteiligte Gruppen häu�-
ger in Gebieten leben, die ein erhöhtes Umweltrisiko aufwei-
sen, etwa weil sie in der Nähe einer Müllverbrennungs- oder 
Industrieanlage liegen (Braubach & Fairburn, 2010). Außer-
dem be�nden sich Niedrigeinkommenshaushalte vermehrt in 
Küsten- und Flutgebieten und sind damit häu�ger Sturm¯u-
ten und Überschwemmungen ausgesetzt, wie Studien aus 
Vietnam (Bangalore u. a., 2017), Großbritannien (Walker 
u. a., 2006) und Indien (De Sherbinin & Bardy, 2015) zeigen. 



APCC Special Report „Gesundheit, Demographie und Klimawandel“ (ASR18)

154

nahmen zur Vulnerabilitätsreduktion und zur verbesserten 
Anpassungsfähigkeit (Adaptation) helfen, die klimabedingte 
Sterblichkeit zu verringern. Empirische Studien zeigen, dass 
die Anpassungsfähigkeit entscheidend durch die sozioökono-
mische Entwicklung eines Landes, besonders im Gesund-
heits- und Bildungsbereich, bedingt wird. Bildung verbessert 
maßgeblich die kognitiven Fähigkeiten und die Problemlö-
sungskompetenzen und gibt Zugang zu Wissen und Informa-
tionen, die hilfreich sind, um auf Umweltschocks zu reagieren 
und diese zu verarbeiten (Ho±mann & Muttarak, 2017). Die 
AutorInnen Lutz u. a. (2014) zeigen in ihrer Studie, dass Län-
der mit höherem Bildungsgrad – vor allem dem von Frauen 
– eine signi�kant niedrigere Sterblichkeit aufgrund von 
Naturkatastrophen aufweisen. Eine verbesserte Bildung kann 
somit entscheidend dazu beitragen, Vulnerabilitäten und 
damit die klimabedingte Sterblichkeit zu reduzieren (Pamuk 
u. a., 2011; Montez & Friedman, 2015). 

Migration durch Klimawandel

In den vergangenen Jahren hat sich die Anzahl und Intensität 
von extremen Wetterereignissen wie schweren Stürmen, Über-
¯utungen oder Dürren deutlich erhöht (Ho±mann & Mutta-
rak, 2017). In vielen Regionen der Welt untergraben die sich 
verschlechternden klimatischen Bedingungen die Lebens-
grundlage von Haushalten. Besonders betro±en sind arme 
Haushalte in länd lichen Gebieten von Entwicklungsländern, 
deren Existenz von Subsistenzwirtschaft abhängig ist. 

Es gibt verschiedene Möglichkeiten für die Betro±enen, 
auf die sich verändernden Bedingungen zu reagieren. Eine 
Adaptionsstrategie stellt die Migration dar. Die Abwanderung 
aus klimatisch unwirt lichen Regionen ist ein globales Phäno-
men, das während der gesamten Menschheitsgeschichte eine 
große Rolle gespielt hat (Black, Bennett u. a., 2011; Hunter 
u. a., 2015). Auch aus gesundheit licher Sicht ist das ©ema 
von Bedeutung, da Migrationsbewegungen vielfältige Auswir-
kungen auf die Gesundheit sowohl der MigrantInnen als 
auch der Bevölkerung in den Zielländern haben können. 

Umweltbedingte Migration bezeichnet jede Form von 
Mobilität von Menschen, die durch klimatische Ein¯üsse aus-
gelöst wird. Diese kann sowohl intern, also innerhalb der 
Grenzen eines Landes, wie auch international sein. Es lassen 
sich Migrationsbewegungen, die durch plötz liche klimatische 
Veränderungen ausgelöst werden und die häu�g zu einer dau-
erhaften Übersiedlung des Haushalts führen (Klima¯ucht), 
von solchen unterscheiden, die als Anpassungsstrategie auf 
langfristige Veränderungen, etwa dem Verlust von kultivier-
barer Fläche, erfolgen. 

Schätzungen gehen von derzeit mehreren Millionen 
UmweltmigrantInnen weltweit aus, wobei bislang wenige 
verläss liche Zahlen existieren, die den genauen Umfang, ins-
besondere der internationalen Umweltmigration, erfassen 
(Bremner & Hunter, 2014; Morton, 2007; Myers, 2002). Die 
geschätzte Zahl der aufgrund von Naturkatastrophen, also 
kurzfristigen Ereignissen, Vertriebenen lag in den Jahren 
2008–2013 bei jährlich durchschnittlich 27,5 Millionen 

2.3.3  Gesundheitsauswirkungen 
bedingt durch Bevölkerungs-
dynamiken

Vorzeitige Mortalität durch Klimawandel und 
 klimainduzierte Naturkatastrophen 

Mit Hilfe von statistischen Verfahren hat die Weltgesund-
heitsorganisation die zukünftige Entwicklung klimabedingter 
Todesursachen geschätzt, wie etwa extreme Temperaturen, 
Über¯utungen, Durchfallerkrankungen, Malaria und Unter-
ernährung (WHO, 2014). Aufgrund klimatischer Verände-
rungen ist weltweit zwischen 2030 und 2050 mit beinahe 
250.000 zusätz lichen Todesfällen jährlich zu rechnen. Für das 
Jahr 2030 wird etwa von 38.000 zusätz lichen Todesfällen auf-
grund von Hitze, 48.000 aufgrund von Durchfallerkrankun-
gen, 60.000 aufgrund von Malaria und 95.000 zusätz lichen 
Todesfällen aufgrund von Unterernährung im Kindesalter 
ausgegangen. Es ist anzunehmen, dass die tatsäch lichen Zah-
len der klimainduzierten Mortalität sogar noch höher liegen 
werden, da die Schätzungen lediglich ausgewählte Todesursa-
chen und nicht indirekte Ein¯üsse auf die Gesundheit 
berücksichtigen, etwa den E±ekt des Klimas auf Kon¯ikte, 
ökonomische Ressourcen und Migration. 

Für Europa zeigt eine kürzlich verö±entlichte Studie von 
Forzieri u. a. (2017), die das Risikomodell des Intergovern-
mental Panel on Climate Change (IPCC) zur Schätzung von 
klimabedingten Mortalitätsrisiken verwendet, dass für den 
Zeitraum von 2071–2100 mit einem fünfzigfachen Anstieg 
klimainduzierter Todesfälle (152.000 zusätz liche Todesfälle) 
im Vergleich zur Referenzperiode 1981–2010 (3.000 klima-
bedingte Todesfälle) zu rechnen ist. Der Anstieg des Mortali-
tätsrisikos, das vor allem auf dem häu�geren Auftreten von 
Hitzewellen gründet, ist besonders in südeuropäischen Län-
dern stark ausgeprägt. 

Veränderungen in der Luftqualität sind ein weiterer klima-
bedingter Faktor, der einen entscheidenden Ein¯uss auf die 
Sterblichkeitsrate hat. So verhindern unregelmäßige oder ver-
minderte Regenfälle die Reinigung der Luft von verschmut-
zenden Partikeln wie z. B. „volatile organic compounds“ 
(VOCs) und Feinstaub. Auch Bäume emittieren vermehrt 
Schadsto±e bei erhöhten Temperaturen. Eine Reihe von Stu-
dien haben versucht, den Ein¯uss derartiger Veränderungen 
der Luftqualität auf die mensch liche Gesundheit zu schätzen 
(Silva u. a., 2013). Ausgehend von diesen Studien ist zu 
erwarten, dass die mit dem Klimawandel einhergehende Ver-
schlechterung der Luftqualität ungefähr 60.000 zusätz liche 
Todesfälle im Jahr 2030 verursachen wird. Diese Zahl soll auf 
bis zu 260.000 Todesfälle im Jahr 2100 ansteigen.

Die genauen Vorhersagen hängen entscheidend von dem 
zukünftigen Emissionsausstoß und der weiteren sozioökono-
mischen Entwicklung ab. Während Vermeidungsstrategien 
(Mitigation) dazu beitragen können, das Risiko des Eintre-
tens negativer Klimaereignisse zu verringern, können Maß-



Veränderung der Gesundheitsdeterminanten

155

genauen Messung und Vorhersage von umweltbedingten 
Migrationsprozessen einhergehen. Hinzu kommt, dass Mig-
rationsbewegungen durch eine Vielzahl sozialer, kultureller, 
politischer, recht licher und ökonomischer Kontextfaktoren 
(die sowohl in zeit licher wie auch geographischer Hinsicht 
variieren können) beein¯usst wird, was die Analyse und 
Abgrenzung zusätzlich erschwert (Hunter u.  a., 2015). 
Umweltbedingte Migration ist eng verknüpft mit Armut, die 
sich sowohl verstärkend als auch hemmend auf die Mobilität 
von Haushalten auswirken kann. Gerade den ärmsten Haus-
halten, die häu�g am stärksten von sich verschlechternden 
Umweltbedingungen betro±en sind, fehlt es an Ressourcen, 
um sich gegen Extremereignisse abzusichern und diese zu 
bewältigen (erhöhte Vulnerabilität). So können verschlech-
ternde Umweltbedingungen in armen Gegenden paradoxer-
weise zu einem Rückgang der Mobilität führen, weil Haushal-
ten die benötigten Ressourcen fehlen, um die betro±ene 
Region zu verlassen (Gray, 2009; Nawrotzki & Bakhtsiyarava, 
2016). Bei den Haushalten, die Migration als Adaptionsstra-
tegie nutzen, handelt es sich deshalb im Regelfall nicht um die 
ärmsten Haushalte, sondern oftmals jüngere Haushalte, die 
durch weniger starke Bindungen und einen kürzeren Zeitho-
rizont gekennzeichnet sind. Innerhalb des Haushalts sind es 
meist die Mitglieder ohne tiefere familiäre Bindungen, die ein 
besonders hohes Maß an Mobilität aufweisen. 

Österreich ist, wie andere west- und mitteleuropäische 
Länder, von umweltbedingter Migration – wenn auch in 
geringem Umfang – hauptsächlich als potentielles Zielland 
von MigrantInnen betro±en (Millock, 2015) (siehe Kap. 
2.3.1). Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass auch inner-
halb Österreichs und Europas sich verändernde klimatische 
Bedingungen zu verstärkten Mobilitätsprozessen führen wer-
den. So sind beispielsweise die Länder, die an die Nordsee 
grenzen, stark vom Anstieg des Meeresspiegels und dem dar-
aus resultierenden Verlust von Land¯äche betro±en (Mulli-
gan u. a., 2014; Science for Environment Policy, 2015). Eine 
Form der Mobilität in Europa, die bereits heute eine wesent-
liche Rolle spielt und die stark durch Umweltein¯üsse beein-
¯usst wird, ist der Tourismus. Auch für diese Form der kurz-
fristigen Mobilität sind weitere Veränderungen in den nächs-
ten Jahren, z. T. auch induziert durch sich verändernde 
klimatische Gegebenheiten, zu erwarten. 

Migration ist eng mit gesundheit lichen Fragestellungen 
verknüpft. Durch Migrationsbewegungen entstehen neue 
Anforderungen an die Gesundheitssysteme der Zielländer, die 
es rechtzeitig zu berücksichtigen gilt. So verfügen MigrantIn-
nen im Schnitt im Zielland über geringe sozioökonomische 
Ressourcen (wie Bildung oder �nanzielle Mittel) und haben 
aufgrund verschiedener struktureller, recht licher und kultu-
reller Barrieren oft nur eingeschränkten Zugang zur lokalen 
Gesundheitsinfrastruktur (Ho±mann, 2016; Rechel u. a., 
2013). Gerade ge¯üchtete Menschen, die aus dem außereuro-
päischen Ausland nach Österreich kommen, sind als Folge 
der entbehrungsreichen Flucht häu�g hohen gesundheit-
lichen Belastungen ausgesetzt. Zudem können traumatische 
Fluchterfahrungen und Unsicherheiten sowie die damit ver-

(IDMC, 2014). Gewaltsame Kon¯ikte stellen einen weiteren 
von der Umwelt bedingten Faktor dar, der zu kurzfristigen 
Fluchtbewegungen führen kann. So können beispielsweise 
Dürrekatastrophen zum Ausfall von Ernten führen, was Kon-
¯ikte über die knapper werdenden Nahrungsmittel zur Folge 
haben kann (Burrows & Kinney, 2016; Hsiang u. a., 2013; 
Mayrhofer, 2017; Reuveny, 2007). 

Migrationsentscheidungen werden in der Regel als Kollek-
tiventscheidungen von Haushalten getro±en (Klaiber, 2014). 
Als langfristige Anpassungsstrategie ist Migration meist 
dadurch gekennzeichnet, dass nur einzelne Mitglieder des 
Haushalts die zumeist länd liche Herkunftsregion mit dem 
Ziel verlassen, Arbeit zu �nden, um den Haushalt mit einem 
zusätz lichen Einkommen zu unterstützen. Die Erwirtschaf-
tung von Einkommen außerhalb des stark von Umweltein-
¯üssen abhängigen landwirtschaft lichen Sektors ermöglicht 
dem Haushalt, Risiken e±ektiv zu streuen und unemp�nd-
licher gegen mög liche Umweltschäden zu sein, die aufgrund 
fehlender oder gering entwickelter Kredit-, Kapital- und Ver-
sicherungsmärkte nicht ausreichend abgesichert werden kön-
nen. Kommt es zu klimatischen Veränderungen oder einem 
Umweltschock (z. B. eine Naturkatastrophe), kann die Fami-
lie auf die zusätz liche Einkommensquelle zurückgreifen 
(Findley, 1994; Gray, 2009). Neben der Erwirtschaftung von 
zusätz lichen Einkommen verringert die Migration einzelner 
Familienmitglieder aber auch den zu deckenden Nahrungs-
mittelbedarfs, was zu einer Steigerung der Resilienz, d. h. der 
Widerstandsfähigkeit eines Haushalts, beitragen kann.

Umweltbedingte Mobilität �ndet in den meisten Fällen 
innerhalb der Grenzen des Herkunftslandes statt, da für viele 
Haushalte die politischen und sozioökonomischen Kosten 
einer grenzüberschreitenden Migration zu hoch sind (Hugo, 
1996; Hunter u. a., 2015). Typischerweise vollzieht sich der 
Migrationsprozess in unterschied lichen Etappen wobei 
zunächst Destinationen im unmittelbaren Umfeld der Her-
kunftsregionen bevorzugt werden, bevor anschließend weiter 
entfernte Ziele ausgewählt werden. Nicht selten ist umweltbe-
dingte Migration zirkulär bzw. saisonal (temporäre Migra-
tion), d. h. der/die MigrantIn kehrt nach einer gewissen Zeit 
in die Herkunftsregion zurück, bevor er/sie mög licherweise 
erneut emigriert. Aufgrund der (vermeintlich) besseren 
Arbeitssituation sind städtische Ballungszentren häu�g das 
Ziel der Migration aus dem länd lichen Raum, was in vielen 
Ländern zu einer zunehmenden Urbanisierung und damit 
einhergehenden Herausforderungen (negative Auswirkungen 
auf die Umwelt, Verarmung, Gesundheitsprobleme etc.) 
führt. Der Zustrom von MigrantInnen (auch ausgelöst durch 
Umweltein¯üsse) kann einen erhöhten Druck auf den 
Arbeitsmarkt und die Löhne in Städten zur Folge haben, was 
wiederum verstärkte Mobilitätsbewegungen, auch in andere 
Länder, auslösen kann (Maurel & Tuccio, 2016). So kann 
umweltbedingte Migration, selbst wenn sie sich primär inner-
halb eines Landes vollzieht, indirekt zu einem Anstieg der 
internationalen Arbeitsmigration beitragen. 

Die komplexe Verzahnung unterschied licher Wanderungs-
bewegungen verdeutlicht die Schwierigkeiten, die mit einer 
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Automatisierung kann es aber auch zu einem Schwinden der 
Nachfrage nach mensch licher Arbeitskraft kommen (Acemo-
glu & Restrepo, 2018). 

Ein weiterer Unsicherheitsfaktor in Hinblick auf die 
Bevölkerung erwächst aus der geographischen Verteilung der-
selbigen. Das Fortschreiten der Urbanisierung in den Indust-
rieländern gilt zwar weitestgehend als Konsens, in Bezug auf 
das Ausmaß sowie die daraus resultierenden sozioökonomi-
schen, gesundheit lichen und klimarelevanten Folgen herrscht 
aber Ungewissheit. Für eine detailierte Behandlung des ©e-
mas Unsicherheit sei in diesem Zusammenhang auf die 
Shared Socioeconomic Pathways (SSPs) verwiesen (KC & 
Lutz,	2017;	O‘Neill	u. a.,	2014).

2.4   Veränderungen der 
 Wirtschaft 

Dieses Unterkapitel ist den Auswirkungen der Wirtschaft auf 
die Gesundheit und Vulnerabilität der Bevölkerung bzw. 
besonderer Risikogruppen gewidmet. Da die medizinische 
Versorgung, vorbeugende Präventionsmaßnahmen und auch 
Anpassungen an den Klimawandel mit Kosten verbunden 
sind, bestimmt die wirtschaft liche Entwicklung maßgeblich, 
ob und wie weit die Bevölkerung in der Lage ist, sich auf die 
Folgen des Klimawandels einzustellen. Dabei kommt der 
Nachhaltigkeit der wirtschaft lichen Entwicklung entschei-
dende Bedeutung zu. Nachhaltigkeit bedeutet in diesem 
Zusammenhang, die Bedürfnisse der Gegenwart zu befriedi-
gen, ohne zu riskieren, dass künftige Generationen ihre eige-
nen Bedürfnisse nicht befriedigen können (Hau±, 1987). 
Kapitel 2.4.1 behandelt die Auswirkungen des demographi-
schen Wandels auf das Wirtschaftswachstum. Dieses bestimmt 
im Wesent lichen, ob in einer Volkswirtschaft ausreichend 
materieller Wohlstand erwirtschaftet wird. Die Verteilung 
dieses Wohlstands wiederum bestimmt, wer davon pro�tiert. 
Im Falle einer besonders ungleichen Verteilung besteht trotz 
guter wirtschaft licher Entwicklung die Gefahr einer Unter-
versorgung von Teilen der Bevölkerung. Kapitel 2.4.2 widmet 
sich daher dem ©emenbereich Wirtschaftskrisen, Ungleich-
heit und Automatisierung. Kapitel 2.4.3 behandelt die Aus-
wirkungen des Klimawandels bzw. von Klimaschutzmaßnah-
men auf die Wirtschaft. Insbesondere werden die Auswirkun-
gen auf die Arbeitsproduktivität und auf Produktionsanlagen 
und Infrastruktur in den Fokus genommen.

bundenen Belastungen zu psychischen Krankheitszuständen 
wie Depressionen führen (Anzenberger u. a., 2015). Darüber 
hinaus können unter Ge¯üchteten mit der Flucht assoziierte 
infektiöse und akut behandlungsbedürftige Krankheiten auf-
treten (z. T. aufgrund fehlenden Impfschutzes). Auch wenn 
einzelne Übertragungen bei engem Kontakt möglich sind, 
besteht laut medizinischen Studien nur ein sehr geringes 
Risiko für die Allgemeinbevölkerung (Beermann u. a., 2015; 
Robert Koch Institut, 2008). Um mög lichen negativen 
gesundheit lichen Folgen und zusätz lichen Belastungen des 
Gesundheitssystems durch Migration vorzubeugen, gilt es, 
rechtzeitig adäquate Präventionsstrategien (wie Informations-
kampagnen, Behandlungsprogramme etc.) zu entwickeln, die 
Verantwort liche wie medizinisches Personal informieren und 
auf die spezi�schen gesundheit lichen Herausforderungen vor-
bereiten. 

2.3.4 Zusammenfassende Bewertung

Wie alle modellbasierten Aussagen über die Zukunft hängen 
auch Bevölkerungsprognosen mit zunehmender Länge des 
Prognosezeitraums immer stärker von den getro±enen 
Annahmen in Bezug auf zukünftige Fertilität, Mortalität und 
Migration ab. Bei den hier getätigten auf Bevölkerungsprog-
nosen basierenden Aussagen, sind daher stets gewisse Schwan-
kungsbreiten zu berücksichtigen (Abel u. a., 2016). Zugleich 
fallen diese aufgrund der Trägheit des Bevölkerungssystems 
aber geringer aus als beispielsweise bei Vorhersagen in Bezug 
auf das Klimasystem, wie sie in Kapitel 2.2 vorgestellt wur-
den. Aufgrund der Persistenz gesellschaft licher Normen ver-
ändern sich Fertilitätsraten in den seltensten Fällen innerhalb 
weniger Jahre, sondern zumeist eher über Generationen. Nur 
unter extremen Bedingungen, wie sie z. B. im Iran der 1980er 
Jahre vorherrschten, kann dieser Prozess schneller ablaufen 
(Abbasi-Shavazi & McDonald, 2006).Auch die bestimmen-
den Faktoren von Mortalität ändern sich meistens nur schlei-
chend. 

Insofern lässt sich sagen, dass die für Österreich in den 
kommenden Jahrzehnten zu erwartenden demographischen 
Wandlungsprozesse, wie sie in diesem Unterkapitel beschrie-
ben wurden, zu einem Großteil bereits in der aktuellen Bevöl-
kerungsstruktur grundgelegt sind. Größere Unsicherheit 
besteht freilich in Bezug auf das Ausmaß zukünftiger Migra-
tion, welche sowohl von „push-Faktoren“ in den Ursprungs-
ländern als auch von „pull-Faktoren“ in den Zielländern 
abhängen. Inwieweit die zukünftige politische und klimati-
sche Instabilität in den Ursprungsländern zunehmen wird, 
lässt sich genauso schwer vorhersagen wie die von den jeweili-
gen politischen Umständen in den Zielländern abhängige 
Einwanderungspolitik. Wie im nächsten Kapitel noch 
genauer besprochen wird, könnte Österreich in Zukunft mit 
anderen alternden Gesellschaften in einen Wettbewerb um 
knapper werdende Arbeitskräfte eintreten, die zum Teil 
„importiert“ werden müssten. Infolge der zunehmenden 
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schnellerem Bevölkerungswachstum sinken der Kapitalstock 
pro Kopf und das Einkommen pro Kopf, es kommt zu Wohl-
standsverlusten. Eine alternde Bevölkerung wächst (unter 
Vernachlässigung von Migration) nur langsam bzw. 
schrumpft. Somit müsste eine alternde Bevölkerung einen 
höheren Wohlstand erzielen. Diese Schlussfolgerung ist irre-
führend, weil das Modell keine Veränderungen der Alters-
struktur berücksichtigt und daher, wie eingangs erwähnt, der 
Anteil der erwerbstätigen Bevölkerung konstant bleibt – was 
in einer realen alternden Bevölkerung nicht zutri±t.

Mankiw u. a. (1992) erweitern dieses Modell um die Bil-
dung und zeigen deren positiven Ein¯uss auf das Wirtschafts-
wachstum. Der positive E±ekt von Investitionen (Kapital) 
wird durch die Erweiterung abgeschwächt, bleibt aber beste-
hen. Rasches Bevölkerungswachstum wirkt sich weiterhin 
negativ auf Wirtschaftswachstum, Einkommen und Wohl-
stand aus. Lutz u. a. (2008) bauen auf diesen Arbeiten auf, 
verfeinern aber die Ein¯üsse von Bildungs- und Altersstruk-
tur und zeigen, dass Arbeitskräfte mit tertiärer Bildung die 
Produktivität am stärksten prägen. Die Einführung neuer 
Technologien wird von den 40–65-Jährigen mit Sekundar-
schulbildung und den 15–39-Jährigen mit tertiärer Bildung 
bestimmt. Die AutorInnen folgern, dass die 40–65-Jährigen 
mit höherer Schulbildung die Übernahme vorhandener Neu-
entwicklungen vorantreiben und die 15–39-Jährigen mit aka-
demischer Bildung für Innovationen sorgen. Investitionen in 
die Bildung führen nicht nur für die Einzelnen zu höherem 
Einkommen und einem geringeren Risiko von Arbeitslosig-
keit, sondern unterstützen auch langfristiges Wirtschafts-
wachstum.

Die endogene Wachstumstheorie erklärt technischen Fort-
schritt als Folge wirtschaft licher Aktivitäten. Investitionen in 
neue Technologien und Humankapital erhöhen die Produkti-
vität und ermög lichen so langfristiges Wachstum. In Romer 
(1990) bestimmt der Bestand an Humankapital die Wachs-
tumsrate. Die Kosten für Investitionen in Forschung und 
Entwicklung (F&E) fallen sofort an, der dadurch erzielte 
Zugewinn an Produktivität erfolgt zu einem späteren Zeit-
punkt. Deshalb beein¯usst der Zinssatz die Rate des techni-
schen Fortschritts. Im Rahmen der Modellannahmen bleiben 
weniger entwickelte Länder mit geschlossener Volkswirtschaft 
langfristig auf einem Pfad mit niedrigem Wachstum. Selbst 
Länder mit einer großen Bevölkerung und damit vielen 
AkteurInnen, die ihr Wissen und ihre Ideen in den Wert-
schöpfungsprozess einbringen, können ohne internationale 
Vernetzungen nicht aufholen. Intensive Handelsbeziehungen 
bzw. Wissenstransfer mit hoch entwickelten Ländern sind 
eine grundlegende Voraussetzung für beschleunigtes Wachs-
tum. Prettner (2013) zeigt, dass die steigende Lebenserwar-
tung das Wachstum des Pro-Kopf-Outputs beschleunigt, 
wenn sie aufgrund zusätz licher Kapitalbildung zu einem Sin-
ken des Zinssatzes führt (Aksoy u. a., 2017), und dass eine 
Verringerung der Fertilität das Wachstum des Pro-Kopf-Out-
puts bremst. Unter der Annahme endogenen Wachstums 
übertri±t der positive E±ekt der steigenden Lebenserwartung 
den negativen E±ekt der sinkenden Fertilität und die Alte-

2.4.1  Wirtschaftswachstum in 
 Österreich und der Welt, 
 Auswirkungen des demo-
graphischen Wandels auf das 
Wirtschaftswachstum

Der Output einer Volkswirtschaft, gemessen als Bruttoin-
landsprodukt, wird durch den Einsatz von Produktionsfakto-
ren (z. B. Arbeit, Kapital und Boden) erwirtschaftet. Der 
demographische Wandel (siehe Kap. 2.3.1) führt zu einem 
Rückgang des Produktionsfaktors Arbeit. Stark vereinfacht 
wäre ein Rückgang des Bruttoinlandsprodukts bzw. des mate-
riellen Wohlstands zu erwarten. Es stellt sich die Frage, ob es 
gelingt diesen Rückgang durch andere Produktionsfaktoren 
oder Produktionsprozesse zu kompensieren. Die aktuellen 
Prognosen zum Wirtschaftswachstum erlauben einen opti-
mistischen Ausblick. Mittelfristig wird für den Zeitraum von 
2017 bis 2021 für den Euroraum im Durchschnitt ein reales 
Wachstum von 1,8 % erwartet, für die EU 1,9 %, für die 
OECD Staaten 2,1 % und für die gesamte Weltwirtschaft 
3,5 % (Institut für höhere Studien, 2017a). Diese Aussicht 
stützt sich auf das Wachstum von Konsum und Investitionen. 
Die Bereitschaft zu Investitionen hängt vom Zinssatz und von 
der in Zukunft zu erwartenden wirtschaft lichen Entwicklung 
ab. Nur bei positiven Zukunftserwartungen bleibt das Inves-
titionsniveau hoch.

Der im langfristigen Vergleich niedrige Ölpreis (nach Prei-
sen von über 100 USD je Barrel bis in den Sommer 2014 liegt 
der Preis seit Ende 2014 unter 70 USD je Barrel), die niedri-
gen Zinsen und der im Vergleich zu anderen wichtigen Wäh-
rungen eher schwache Euro könnten in der Eurozone kurz-
fristig für positive Impulse sorgen. Die aus österreichischer 
Sicht wichtigsten Exportmärkte sind mittel- und westeuropä-
ische Staaten (Deutschland, Italien, Schweiz, Frankreich und 
Großbritannien), die USA, Staaten aus dem CEE Raum 
(Tschechien, Ungarn und Polen) und China. Eine kleine 
Volkswirtschaft ist von der Entwicklung der Exportmärkte 
besonders abhängig. Da diese eine ähn liche demographische 
Dynamik aufweisen, ist Österreich von den Auswirkungen 
des demographischen Wandels besonders stark betro±en. Im 
Sinne einer Diversi�kation wäre es auf lange Sicht sinnvoll, 
die Handelsbeziehungen mit Ländern mit einer „jungen“ 
Bevölkerung zu intensivieren. 

Die Alterung führt zu einem Rückgang der Personen im 
erwerbsfähigen Alter; wenn weniger Arbeitskräfte weniger 
Wohlstand erwirtschaften, der wegen der steigenden Lebens-
erwartung auf mehr Leute aufzuteilen ist, ergibt das weniger 
Wohlstand für jeden Einzelnen. Bedeutet das für alternde 
Gesellschaften zwangsläu�g härtere Verteilungskämpfe? Im 
neoklassischen Wachstumsmodel nach Solow (1956) und 
Swan (1956) werden Bevölkerungswachstum und das Wachs-
tum der Arbeitskräfte als konstant angenommen, der Anteil 
der Arbeitskräfte an der Gesamtbevölkerung bleibt daher 
gleich, das Bildungsniveau wird nicht berücksichtigt. Mit 
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Heizen auf einfache Verbrennungsöfen angewiesen. Zudem 
sind die Auswirkungen des Klimawandels regional unter-
schiedlich und verstärken damit die Ungleichheit (Kopatz 
u. a., 2010).

Die Ungleichheit in der Verteilung des Wohlstands bedingt 
daher in Zeiten des Klimawandels auch eine Ungleichheit in 
Bezug auf die Bedrohung durch den Klimawandel. Das gilt 
sowohl auf der Makroebene (für die Ungleichheit zwischen 
Ländern) als auch auf der Mikroebene (für die Ungleichheit 
innerhalb einer Gesellschaft). Arbeitslose, Frauen, ältere 
Menschen, Kinder in Ein-Eltern-Haushalten oder in Mehr-
personenhaushalten mit mindestens drei Kindern und Men-
schen mit Migrationshintergrund sind eher armutsgefährdet 
und somit vulnerabler in Bezug auf den Klimawandel (Lamei 
u. a., 2013). Durch Wirtschaftskrisen können auch zunächst 
resiliente Gesellschaften bzw. Gesellschaftsschichten zuneh-
mend vulnerabel werden, z. B. durch Arbeitslosigkeit oder 
Sparmaßnahmen im Gesundheitssektor (Karanikolos u. a., 
2013).

Die Arbeitslosenquote nach Eurostat-De�nition ist in 
Österreich als Folge des Krisenquintetts (Subprimekrise – 
Finanzkrise – Wirtschaftskrise – Staatsschuldenkrise – Russ-
land-Sanktionen) von ursprünglich 4,7 % zwischen 2007 und 
2011 auf 5,5 % (2012–2015) angestiegen und erreichte 2016 
mit 6,0 % einen vorläu�gen Höhepunkt (Institut für Höhere 
Studien, 2017a, 2017b; Statistik Austria, 2017b). Als Folge 
des wieder beschleunigten Wirtschaftswachstums nimmt 
auch die Beschäftigung zu. Die Zahl der unselbständig 
Beschäftigten stieg 2016 um 1,6 %; für 2017 wird ein Anstieg 
von 1,8 % bzw. 1,4 % erwartet. Da gleichzeitig die Zunahme 
des Arbeitskräftepotenzials zurückgeht, nimmt die Arbeitslo-
sigkeit ab. Im Euroraum ist die Arbeitslosenquote seit dem 
Höhepunkt von 12 % im Jahr 2013 sogar um mehr als 2,5 
Prozentpunkte auf rund 9,5 % gesunken (Österreichische 
Nationalbank, 2017), in den EU-28 ging sie von 10,9 % im 
Jahr 2013 auf 8,6 % zurück. Zusammen mit der Steuerreform 
führt das zu einem Anstieg beim privaten Konsum. Dieser 
Anstieg unterstützt wiederum das Wirtschaftswachstum.

Die Alterung der Bevölkerung führt zu einem Rückgang 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (siehe Kap. 2.3.1). 
Die Arbeitslosigkeit sollte damit langfristig eher abnehmen, es 
wird sogar häu�g ein Arbeitskräftemangel vorausgesagt. Ob 
dieser Fall tatsächlich eintritt, hängt nicht nur von der demo-
graphischen und wirtschaft lichen Entwicklung, sondern auch 
von der Gestaltung der Produktionsprozesse ab. Die zuneh-
mende Automatisierung (auch unter den Schlagworten Digi-
talisierung bzw. Industrie 4.0 besprochen) erhöht für viele 
Berufsgruppen das Risiko, arbeitslos zu werden. Aktuell wer-
den unterschied liche Zukunftsszenarien entworfen, in denen 
vor allem im niedrig quali�zierten Bereich Arbeitsplätze ver-
loren gehen, während die Nachfrage nach hoch quali�zierten 
Arbeitskräften weiter zunimmt (Bonekamp & Sure, 2015; 
Roblek u. a., 2016; Weber, 2016). Im Gegensatz dazu vertre-
ten Autor und Dorn (2013) die ©ese, dass vor allem die 
Arbeitsplätze von Beschäftigten mit mittlerer Quali�kation 
und mittlerem Einkommen bedroht sind. Sie begründen 

rung der Bevölkerung begünstigt das langfristige Wirtschafts-
wachstum.

Der sinkende Anteil von Personen im erwerbsfähigen Alter 
führt nicht zwangsläu�g zu einer Verringerung des Wohl-
stands. Ein Vergleich mit anderen hoch entwickelten Ländern 
macht plausibel, dass die Beschäftigungsquoten in Österreich 
steigerungsfähig sind. Eine Steigerung stimuliert nicht nur 
das Wirtschaftswachstum, sie entlastet auch die Sozialsys-
teme, was wiederum Investitionen in die Bildung erleichtert. 
Bessere und e²zientere Bildungssysteme könnten zu einem 
früheren Eintritt in den Arbeitsmarkt und zu geringerer 
Arbeitslosigkeit führen. Der frühere Eintritt in den Arbeits-
markt könnte zu einer etwas höheren Fertilität führen, weil 
die wirtschaft liche Unsicherheit am Beginn der Karriere oft 
zu einer Verschiebung des Kinderwunsches führt. Besser aus-
gebildete Arbeitskräfte gehen außerdem im Durchschnitt spä-
ter in Pension. Die Bevölkerungsalterung bedeutet keine 
Bedrohung für den Wohlstand, sondern stellt vielmehr eine 
Herausforderung dar, die demographischen Trends zu nutzen. 
Bildung und Fortbildung über das gesamte Erwerbsleben, 
Maßnahmen, die die Gesundheit und Arbeitsfähigkeit lange 
erhalten sowie ein investitionsfreund liches Umfeld sind dabei 
entscheidend.

2.4.2  Wirtschaftskrisen, Ungleichheit, 
Automatisierung

Die allgemeine wirtschaft liche Entwicklung beein¯usst, 
wie eine Gesellschaft insgesamt für die Herausforderungen 
durch den Klimawandel und die demographischen Verände-
rungen gewappnet ist. Für ärmere bzw. weniger entwickelte 
Länder mit geringer Wirtschaftsleistung sind die Folgen des 
Klimawandels bedroh licher als für die hochentwickelten 
Industriestaaten. Die Verteilung des Wohlstands innerhalb 
der Gesellschaft bestimmt, welche Gruppen besonders gefähr-
det bzw. vulnerabel sind. Die unterschied liche Verwundbar-
keit ergibt sich z. B. aus dem ungleichen verfügbaren Einkom-
men oder über ungleichen Zugang zu Bildungs- und Infor-
mationsangeboten sowie zur Gesundheitsvorsorge (siehe Kap. 
2.3.1 und 2.5.2). Die zunehmende Häu�gkeit oder Verschär-
fung von Naturereignissen – wie Hochwasser oder Tornados 
– ist grundsätzlich kein gesellschaft liches, sondern ein durch 
Wetterphänomene verursachtes Problem; in Bezug auf die 
Vulnerabilität wird daraus aber ein gesellschaft liches Problem 
(Beck, 2010). Menschen die armutsgefährdet bzw. von Armut 
betro±en sind, werden durch den Klimawandel stärker und 
unmittelbarer bedroht als Wohlhabende, die über ausrei-
chend Ressourcen verfügen, um Anpassungsmaßnahmen 
(z. B. Klimaanlagen, gesunde Ernährung, Erholung in kühle-
ren Regionen, Verlegung des Wohnsitzes) vorzunehmen. 
Ungleichheit besteht auch in Bezug auf die Verfügbarkeit von 
leistbarer Energie. Viele Menschen in süd lichen Ländern sind 
nicht mit Elektrizität versorgt und daher beim Kochen und 
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Schönhart u. a., 2014). Diese Vorteile könnten jedoch teil-
weise oder womöglich vollständig durch negative Klimafol-
gen verloren gehen, insbesondere durch häu�ger werdende 
extreme Wettereignisse und der Störung natür licher Ökosys-
teme (Zulka & Götzl, 2015). Die Forstwirtschaft wird wahr-
scheinlich negativ durch den Klimawandel betro±en sein, da 
sich wärmere Winter positiv auf die Anzahl der schäd lichen 
Borkenkäfer auswirken. Zudem werden häu�ger vorkom-
mende Stürme das Waldwachstum bremsen (Lexer u. a., 
2015). Ebenso sind negative Klimafolgen für das produzie-
rende Gewerbe zu erwarten. Diese umfassen neben erhöhten 
Kühlungskosten bei wärmeemp�nd licher Ware oder Produk-
tionsprozessen vor allem die Verzögerungen von (Just-in-time) 
Lieferketten durch Störungen der Infrastruktur (Urban & 
Steininger, 2015). Im Hinblick auf den österreichischen Tou-
rismus stehen sich wirtschaft liche Schäden in der Wintersai-
son und Zugewinne im Sommer gegenüber. Der Wintertou-
rismus wird dabei durch die klimabedingte fallende Schneesi-
cherheit besonders stark getro±en. Dessen wirtschaft liche 
Einbußen übersteigen bei weitem die positiven Auswirkun-
gen auf den Sommertourismus, welche sich durch längere 
Warmwetterphasen ergeben (Köberl u. a., 2015). Eine Anpas-
sung durch künst lichen Schnee wird aufgrund der zukünftig 
zu hohen Wintertemperaturen als keine durchführbare Adap-
tionsstrategie angesehen (Steiger & Abegg, 2011). In Steinin-
ger u. a. (2016) wurde eine umfassende Betrachtung, bei wel-
cher nicht nur die Auswirkungen des Klimawandels auf ein-
zelne Sektoren in Betracht gezogen wird, sondern ebenfalls 
die gesamtwirtschaft lichen Beziehungen berücksichtigt wer-
den, vorgenommen. Darin kommen die AutorInnen zum 
Schluss, dass insgesamt negative Auswirkungen des Klima-
wandels auf das Bruttonationaleinkommen als auch auf die 
Wohlfahrt zu erwarten sind. 

Auswirkungen auf die Arbeitsproduktivität

Der globale Klimawandel erhöht langfristig Temperaturen 
und verändert somit die Bedingungen, unter welchen Men-
schen arbeiten. Dies betri±t nicht nur die Arbeit im Freien, 
sondern bei ungenügendem Schutz auch die Beschäftigung in 
Innenräumen. Die wissenschaft liche Evidenz belegt eindeu-
tige negative Auswirkungen auf die Arbeitsproduktivität 
durch Hitze (Kjellstrom, Kovats u. a., 2009). Studien auf glo-
baler Ebene identi�zieren dabei die größten Produktivitäts-
schäden in ohnehin warmen Weltregionen (Kjellstrom, Hol-
mer u. a., 2009, Dunne u. a., 2013). Es sind jedoch auch 
negative Konsequenzen für Österreich zu erwarten. Im Rah-
men des Projekts COIN wurden die Produktivitätsauswir-
kungen des Klimawandels bewertet, basierend auf Projektio-
nen hinsichtlich regionaler Temperaturen, Luftfeuchtigkeit 
und Windgeschwindigkeit in Österreich (Urban & Steinin-
ger, 2015). Gesamtwirtschaftlich verursachen demnach kli-
matische Veränderungen Produktivitätsverluste in Österreich. 
Am stärksten sind arbeitsintensive Wirtschaftszweige betrof-
fen, wie etwa die Sektoren Gesundheit, Einzelhandel, Immo-
bilien und der ö±ent liche Sektor. Die größten Auswirkungen 

diese Entwicklung damit, dass Computer e²zient und präzis 
Routineaufgaben erledigen können, bei denen vorgegebene 
Regeln befolgt werden müssen. Hochquali�zierte Tätigkei-
ten, die Intuition, Kreativität und Eigenständigkeit erfordern, 
können nur eingeschränkt automatisiert werden. Außerdem 
fehlt Computern bzw. von Computern gesteuerten Robotern 
eine Schnittstelle zur Interaktion mit Menschen oder mit 
Objekten, deren Form und Lage nicht vorhersehbar ist. Des-
halb ist die Automatisierung von Tätigkeiten, die eine verbale 
Kommunikation mit anderen Menschen oder die Erkennung 
und physische Handhabung unterschied licher Gegenstände 
erfordern, mit hohen Kosten verbunden und mitunter 
unwirtschaftlich. Im von Autor und Dorn skizzierten Szena-
rio würde die Ungleichheit sogar noch stärker steigen, weil 
gerade die Arbeitsplätze im mittleren Einkommenssegment 
verloren gehen. Beschäftigte, denen der Aufstieg in hochqua-
li�zierte und hochbezahlte Berufe nicht gelingt, sind in die-
sem Szenario von Arbeitslosigkeit bedroht bzw. müssen in 
den Niedriglohnsektor wechseln. Insgesamt würde die Zahl 
der Beschäftigten abnehmen. Sollte dieser Fall tatsächlich ein-
treten, stellt die Alterung der Gesellschaft keine Bedrohung 
für den Arbeitsmarkt dar, sondern mildert die Auswirkungen 
der zunehmenden Digitalisierung und Automatisierung.

2.4.3  Auswirkungen des Klima-
wandels und der Klimaschutz-
maßnahmen auf dieWirtschaft 

Auswirkungen auf die Wirtschaftsleistung und das 
Wachstum

Zahlreiche Studien gehen von negativen Auswirkungen 
des Klimawandels auf die Wirtschaftsleistung aus. Vor allem 
in den letzten Jahren konnten hierzu empirische Belege 
gefunden werden, basierend auf historischen Wirtschafts- 
und Temperaturdaten. So zeigen beispielsweise Dell u. a. 
(2009), dass höhere Jahresdurchschnittstemperaturen mit 
geringerer Wirtschaftsleistung assoziiert sind, sowohl im Län-
dervergleich als auch im Vergleich von Regionen innerhalb 
eines Landes. Außerdem weisen die AutorInnen in Dell u. a. 
(2012) ebenfalls deut liche und negative Auswirkungen von 
höheren Temperaturen auf das Wirtschaftswachstum nach, 
jedoch lediglich für arme Länder. Obwohl diese Literatur 
klimabedingte wirtschaft liche Schäden bisher hauptsächlich 
in armen Ländern feststellen kann, so könnten zukünftige, 
bisher nicht dagewesene, Temperatur- und allgemeine Wet-
terextrema auch Länder wie Österreich wirtschaftlich betref-
fen. Dann sind direkte Auswirkungen auf die österreichische 
Wirtschaft im Bereich der Land- und Forstwirtschaft zu 
erwarten. Mehrere Studien weisen darauf hin, dass erhöhte 
Temperaturen und damit einhergehende verlängerte Wachs-
tumsphasen sowie der CO2-Düngee±ekt Erntemengen 
zunächst positiv beein¯ussen könnten (Mitter u. a., 2015; 
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auf die Haushalte. So führen beispielsweise höhere Energie-
preise zu einer stärkeren �nanziellen Belastung. Da der Anteil 
der Ausgaben für Energie in einkommensschwächeren Haus-
halten höher liegt, können sich CO2-Steuern regressiv auswir-
ken und die bereits vulnerablen ärmeren Bevölkerungsgrup-
pen noch stärker gefährden (Fullerton, 2008). Empirische 
Evidenz verortet in der Regel einen existenten aber schwachen 
Regressivitätscharakter von Klimaschutzmaßnahmen (Baran-
zini u. a., 2000; Fullerton & Heutel, 2011). Die Regressivität 
kann jedoch abgemildert werden durch eine entsprechende 
progressive Umverteilung von Steuereinnahmen (Barker & 
Köhler, 1998). Außerdem kann der Umstieg auf umwelt-
freundliche Technologien über den gesamten Lebenszyklus 
eines Produkts sogar zu Kosteneinsparungen führen, wie z. B. 
bei einem Elektroauto (Samaras & Meisterlin, 2008).

2.4.4 Zusammenfassende Bewertung

Bedingt durch den demographischen Wandel wird der Anteil 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter abnehmen. In 
einem optimistischen Szenario kann dieser Rückgang durch 
Bildung und zunehmende Automatisierung ausgeglichen 
werden. Im günstigen Fall kann so das erreichte Wohlstands-
niveau aufrechterhalten bzw. sogar weiter gesteigert werden. 
Die höhere (gesunde) Lebenserwartung kann sich positiv auf 
die wirtschaftliche Entwicklung auswirken, indem z. B. das 
Pensionsantrittsalter angepasst wird und steigende Kapitalbil-
dung für Investitionen genutzt wird. Weiters kann eine inten-
sivere internationale Vernetzung den technischen Fortschritt 
und damit auch das Wirtschaftswachstum beschleunigen. 
Abgesehen vom Wachstum kommt der Verteilung des Wohl-
stands eine große Bedeutung zu. Zu den armutsgefährdeten 
Personen gehören insbesonders Arbeitslose, Frauen, ältere 
Menschen, Kinder in Ein-Eltern-Haushalten oder in Mehr-
personenhaushalten mit mindestens drei Kindern und Men-
schen mit Migrationshintergrund. Diese sind wiederum stär-
ker vom Klimawandel bedroht, da sie nicht über die erforder-
lichen Resourcen verfügen, um sich vor den negativen 
Auswirkungen zu schützen. Verteilungspolitische Maßnah-
men und die Reintegration in das Erwerbsleben werden daher 
in Zukunft eine größere Bedeutung erlangen. Der Klimawan-
del verursacht z. B. durch Stürme, Starkregen, Hagel, Hoch-
wasser oder Vermurungen direkte Schäden an der ö±entli-
chen Infrastruktur sowie an Produktionsanlagen. Darüberhi-
naus verringern höhere Temperaturen die Arbeitsproduktivität 
und damit die Wirtschaftsleistung.

in Österreich sind dabei in Wien, dem Wiener Umland sowie 
dem Burgenland zu erwarten.

Auswirkungen auf Produktionsanlagen und die 
Infrastruktur

Durch höhere Temperaturen und damit häu�ger auftretende 
Extremwetterereignisse wird der Klimawandel die ö±ent liche 
Infrastruktur und die Produktionsanlagen beein¯ussen. Welt-
weit sind hier vor allem Küstenregionen aufgrund des vom 
Klimawandel ausgelösten steigenden Meeresniveaus betro±en 
(McGranahan u. a., 2007). Außerdem stellen erhöhte Nieder-
schlagsmengen sowie häu�ger auftretende Wetterextreme als 
Folge wachsender Durchschnittstemperaturen eine Gefahr 
für die ö±ent liche und private Infrastruktur auch abseits der 
Küstenregionen dar. In Österreich sind die Auswirkungen 
von Wetterereignissen auf die Straßeninfrastruktur von gro-
ßer wirtschaft licher Bedeutung. Bereits jetzt verursachen Nie-
derschläge Schäden von jährlich ca. 18 Millionen Euro. Die 
Schadenskosten werden sich unter Berücksichtigung von Pro-
jektionen hinsichtlich Niederschlagsmengen und Straßennut-
zung im Laufe der nächsten 40 Jahre vorrausichtlich mehr als 
verdoppeln (Bednar-Friedl u. a., 2015). Ebenso ist zu erwar-
ten, dass die durch Hochwasser von Fließgewässern in Öster-
reich verursachten Kosten steigen werden. Die wirtschaft-
lichen Auswirkungen variieren zwischen den verschiedenen 
Wirtschaftszweigen. Durch notwendige Wiederherstellungs-
arbeiten werden die Sektoren Produktion und Handel eher 
pro�tieren, wohingegen ö±ent liche Ausgaben durch �nanzi-
elle Leistungen zur Schadensabdeckung belastet werden 
(Prettenthaler u. a., 2015).

Auswirkungen durch Klimaschutzmaßnahmen

Die oben genannten negativen Auswirkungen auf die Wirt-
schaft machen, neben anderen Gründen, eine entschiedene 
Reduktion von Treibhausgasemissionen notwendig. Es ist 
jedoch zu erwarten, dass Klimaschutzmaßnahmen sich eben-
falls auf die Wirtschaft auswirken können. So gehen die häu-
�g genannten Klimaschutzinstrumente, CO2-Steuern sowie 
-Zerti�kathandel notwendigerweise mit Preissteigerungen 
von karbonintensiven Gütern einher, welche sich negativ auf 
die Wettbewerbsfähigkeit nationaler Sektoren auswirken kön-
nen und beispielsweise in Österreich zu steigender Arbeitslo-
sigkeit und Einkommensverlusten führen könnten. Beson-
ders für die USA weisen mehrere Studien starke negative 
Wettbewerbse±ekte durch Klimaschutzmaßnahmen nach 
(Levinson & Taylor, 2008; Aldy & Pizer, 2015). Internatio-
nale Abkommen können jedoch Anreize zur Abwanderung 
von karbonintensiver Produktion vermindern oder eliminie-
ren. Ebenso können Klimaschutzmaßnahmen die Entwick-
lung und Verbreitung neuer umweltfreund licher Technologie 
fördern (Kemp & Pontoglio, 2011), sodass heimische Sekto-
ren international kompetitiver werden. 

Neben den Folgen für die produzierende Wirtschaft, 
haben Klimaschutzmaßnahmen auch direkte Auswirkungen 
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und Unfallversicherungsgesetz (Teschner, 1994), 1888 das 
erste österreichische Krankenversicherungsgesetz (Horr, 
1963) und 1889 das Bruderladengesetz (Rudolf, 1989), das 
die Knappschaftskassen mit den übrigen Krankenkassen 
gleichstellte.

Die Erste Republik (nach dem Zusammenbruch der öster-
reichisch-ungarischen Monarchie 1918) ist durch einen 
bedeutenden Ausbau der Sozialpolitik gekennzeichnet. Dazu 
gehören nach der Einführung der Arbeitslosenversicherung 
im Jahre 1920, der weitere Ausbau der Sozialversicherung mit 
den Regelungen für Angestellte, Land- und Forstarbeiter, die 
Ausweitung der Krankenversicherung auf alle in einem 
Arbeits-, Dienst- oder Lohnverhältnis stehenden Personen 
sowie 1926 durch das Angestelltenversicherungsgesetz die 
Regelung der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung 
für Privatangestellte (Hofmarcher, 2013).

Die Zwischenkriegszeit wurde maßgeblich durch den 
Mediziner Julius Tandler geprägt, der 1919 in den Wiener 
Gemeinderat gewählt und zum Unterstaatssekretär und Lei-
ter des Volksgesundheitsamtes bestellt wurde. 1920 schuf er 
das Krankenanstaltengesetz und sicherte damit den österrei-
chischen Krankenhäusern die Übernahme der Kosten durch 
Bund, Länder und Gemeinden. Als amtsführender Stadtrat 
für das Wohlfahrts- und Gesundheitswesen der Stadt Wien 
kämpfte Tandler mit großem Engagement gegen die auch 
noch kriegsbedingte katastrophale Situation auf dem Gesund-
heitssektor und für den Ausbau der Fürsorge. Ganz besonders 
engagierte er sich in der Bekämpfung der hohen Säuglings-
sterblichkeit und der Tuberkulose (Maderthaner, 1997).

Im Gegensatz zu dieser Entwicklung – Sozialausgaben in 
Österreich nahmen von 10,7 % an den Staatsausgaben 1923 
auf 23,5 % 1932 zu (Tálos, 1995) – stand die Politik ganz im 
Zeichen des Austrofaschismus. Es kam zu Kürzungen des 
Krankengeldes, zur Einschränkung der Familienversicherung 
und der Einführung der Beitragsp¯icht zur Krankenversiche-
rung für Rentenempfänger.

Der „Anschluss“ an das Deutsche Reich 1938 brachte auch 
bezüglich der Sozialversicherung mit der Reichsversiche-
rungsordnung deutsche Rechtsvorschriften mit sich. Die 
Selbstverwaltung der Sozialversicherung wurde abgescha±t 
und durch das „Führerprinzip“ ersetzt (Rudolf, 1989).

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges und der Wieder-
errichtung der Republik Österreich wurde am 12. Juni 1947 
das Sozialversicherungs-Überleitungsgesetz eingeführt, die 
Selbstverwaltung war damit wieder hergestellt. Als Dachorga-
nisation wurde 1948 der Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger eingerichtet.

Das ab 1.1.1956 geltende Allgemeine Sozialversicherungs-
gesetz (ASVG) löste die bis dahin geltenden Gesetze auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung ab. Es fasste die Kranken-, 
Unfall- und Pensionsversicherung für ArbeiterInnen und 
Angestellte in Industrie, Bergbau, Gewerbe, Handel, Verkehr 
und Land- und Forstwirtschaft zusammen und regelte außer-
dem die Krankenversicherung der PensionistInnen. Die 
Krankenversicherung sah nun z. B. vor, Arbeitsunfähigkeit 
infolge einer Krankheit als eigenen Versicherungsfall anzuer-

2.5   Veränderungen der 
 Gesundheitssysteme 

Das österreichische Gesundheitssystem ist ein zentraler Sek-
tor des Staates. Im Jahr 2015 waren knapp 400.000 Personen 
bzw. rund 7 % der Erwerbstätigen im Gesundheits- und Sozi-
alsektor beschäftigt (Statistik Austria, 2017a). Die Gesund-
heitsausgaben beliefen sich auf rund 35 Milliarden Euro oder 
10,3 % des Bruttoinlandproduktes (Statistik Austria, 2018). 
Das österreichische Gesundheitssystem ist durch hohe Res-
sourcenausstattung und Inanspruchnahme charakterisiert, 
rund 270 Spitäler und mehr als 45.000 Ärzte stehen zur Ver-
fügung. Österreich hat eine der höchsten Krankenhaushäu-
�gkeiten (Aufenthalte im Verhältnis zur Bevölkerung) und 
Ärztedichten (Ärzte im Verhältnis zur Bevölkerung) der Welt 
(Bachner u. a., 2013). 

Bisher wurde das ©ema Klimawandel in der österreichi-
schen gesundheitspolitischen Debatte wenig prominent 
behandelt, zunehmende klimabedingte Ereignisse stellen das 
Gesundheitssystem jedoch vor zentrale Herausforderungen. 
Einerseits ist eine Verantwortung als zentraler Wirtschafts-
zweig und Emittent von Treibhausgasen gegeben, andererseits 
werden die gesundheitlichen Folgen des Klimawandels zu 
erhöhter Inanspruchnahme führen. Beide Prozesse bedingen 
vielseitige Anpassungsstrategien. Im Folgenden werden diese 
Herausforderungen dargestellt und gleichzeitig eine inhaltli-
che Brücke zu Kapitel 4 geschlagen, das u. a. Lösungs- und 
Anpassungsstrategien aufarbeitet.

Entwicklung des österreichischen Gesundheits-
systems

Eine wesentliche Basis des Gesundheitssystems in Österreich 
stellt die gesetzliche Regelung der Sozialversicherung dar. 
1889 wurde die österreichische Sozialversicherung als Selbst-
verwaltung, im heutigen Sinne, erstmals eingeführt.

Die sinkende Volksgesundheit und somit die verminderte 
Verfügbarkeit wehrtauglicher Männer und die aufstrebende 
Arbeiterbewegung waren vorrangig die treibenden Kräfte für 
die Initiierung einer solchen Sozialversicherung nach dem 
Vorbild der Bismarckschen staatlichen Sozialgesetze (Eckhart, 
2009).

Die Wurzeln für eine soziale Absicherung reichen bis ins 
Mittelalter zurück, wobei u. a. den sogenannten Bruderladen 
der Bergleute große Bedeutung zukam. Im 19. Jahrhundert 
gab es im Kaisertum Österreich (später Österreich-Ungarn) 
bereits – allerdings meist wirkungslose – Verordnungen zur 
sozialen Absicherung, wie z. B. die Dienstbotenordnung von 
1810, die Gewerbeordnung von 1859 oder die Einführung 
der Allgemeinen Arbeiter-, Kranken- und Invalidenunterstüt-
zungskasse 1868 in Wien, um nur einige zu nennen.

Der Einführung der österreichischen Sozialversicherung 
im Jahr 1889 gingen zahlreiche Beratungen voraus, 1887 
sanktionierte schlussendlich Kaiser Franz Joseph das Arbeiter- 
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niedergelassenen Primärversorgung (insbesondere der Allge-
meinmedizin). Hier ergibt sich auch eine der größten Heraus-
forderungen des Systems, da aufgrund der Altersverteilung 
große Pensionierungswellen vor allem in ländlichen Gebieten 
prognostiziert werden. Gleichzeitig wird es für die Sozialversi-
cherungsträger zunehmend schwerer, Kassenstellen in ruralen 
Gebieten nachzubesetzen. Hier soll vor allem mit Primärver-
sorgungszentren gegengesteuert werden, die mehrere ÄrztIn-
nen beschäftigen können und somit attraktivere Arbeitsplätze 
darstellen als der derzeitige Regelfall der Einzelordination des 
Allgemeinmediziners.

Der Primärversorgung wird auch eine Schlüsselrolle hin-
sichtlich der Prävention und Behandlung von klimainduzier-
ten Gesundheitsfolgen zugeschrieben. Angesichts der man-
nigfaltigen gesundheitlichen Auswirkungen des Klimawan-
dels werden vor allem regionale Antworten auf diese 
Phänomene benötigt werden. Die lokalen Gesundheitsdien-
steanbieter – und dabei insbesondere die Allgemeinmediziner 
als erste lokale Anlaufstelle – nehmen dabei eine tragende 
Rolle ein (Blashki u. a., 2007). 

Neben hoher Zufriedenheit mit dem Gesundheitssystem 
und Gewährleistung nachhaltiger Finanzierung legt die aktu-
elle Gesundheitsreform (2016–2021) auch einen Schwer-
punkt auf die Steigerung der Gesundheitskompetenz, die 
ebenfalls eine große Bedeutung hinsichtlich des Umgangs mit 
klimainduzierten Ereignissen hat. Die Stärkung der individu-
ellen Gesundheitskompetenz ist als eine der wesentlichsten 
und e±ektivsten Anpassungsstrategien zu sehen (siehe Kap. 
4). Durch Wissensvermittlung und Aufklärung kann Verhal-
ten beein¯usst werden (z. B. das Vermeiden von übermäßiger 
Sonnenexposition, ausreichende Flüssigkeitszufuhr etc.). 

2.5.1  Einfluss des Klimawandels auf 
Gesundheitssysteme global und 
in Österreich

Die gesundheitlichen Auswirkungen des Klimawandels sind 
mittlerweile unumstritten und durch zahlreiche Studien und 
Publikationen belegt (APCC, 2014). Damit wird der Klima-
wandel nicht nur zu einer umweltpolitischen, sondern auch 
zu einer der zentralsten gesundheitspolitischen Herausforde-
rungen des 21. Jahrhunderts (Costello u. a., 2009). Zu aktu-
ellen Schwierigkeiten für nationale Gesundheitssysteme, wie 
z. B. die Auswirkungen des demographischen Wandels, 
kommt somit noch eine weitere hinzu, deren Stärke und Aus-
maß stark von der Vulnerabilität von Regionen, Bevölke-
rungsgruppen und (Gesundheits-)Systemen abhängt. 
Obgleich die Entwicklungsländer des Südens unter wesent-
lich stärkeren direkten und indirekten Auswirkungen des Kli-
mawandels leiden, sind auch die Länder Europas – und damit 
Österreich – zunehmend betro±en (Krämer u. a., 2013).

Direkte Folgen ergeben sich aufgrund von Schäden und 
Krankheiten, beispielsweise als Folge von extremen Wetterer-

kennen, das Krankengeld wurde erhöht und der Mutterschutz 
ins Krankenversicherungsrecht übernommen (Horr, 1963).

Die stetige Novellierung des ASVG verbesserte einerseits 
die soziale Situation deutlich – waren 1955 70,20 % der 
Bevölkerung versichert, so waren es 1980 99,4 % (Tálos, 
1981) –, andererseits machte sich schon bald die Problematik 
der Finanzierung des Gesundheitswesens in Österreich 
bemerkbar. 

Im Gesundheitsbereich wurden zahlreiche neue Leistun-
gen präventiven Charakters eingeführt, darunter z. B. die 
Gesundenuntersuchungen seit 1974. Ab 1980 traten erneut 
Finanzierungsprobleme des österreichischen Sozialversiche-
rungsmodelles auf, ausgelöst durch Konjunkturschwankun-
gen und die überproportional steigenden Aufwendungen für 
Krankenhäuser. Dies lag sowohl am laufenden Ausbau von 
Leistungen als auch an der steigenden Lebenserwartung. 
Diese demographische Entwicklung führt durch die Behand-
lung von Alterskrankheiten zu erhöhten Kosten. 

1978 (bis 1996) wurde zur Bewältigung der Finanzie-
rungsprobleme der KrankenanstaltenZusammenarbeitsfonds 
(KRAZAF) gegründet. Gleichzeitig setzte man sich das Ziel, 
die österreichische Krankenanstalten�nanzierung zu refor-
mieren. Der KRAZAF �nanzierte sich aus Mitteln der 
Umsatzsteuer und der Sozialversicherung. Mit einer Verein-
barung über die Reform des Gesundheitswesens und der 
Krankenanstalten�nanzierung wurde der KRAZAF mit 
Beginn 1997 durch einen Strukturfond auf Bundesebene und 
neun Landesfonds abgelöst und die angestrebte leistungsori-
entierte Krankenanstalten�nanzierung (LKF) eingeführt 
(Eckhart, 2009).

Seit 1889 besteht nun in Österreich das soziale Kranken-
versicherungssystem, das seit 2010 durch die Einbeziehung 
von EmpfängerInnen der bedarfsorientierten Mindestsiche-
rung 99,9 % der Bevölkerung Zugang zu medizinisch hoch-
wertigen Leistungen ermöglicht. Das Gesundheitssystem 
�nanziert sich aus Steuer- und Sozialversicherungsmitteln, 
die Belastungen der Lohnkosten durch die Krankenversiche-
rungsbeiträge sind daher relativ gering. Zu den Herausforde-
rungen des Systems gehört nach wie vor die Stärkung von 
Gesundheitsförderung und Prävention. 

Aktuelle Gesundheitsreformen

Die Gesundheitsreformen der letzten Jahre widmeten sich vor 
allem einer Verbesserung der Koordination und Steuerung 
des Gesundheitswesens ohne explizit auf den Klimawandel 
einzugehen. Nachhaltige Finanzierung soll u. a. durch Entlas-
tungen des bettenführenden intramuralen Bereichs erreicht 
werden. Qualitativ gleichwertige ambulante Leistungen sind 
dabei der vollstationären Leistungserbringung (Aufenthalt 
mit mindestens einer Nächtigung) vorzuziehen. Einige der 
verfolgten Strategien der aktuellen Gesundheitsreform „Ziel-
steuerung-Gesundheit“ wirken sich jedoch begünstigend auf 
klimabedingte Anpassungsstrategien und Erfordernisse aus.

In diesem Kontext legt die aktuelle Gesundheitsreform 
„Zielsteuerung-Gesundheit“ einen Fokus auf den Ausbau der 
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gen. Das Aktivitätsfeld 9 adressiert unmittelbar Gesundheit 
und nennt 8 Handlungsempfehlungen, die meist präventiver 
Natur sind (siehe Kap. 4.3.1). Beide Prozesse sollen sich 
gegenseitig verstärken.

2.5.2  Auswirkungen des Klima-
wandels auf die Gesundheits-
versorgung

Die gesundheitlichen Folgen des Klimawandels werden in 
Kapitel 3 ausführlich beschrieben, gemein ist ihnen der mit-
telbare oder auch unmittelbare Ein¯uss auf die Gesundheits-
systeme bzw. die Gesundheitsversorgung, wobei die E±ekte 
äußerst vielfältig und oftmals schwer kausal fassbar sind. In 
Anlehnung an den APCC Sachstandsbericht 2014 können 
Gesundheitsfolgen des Klimawandels und damit verbunden 
systemische Auswirkungen in direkte (primäre), indirekte 
(sekundäre) und tertiäre Auswirkungen unterschieden wer-
den. 

Zu den o±ensichtlichsten direkten gesundheitlichen Aus-
wirkungen zählen beispielsweise steigende Inzidenzen von 
Verletzungen durch extreme Wetterereignisse oder akute 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen aufgrund von Hitze. Sekun-
däre gesundheitliche Klimafolgen ergeben sich durch Viruser-
krankungen bedingt durch regional neuartig auftretende 
Insekten, Atemwegserkrankungen durch Verschlechterung 
der Luftqualität, Allergien durch regional neu auftretende 
P¯anzen, Haut- und Krebserkrankungen durch intensivere 
Sonneneinstrahlung und Hitze, bakterielle Infektionen durch 
abnehmende Lebensmittel- und Wasserqualität und auch 
psychische Traumata durch Extremereignisse (Gerlinger, 
2013). Schließlich können noch tertiäre Auswirkungen 
genannt werden, die ebenfalls indirekte Ein¯üsse haben, 
indem beispielsweise Klimastressoren in anderen Weltregio-
nen zu Migrationsbewegungen führen, die die Gesundheits-
syteme zusätzlich belasten (APCC, 2014).

Dies bedeutet für das Gesundheitssystem, dass eine ver-
stärkte Vorhaltung entsprechender präventiver, notfalltechni-
scher und kurativer Kapazitäten für den Katastrophenfall aber 
auch für langfristige gesundheitliche Auswirkungen, wie etwa 
zunehmende Prävalenzen von chronischen (Atemwege, 
Tumore, Allergien) oder akuten herzkreislaufbedingten 
Erkrankungen notwendig ist. Die Bereitstellung und die 
Inanspruchnahme bewirken nicht nur gesundheitsökonomi-
sche Implikationen (siehe Kap. 2.5.3), sondern tragen ihrer-
seits selbst durch verstärkte Emissionen zum Klimawandel bei 
(z. B. durch Kühl- und Heizsysteme, Bescha±ung und Trans-
port etc.). 

Wissenschaftliche Studien zu klimainduzierten zukünfti-
gen Vorhaltekapazitäten in Österreich liegen derzeit nicht vor, 
es existiert jedoch eine fragmentierte Evidenz zur Krankheits-
last (siehe Kap. 3) etwa im Falle von vermehrten Hitzetagen. 
So kamen Hutter u. a. (2007) zum Ergebnis, dass im Zeit-

eignissen. Die direkt belasteten Umweltsysteme vermitteln 
weitere Ein¯üsse, wie zunehmende Luftverschmutzung und 
sich verändernde Muster von vektor-, nahrungs- bzw. wasser-
basierten Erkrankungen, die zu einer unmittelbaren Nachfra-
gesteigerung von Gesundheitsleistungen sowohl präventiver 
als auch kurativer Natur führen. Für den Public Health 
Bereich ergeben sich spezi�sche Herausforderungen, die 
Anpassungsstrategien in mehreren mit dem Gesundheitssys-
tem verwobenen Bereichen notwendig machen. 

Status Quo und Herausforderungen aus der Public 
Health Perspektive 

Ein¯üsse auf die Bevölkerungsgesundheit sind gleichzeitig 
direkte oder indirekte Ein¯üsse auf das Gesundheitssystem. 
Im engeren Sinne de�niert die WHO Gesundheitssysteme als 
die Gesamtheit aller Organisationen, Menschen und Hand-
lungen, deren primäres Ziel es ist, Gesundheit zu fördern, 
wiederherzustellen und zu erhalten (WHO, 2018). Im Sinne 
eines determinantenorientierten Ansatzes hat die De�nition 
in den letzten Jahren eine Erweiterung erfahren und so sind 
nun auch Anstrengungen, die zur Verbesserung der Gesund-
heitsdeterminanten (siehe Kap. 2.2) beitragen, als „Health in 
all Policies“-Ansatz miterfasst. Gesundheitliche Folgen des 
Klimawandels sind demnach durch eine gesundheitsorien-
tierte Gesamtpolitik zu beein¯ussen, die in Österreich meist 
außerhalb des Gesundheitssystems verortet ist, dennoch aber 
vom Gesundheitssystem im engeren Sinne adressiert werden 
kann (Blashki u. a., 2007).

Die vielen unterschiedlichen klimabedingten Gesund-
heitsrisiken zeigen die Notwendigkeit eines breiten Hand-
lungsspektrums auf, das nicht nur die AkteurInnen des 
Gesundheitssystems umfasst, sondern darüber hinaus koordi-
natives Handeln erfordert. Insbesondere in Österreich ist die 
Akteurslandschaft durch starke Fragmentierung hinsichtlich 
der Zuständigkeiten geprägt. Dies erhöht nicht nur die Kom-
plexität des Gesundheitssystems selbst, sondern stellt auch 
eine über alle Sektoren hinweg zentrale Herausforderung dar. 

Im österreichischen Gesundheitssystem wurde in diesem 
Zusammenhang mit den Gesundheitszielen Österreich ein 
breiter Stakeholderprozess aufgesetzt, der mit dem Gesund-
heitsziel 4 „Luft, Wasser, Boden und alle Lebensräume für 
künftige Generationen sichern“, versucht, im Sinne eines 
„Health in all Policies“-Ansatzes den Zusammenhang zwi-
schen Gesundheit und Klima in anderen Politikfeldern zu 
positionieren und mit Maßnahmen zu hinterlegen. Derzeit 
sind mehr als 20 staatliche und nicht staatliche Institutionen 
unter der Koordination des Bundesministeriums für Gesund-
heit und Frauen beteiligt. 

Ein ähnlicher Ansatz wird auch in der österreichischen Kli-
mawandelanpassungsstrategie verfolgt, deren Ziel es ist, nach-
teilige Auswirkungen des Klimawandels auf Umwelt, Gesell-
schaft und Wirtschaft zu vermeiden und die sich ergebenden 
Chancen zu nutzen (BMLFUW, 2017). Der Prozess wird 
vom Lebensministerium koordiniert und entwickelt entlang 
von 14 Aktivitätsfeldern schrittweise Handlungsempfehlun-
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Arbeitslosigkeit etc.) weisen fast durchgängig einen 
schlechteren Gesundheitszustand auf. 

2. Des Weiteren sind sozioökonomisch benachteiligte Grup-
pen deutlich stärker von den oben ausgeführten – tenden-
ziell die Vulnerabilität erhöhenden – Lebensbedingungen 
betro±en als besser gestellte Gruppen. So sind z. B. Men-
schen mit geringerem Einkommen und Bildung viel häu�-
ger in Berufen zu �nden, die in Hinblick auf Klimaverän-
derungen besondere Belastungen mit sich bringen und in 
Wohnsituationen (sowohl hinsichtlich Lage und Qualität 
als auch Wohnform), die eine erhöhte Vulnerabilität 
bedingen. Besonders ausgeprägt ist dies bei der großen 
Gruppe von MigrantInnen, die in sozial prekären Verhält-
nissen lebt.

3. Außerdem sind die Kompensations- bzw. Anpassungsmög-
lichkeiten an Klimaveränderungen ungleich verteilt. Perso-
nen mit geringerem Einkommen haben viel seltener die 
Chance, beispielsweise über die Gestaltung oder Ausstat-
tung der Wohnung (Begrünung, „Verschattung“, Klima-
anlagen etc.) oder durch Urlaube, die Belastungen auf-
grund der Klimaveränderungen zu reduzieren. 

Dies bedeutet, dass soziökonomisch benachteiligte Perso-
nen eine besonders hohe Vulnerabilität aufweisen, weil sich 
die Belastungen auf mehreren Ebenen gegenseitig verstärken 
und zugleich wenig Kompensations- oder Anpassungsmög-
lichkeiten vorliegen. Entsprechend zeigte sich in der Vergan-
genheit bei spezi�schen durch Klimaveränderungen verur-
sachten besonderen Belastungen (Hitze, klimabedingte 
Naturkatastrophen etc.) eine besondere Betro±enheit von 
sozioökonomisch benachteiligten Gruppen – oft nochmals 
verstärkt, wenn dies mit anderen Vulnerabilitäten (z. B. Alter) 
einhergeht. So war bei der Hitzewelle in Wien im Jahr 2003 
die Sterblichkeit in den einkommensschwachen Bezirken 
besonders hoch (Hutter u. a., 2007). 

Laut aktuellen SILC-Daten sind 14 Prozent der in Öster-
reich lebenden Menschen als armuts- und ausgrenzungsge-
fährdet einzustufen. Ein deutlich erhöhtes Risiko der Armuts-
gefährdung haben kinderreiche Familien, Ein-Eltern-Haus-
halte, MigrantInnen, Frauen im Pensionsalter, arbeitslose 
Menschen sowie HilfsarbeiterInnen und Personen mit gerin-
ger Bildung (Eurostat, 2018). 

Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass Wohlfahrt je nach 
Bevölkerungsgruppe unterschiedlich wahrgenommen wird. 
Sind zwei Personen mit unterschiedlichem Einkommen von 
demselben gesundheitlichen E±ekt betro±en, so werden sie 
diesen unterschiedlich wahrnehmen. Aus diesem Grund ist es 
empfehlenswert, dass die Ergebnisse ökonomischer Bewer-
tungen zu den gesundheitlichen Folgen, die durch die Folgen 
des Klimawandels entstehen, nicht nur auf aggregierter Ebene 
betrachtet werden, sondern auch di±erenziert nach unter-
schiedlichen Bevölkerungsgruppen (Schmitt u. a., 2016; 
WHO, 2013).

raum 1998–2004 an Hitzetagen die Anzahl der Todesfälle 
unter der älteren Bevölkerungsschicht (65+) in Wien signi�-
kant anstieg. Im Jahr 2003 gab es eine Häufung von Hitzeta-
gen, die zu 180 zusätzlichen Todesfällen führte. Zumindest 
130 dieser Todesfälle hätten gemäß Hutter u. a. durch 
prompte medizinische Hilfe und rechtzeitige Aufklärung der 
Risikogruppen zum Verhalten bei extremer Hitze verhindert 
werden können. Moshammer u. a. (2009) konnten zeigen, 
dass ebenso in ländlichen Regionen (Mühlviertel) die Sterb-
lichkeit signi�kant von Temperaturschwankungen beein¯usst 
wird (Moshammer u. a., 2009). Auf ähnliche Zahlen kom-
men auch andere AutorInnen, daher ist davon auszugehen, 
dass alleine in Europa jährlich mehrere tausend hitzebedingte 
Todesfälle vermeidbar wären (Kovats & Ebi, 2006).

Evidenz aus den USA zeigt, dass sich die Hospitalisie-
rungsraten aufgrund von Hitzeexposition um 393  % für 
jeden Anstieg um 10° Fahrenheit über der Durchschnittstem-
peratur erhöhen. Ischämische Schlaganfälle führten zu einem 
3 %igen und akutes Nierenversagen zu einem 15 %igen 
Anstieg der Spitalsaufnahmen in Kalifornien (Basu u. a., 
2012). 

Vulnerable Gruppen und Hoch-Risiko-Gebiete 

Das Phänomen gesundheitlicher Ungleichheit wird durch kli-
maassoziierte Veränderungen vielfach verstärkt. Meist sind 
die (auch ohne Klimawandel) vulnerablen Bevölkerungsgrup-
pen (siehe Kap. 2.3.1) besonders betro±en und hinsichtlich 
präventiver Maßnahmen in den Vordergrund zu stellen. Dies-
bezüglich gilt es, auch aufseiten des Gesundheitssystems, ver-
schiedene Faktoren zu beachten.

Eine wichtige Rolle spielen biologische Unterschiede: Kin-
der (hier vor allem Säuglinge und Kleinkinder) sowie ältere 
(und vor allem sehr alte) Menschen haben eine höhere Vulne-
rabilität ebenso chronisch kranke bzw. gesundheitlich beein-
trächtigte Menschen.

Darüber hinaus ergeben sich aus der spezi�schen Lebenssi-
tuation unterschiedliche Vulnerabilitäten, wobei u. a. die 
Arbeits- und die Wohnsituation von besonderer Relevanz 
sind. Menschen, die vorrangig im Freien arbeiten (z. B. auf 
Baustellen, in der Landwirtschaft) und/oder körperlich sehr 
anstrengende Arbeit leisten (z. B. viele Formen der Fabriksar-
beit, Lagerarbeit, P¯ege, Erntearbeiter) sind Klimaverände-
rungen viel stärker ausgesetzt als Menschen, die körperlich 
weniger anstrengende Arbeit in (klimatisierten) Büros leisten. 
Desgleichen sind Bevölkerungsgruppen, die in stark verbau-
ten Gebieten leben, von den Klimafolgen stärker betro±en als 
Menschen, die in oder nah bei Grünräumen wohnen. Beson-
ders vulnerabel sind obdachlose Menschen sowie Personen, 
die in Wohnungen mit schlechter Bausubstanz (z. B. ohne 
ausreichende Isolierung) und/oder Überbelag leben. 

Besonders relevant in Hinblick auf die Vulnerabilität sind 
sozioökonomische Faktoren. 
1. Zunächst zeigt sich bei fast allen Gesundheitsindikatoren 

ein „sozialer Gradient“, d. h. sozial benachteiligte Gruppen 
(sichtbar durch Armutsgefährdung, geringere Bildung, 
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hinsichtlich Hoch-Risiko-Gebieten und vulnerablen Bevöl-
kerungsgruppen. 

2.5.3  Auswirkungen auf Gesundheits-
ausgaben

Der Klimawandel bringt eine breite Palette an Implikationen 
für die menschliche Gesundheit und damit verbunden auch 
für die nationalen Gesundheitssysteme mit sich. Extreme 
Temperaturen bzw. extreme Wetterereignisse sowie Luftver-
schmutzung haben Ein¯uss auf die Morbidität und Mortali-
tät einer Bevölkerung. Dies wirkt sich im Gesundheitssystem 
durch eine erhöhte Inanspruchnahme von Leistungen aus; in 
der Wirtschaft werden die E±ekte durch krankenstandsbe-
dingte Produktivitätseinbußen sichtbar. Durch den Klima-
wandel induzierte gesundheitliche Belastungen betre±en 
somit nicht nur Einzelpersonen, sondern auch die Gesamtge-
sellschaft und gehen mit zusätzlichen, teilweise vermeidbaren, 
Verlusten an Lebensqualität und Einkommen einher. 

Diese Wirkungsmechanismen können monetär bewertet 
werden, wobei anzumerken ist, dass sich Prognosen als 
schwierig darstellen, da mitunter das Versursacherprinzip, ein 
sonst gängiger Mechanismus in Umweltfragen, für den Kli-
mawandel praktisch nicht anwendbar ist. Internationale 
Organisationen wie die Weltgesundheitsorganisation (WHO, 
2013, 2015) geben dennoch Anhaltspunkte für die Berech-
nung der wirtschaftlichen Kosten, die im Zusammenhang 
mit dem Klimawandel und dem Fehlen geplanter Anpas-
sungsmaßnahmen entstehen. Durch die monetäre Bemes-
sung gesundheitlicher E±ekte aufgrund der Folgen des Kli-
mawandels soll Entscheidungsträgern eine evidenzbasierte 
Informationsgrundlage geliefert werden, um das Ausmaß der 
E±ekte abschätzen zu können und darauf aufbauend entspre-
chende Gegenmaßnahmen einzuleiten. 

Für Aussagen über die Auswirkungen des Klimawandels 
auf die nationalen Gesundheitsausgaben ist die Datenverfüg-
barkeit hinsichtlich Morbidität und Mortalität, Behandlungs-
kosten (stationär und ambulant) und gegebenenfalls poten-
zieller Produktivitäts- und Lebensqualitätseinbußen Voraus-
setzung (WHO, 2013). Diese Daten sind jedoch nicht immer 
bzw. teilweise nur schwer verfügbar, wodurch internationale 
Evidenz zum ©ema Klimawandel und Gesundheitsausgaben 
nur in sehr limitierter und fragmentierter Form vorliegt. 
Ökonomische Bewertungen, die Kosten und Nutzen von spe-
zi�schen Gesundheitsmaßnahmen zum Schutz der Gesund-
heit vor den Folgen des Klimawandels untersuchen, liegen 
kaum vor (Hutton, 2011; Hutton & Menne, 2014).

Guy Hutton und Menne (2014) zeigen in einem Review 
ökonomische Evidenz zu gesundheitlichen E±ekten des Kli-
mawandels für Europa (siehe Tab. ). Insgesamt konnten vier-
zig Studien zu diesem ©ema identi�ziert werden, wovon 
acht Studien die Kosten von Gesundheitsschäden, die in 
Zusammenhang mit dem Klimawandel stehen, berechnet 

Prävention des Klimawandels im Gesundheits-
system

Die Primärprävention des Klimawandels an sich ergibt sich 
durch staatliche oder globale Maßnahmen, die seine direkte 
Bekämpfung im Fokus haben (CO2-Reduktion). Sie �nden 
meist außerhalb des Gesundheitssystems im engeren Sinne 
statt und erfordern u. a. Interventionen in Umwelt-, Wirt-
schafts-, Verkehrs- und Technologiepolitik. 

Zwar erzeugt der Gesundheitssektor selbst eine beachtliche 
Menge an klimasensitiven Emissionen, dieses Phänomen 
steht jedoch selten im Fokus der Klimadebatte. Studien haben 
gezeigt, dass Maßnahmen im Gesundheitswesen (z. B. hohe 
thermische Gebäudestandards, e²zientes Energiemanage-
ment, Umstieg auf erneuerbare Energieträger) ein nennens-
wertes Reduktionspotenzial besitzen (z. B. NHS Carbon 
Footprint, siehe Kap. 4.3). Gesundheitsförderung und 
Krankheits-Prävention reduzieren zudem die Nutzung des 
Gesundheitssystems und fördern somit indirekt den Klima-
schutz. 

Die gesundheitspolitische Agenda ist meist von Bemühun-
gen geprägt, deren eigentliche Intention E²zienzsteigerun-
gen und Kostensenkungen darstellen und u. a. die Reduktion 
von vermeidbaren Aufenthalten bezwecken. Diese Ziele ste-
hen nicht notwendigerweise in Wettbewerb mit Klimaschutz-
zielen, sondern ergänzen sich vielmehr gegenseitig. Pro-
gramme wie die aktuelle Gesundheitsreform Zielsteuerung-
Gesundheit, die die Steigerung der Gesundheitskompetenz, 
den Ausbau von gesundheitsförderlichen und präventiven 
Maßnahmen sowie die Inanspruchnahme ambulanter vor sta-
tionärer Behandlung fordern, unterstützen so implizit den 
Klimaschutz (BMGF, 2017, Zielsteuerungsvertrag). 

Derzeit �nden die aktiven Bemühungen des Gesundheits-
wesens hinsichtlich Klimaschutzes eher punktuell und auf 
regionaler Ebene statt. Da die Gesundheitsversorgung viel-
fach in die Verantwortung der Bundesländer fällt, kommt es 
zu regionalen Unterschieden. Das österreichische Netzwerk 
gesundheitsfördernder Krankenhäuser und Gesundheitsein-
richtungen, an dem zur Zeit 35 Einrichtungen teilnehmen, 
hat sich u. a. explizit das Ziel gesetzt, als Energie- und Res-
sourcenverbraucher durch strategische Optimierung des Ein-
kaufs- und des Abfallmanagements erheblich zum Umwelt-
schutz beizutragen (BMGFJ, 2008). Manche Einrichtungen 
konnten bereits Mobilitätskonzepte, nachhaltige Müllkon-
zepte, Einkaufsgemeinschaften und Energiegewinnungskon-
zepte umsetzen (APCC, 2014).

Prävention der Folgen des Klimawandels im 
Gesundheitssystem

Die prominenteste Präventionsebene im Zusammenhang mit 
Klimawandel und Gesundheit bezieht sich auf die Prävention 
seiner Symptome. Es geht meist um Vermeidung oder 
Abschwächung von direkten und indirekten gesundheitlichen 
Folgen. Aus präventiver Sicht ergeben sich dabei Brennpunkte 
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Kreislauf-Erkrankungen und Lungenkrebs. Ökonomische 
E±ekte wurden einerseits verbesserter Luftqualität sowie 
andererseits erhöhter gesundheitsfördernder physischer Akti-
vität zugerechnet. Je nach gewähltem Szenario kann durch 
eine Verbesserung der Luftqualität ein Einsparungspotenzial 
(direkte und indirekte Kosten) der Gesundheitsausgaben in 
Höhe von 7,4 Millionen Euro (Green Mobility) bis 9,8 Milli-
onen Euro (Zero Emissions) erzielt werden. Die Spanne des 
Einsparungspotenzials durch eine erhöhte gesundheitsförder-
liche physische Aktivität reicht von 4,4 Millionen Euro (Green 
Mobility) bis 9,2 Millionen Euro (Zero Emissions). Die ökono-
mische Bewertung der Veränderung des Ernährungsverhal-
tens und die damit verbundenen Veränderungen auf Gesund-
heit wurden mittels direkter Kosten aufgrund von vermiede-
nen Diabetes- und Darmkrebserkrankungen und der 
reduzierten Gesamtsterblichkeit berechnet und je nach Szena-
rio auf 15,8 Millionen Euro (Happier Animals) bzw. 24,2 Mil-
lionen Euro (Healthier People) geschätzt. Indirekte Kostenein-
sparungen aufgrund eines Rückgangs der Krankenstände 
bedingt durch verminderte Morbidität und Mortalität wer-
den auf 65,4 Millionen Euro (Happier Animals) bzw. 179,2 
Millionen Euro (Healthier People) geschätzt (Haas u. a., 
2016). 

Richter u. a. (2013) konzentrierten sich in einer Untersu-
chung auf mit dem Klimawandel in Verbindung stehende 
Allergien und deren Kosten. Unter Annahme unterschiedli-
cher Szenarien wurde die Verbreitung von Ambrosiapollen in 
Österreich und Bayern simuliert. Unter den extremer gewähl-
ten Klimaszenarien und ohne entsprechende Anpassungs-
maßnahmen wurden jährliche Behandlungskosten für Aller-
gien zwischen 290–365 Millionen Euro (Zeithorizont 2050) 
geschätzt. 

haben. Insgesamt zeigt die Evidenzsammlung ein sehr hetero-
genes Bild hinsichtlich der zugrundeliegenden Diagnosen 
(Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Salmonellen bzw. nicht wei-
ter spezi�zierte Diagnosen bedingt durch Hitze und Luftver-
schmutzung), Zeithorizont (2011–2100), Berechnungsme-
thode (CGE Modelle, Bottom-up Modellierungen) sowie 
Kosten bzw. Einsparungspotenzialen (38 Milliarden jährliche 
Ersparnisse bis 147 Milliarden Euro jährliche Kosten). 

Sowohl in Guy Hutton und Menne (2014) als auch bei 
anderen Quellen (Hübler u. a., 2008; Kovats u. a., 2011; Mer-
rill u. a., 2006; Schmeltz u. a., 2016; Watkiss u. a., 2009) wird 
ersichtlich, dass die erhöhte Mortalität aufgrund von Hitze-
wellen ein verbreiteter Maßstab für die ökonomische Bewer-
tung des Klimawandels und seiner E±ekte auf die Gesundheit 
ist.

Für Österreich liegt kaum gesundheitsökonomische Evi-
denz vor, die klimainduzierte E±ekte auf die Gesundheit eva-
luiert. Ein Versuch, den E±ekt von klimabedingten Verände-
rungen auf die Gesundheitsausgaben monetär zu bemessen, 
wurde im Projekt ClimBHealth unternommen. Der Fokus 
der Untersuchung lag dabei auf den Bereichen urbane Mobi-
lität sowie Ernährung. Um die gesundheitlichen E±ekte öko-
nomisch zu bewerten, wurden direkte medizinische Kosten 
(nicht-medizinische Kosten für Transporte, Aufenthalte für 
Angehörige etc. wurden aufgrund fehlender Datengrundlage 
in den Berechnungen nicht berücksichtigt) für die stationären 
Aufenthalte von PatientInnen sowie für Medikamente heran-
gezogen. Die Berechnung der indirekten Kosten basierte auf 
Veränderungen in der Zahl der Krankenstandstage sowie der 
Sterblichkeit. Bei der ökonomischen Bewertung von Verän-
derungen im Bereich urbaner Mobilität wurden folgende 
Diagnosen berücksichtigt: Atemwegserkrankungen, Herz-

Diagnose Region Jahr Methode Jährliche Kosten bzw. 
 Einsparungspotenzial Quelle

Herz-Kreislauf-, Atemwegs- 
und Durchfalls erkrankungen EU 2050 CGE** 38 Milliarden Euro Ersparnis (Bosello u. a., 

2006)

Hitze, Salmonellen, Flut EU 2080 Bottom-up* 46–147 Milliarden Euro Kosten (Kovats u. a., 
2011)

Hitze EU 2080 Bottom-up* 50–118 Milliarden Euro (Watkiss u. a., 
2009)

Salmonellen EU 2011–2040 Bottom-up* 70–140 Millionen Euro (Watkiss u. a., 
2009)

Herz und Atemwege EU 2050 Bottom-up* 125 Milliarden Euro (Holland u. a., 
2011)

Luftverschmutzung
OECD 
Europa, 

Ost-Europa
2100 CGE** 0,0 2 % des BIP (Nordhaus  

& Boyer, 2000)

*Bottom-up bedeutet, dass unterschiedliche E±ekte der wirtschaftlichen Auswirkungen des Klimawandels nach Sektoren untersucht wurden, ohne die Verbin-
dung zwischen sektoralen Auswirkungen und der breiteren Wirtschaft, wo es Auswirkungen auf die Preise von Waren und Dienstleistungen und die daraus 
resultierende Nachfrage geben könnte, zu untersuchen.
**CGE (Computable General Equilibrium) ist ein ökonometrisches Simulationsmodell, bei dem mittels spezieller Software Auswirkungen in unterschiedlichen 
Wirtschaftssektoren berechnet werden können.

Tab. 2.3: Evidenz für ökonomische Effekte klimabedingter Gesundheitsschäden
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Vor dem Hintergrund ökonomischer Veränderungen, die 
sich stark auf Produktionsprozesse und den globalen Güter-
austausch auswirken, hat der Klimawandel das Potential, 
bestehende Ungleichheiten zu verschärfen und neue Ungleich-
heiten zu erzeugen. Menschen am unteren Ende der Einkom-
mensverteilung weisen sowohl im globalen als auch im natio-
nalen Rahmen eine größere Vulnerabilität auf, was durch den 
Klimawandel noch verschärft wird, weil sie infolge reduzier-
ten Wachstums den Großteil der ökonomischen Einbußen zu 
schultern haben werden (siehe Kap. 2.4.2). Dieser Entwick-
lung gilt es entgegenzuwirken, indem die Rahmenbedingun-
gen globalen Wirtschaftens nachhaltig gestaltet werden. 
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